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Europa kommt nicht zur Ruhe. Kaum schien nach dem
deprimierenden Scheitern des Versuchs, dem histori-
schen Einigungswerk endlich eine Verfassung zu ge-

ben, der Plan B nach mühsamen Händeln halbwegs gelungen, macht die irische
Mehrheit, kein halbes Prozent der Bürger der Union, auch diese abgemagerte
Hoffnung zunichte. Und nun, der Plan C? Jetzt wäre freilich einmal wieder ein
großer Schritt nach vorn fällig, vielleicht als Kerneuropa, dem andere folgen,
wenn sie soweit sind.

»Sorge um Israel«, unser Thema zum 60. Jahrestag der Gründung des
Judenstaates. Wir danken herzlich Avi Primor, dem ehemaligen Botschafter
Israels in der Bundesrepublik. Er steuert nicht nur den leitenden Essay zum
Thema bei, sondern hat die Redaktion mit Rat und Tat unterstützt. Ihm und
unserem Mitherausgeber Klaus Harpprecht, der sich dabei persönlich be-
sonders engagiert hat, gilt der Dank der Redaktion.

Frieden im Nahen Osten ist möglich, trotz alledem. Das ist die zentrale
Botschaft.Alle Bestrebungen wirklicher Verständigung zwischen den Konflikt-
parteien sind immer aufs Neue auf dieselben Kernpunkte einer Einigung ge-
stoßen. Avi Primor zeigt sie auf. Für sie findet sich in beiden Gesellschaften,
der palästinensischen und der israelischen, überwältigende Zustimmung.
Woran es fehlt, ist das Vertrauen, dass die beteiligten Akteure selbst die Kraft
aufbringen, sie ins Werk zu setzen und zuverlässig zu garantieren. Nicht an den
Konzepten selbst, sondern an der Frage der dauerhaft zuverlässigen Gewähr-
leistung ihrer Einlösung scheitern daher die Friedensbemühungen in einer
Region, die eigentlich längst schon zu erschöpft ist, um ihre bitteren Konflikte
unbeirrt fortzuführen.

Die Beiträge unserer Autoren zum Thema, Stimmen aus Israel, Palästina
und Deutschland, beschränken sich nicht auf die große Strategie. Sie geben
höchst aufschlussreiche Einblicke in Stimmungslagen und Befindlichkeiten der
Region, in Erwartungen,Ansprüche und Ängste und, auf Seiten der Palästinen-
ser, die tiefe Verbitterung.

Hausmitteilung: Ab sofort ist unsere neue Website zugänglich mit vielen
neuen Funktionen einschließlich eines Diskussionsforums.

Während der Drucklegung erfahren wir vom Tod unserer langjährigen
Freundin und Weggefährtin, Autorin und Beirätin unseres Blattes, Susanne
Miller. Wir sagen großen Dank. Sie wird uns sehr fehlen. Die ausführliche
Würdigung kommt im nächsten Heft.
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Den Israelis und Palästinensern wie auch wahrscheinlich den meis-
ten Beobachtern in aller Welt scheint heute eine Lösung des Nah-
ostkonflikts unmöglich zu sein. 60 Jahre nach Beginn des Kriegs-
zustandes im Nahen Osten, nach unzähligen Friedenskonferenzen
und Friedensprozessen schwindet die Hoffnung, jemals einen ech-
ten Frieden zu erreichen. Dennoch ist der Weg zur Beilegung der
Fehde nicht nur bekannt, er liegt sogar auf der Hand. Bereits kurz
vor Ende des Jahres 2000, in dem die Friedensverhandlungen von
Camp David zwischen Premierminister Barak und Palästinenser-
präsident Jassir Arafat, unter aktiver Beteiligung des amerikani-
schen Präsidenten Bill Clinton, gescheitert waren und die höchst
blutige zweite Intifada ausgebrochen war,wurde ein erster Friedens-
entwurf verkündet. Dieser wurde von Clinton unter dem Titel
»Clinton-Parameter« vorgelegt. Seither wurden mehrere Friedens-
projekte veröffentlicht – amerikanische, arabische, palästinensische
und israelische Friedensvorschläge der internationalen Gemein-
schaft, und auch manche der Zivilgesellschaft, vor allem der israeli-
schen und der palästinensischen. Im Januar 2002 proklamierte die
saudi-arabische Regierung einen kühnen Plan, der dem Staat Israel
unter bestimmten Bedingungen nicht nur die Anerkennung anbot,
sondern auch die umfassende Normalisierung der Beziehungen mit
Saudi-Arabien wie auch mit allen anderen arabischen Staaten.
Dieser Plan wurde kurz darauf von der Arabischen Liga, also von al-
len arabischen Ländern, fast vollständig übernommen. Im Sommer

desselben Jahres veröffentlichte der amerikanische Präsident George W. Bush
seinen Friedensplan, die »Bush-Vision«. Im Jahr 2003 wurde der viel diskutierte
»Fahrplan« (Roadmap) des Nahost-Quartetts (EU, UNO, USA und Russland)
vorgelegt. Und ebenfalls im Jahr 2003 gab es zwei Friedensentwürfe der
Zivilgesellschaft, einer davon der so genannte »Genfer Vertrag«. Der andere war
ein gemeinschaftliches Projekt des Präsidenten der Al-Quds-Universität Prof.
Sari Nusseibeh und des ehemaligen Befehlshabers der israelischen Kriegs-
marine und der Geheimdienste, des heutigen Kabinettsministers Ami Ayalon.
Im Jahr 2004 wurde ein Friedensplan der palästinensischen Insassen israelischer
Gefängnisse publiziert, der alle überraschte. Im November 2006 hielt Minister-
präsident Ehud Olmert am Grab Ben-Gurions eine Grundsatzrede, in der er
über seine Ideen und Prinzipien zu einem Friedensvertrag im Nahen Osten
Aufschluss gab. Im Januar 2007 wiederholte Saudi-Arabien sein Angebot von
2002, worauf die Arabische Liga ihre Loyalität zu diesem Friedensplan bekräf-
tigte. Und es gab noch andere Lösungsvorschläge.
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Friedenspläne mit vielen Überschneidungen

Beim Vergleich dieser Friedenspläne muss man feststellen, dass sie alle von den
gleichen Prinzipien und Kriterien sprechen, dass sie sich in Wirklichkeit alle
mehr oder weniger überschneiden. Sie unterscheiden sich nur in Formulie-
rungen und gelegentlich auch in der empfohlenen Reihenfolge der zu ergrei-
fenden Maßnahmen. Die Vorstellung aber, wie ein Friedensvertrag für den
Nahen Osten aussehen soll, scheint in allen Fällen ein und dieselbe zu sein. In
groben Zügen lässt sich diese folgendermaßen zusammenfassen: Israels Gegner
müssen den Staat Israel anerkennen und mit ihm nicht nur Frieden schließen,
sondern auch in jedem Bereich aktiv mit dem Staat Israel zusammenarbeiten.
Die Sicherheit des Staates Israel muss auf glaubwürdige Art und Weise gewähr-
leistet sein. Israel muss die besetzten Gebiete und die
Siedlungen räumen, allerdings nicht unbedingt bis zur
alten, bis vor dem Sechstagekrieg gültigen Grenze. Es
könnte ein Landaustausch vorgenommen werden, so-
lange die Palästinenser so viel Fläche zurückbekom-
men, wie sie verloren haben. Das Prinzip der Teilung
des Landes soll auf Demografie beruhen,d.h.wo Paläs-
tinenser leben, soll ein Palästinenserstaat entstehen, und wo Israelis leben, soll
der Staat Israel aufrecht erhalten werden. Die Stadt Jerusalem muss wieder ge-
teilt werden, wobei es allerdings zwischen den beiden Teilen der Stadt keine
Grenzen oder Schranken geben soll. Und das Problem der palästinensischen
Flüchtlinge muss so gelöst werden, dass die Flüchtlinge in Würde leben können,
ohne die Integrität und Sicherheit des Staates Israel zu beeinträchtigen.

Woran die Umsetzung scheitert

Wenn es tatsächlich nur einen Friedensplan geben kann, dem darüber hinaus
alle zustimmen, stellt sich die Frage, warum er nicht in die Tat umgesetzt wird.
Sind die Spitzenpolitiker der beiden Hauptkontrahenten, der Israelis und der
Palästinenser, nicht offen und nicht fortschrittlich genug, um diese allgemein
akzeptierten Prinzipien anzuerkennen? Nein, das ist nicht der Fall. Mit
Ausnahme der regierenden Hamas im Gazastreifen sind die führenden Kräfte
der Palästinenser im Westjordanland, also die legitime palästinensische Regie-
rung, wie auch die meisten Spitzenpolitiker der israelischen Regierung wohl-
wollend, realistisch und ehrlich. Diejenigen, die auf beiden Seiten die Verhand-
lungen führen, wollen tatsächlich eine Vereinbarung erzielen und stimmen
allen Prinzipien der Friedensentwürfe pauschal zu. Ihr Problem liegt nicht in
gravierenden, unüberwindbaren Meinungsverschiedenheiten. Dennoch haben
beide Regierungen das gleiche Problem: Sie sind viel zu schwach und instabil,
um irgendwelche kühnen Pläne in die Tat umzusetzen. Die israelische Regie-
rung regiert unter Bewährungsfrist. Die Koalition Olmerts ist aus einander
widersprechenden Parteien zusammengesetzt.Auch Olmerts Kadima-Partei ist
keine einheitliche Partei. Sie besteht aus zwei Gruppierungen, wobei die eine,
relativ moderate, aus der Arbeitspartei kommt (wie z.B. der Staatspräsident
Shimon Peres und die Parlamentspräsidentin Dalia Itzik), während die andere
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aus der Likud-Partei kommt und in vielen Fällen der Likud-Ideologie treu ge-
blieben ist. Solange Olmert nichts in Bewegung setzt, solange er an der Grund-
lage seiner Politik nichts ändert und den Friedensbemühungen nur Lippen-
bekenntnisse zollt, kann die Koalition zusammenhalten. Sobald er aber sach-
liche Schritte in Richtung Frieden durchsetzen will, zerfällt die Koalition und
vorgezogene Wahlen werden unvermeidlich. Meinungsumfragen zufolge wer-
den Olmert und seine Partei diese deutlich verlieren. Auf palästinensischer
Seite sieht die Lage nicht viel besser aus. Präsident Mahmoud Abbas und seine
Regierung versuchen, sich unter bürgerkriegsähnlichen Umständen über Was-
ser zu halten und können sich auch nicht viel leisten. Darüber hinaus sollen

Anfang 2009 in den palästinensischen Gebieten Neu-
wahlen stattfinden und kein Mensch kann heute deren
Resultate vorhersagen. Bislang besteht Mahmoud Ab-
bas darauf, nicht wieder zu kandidieren.

Die Stärke einer Regierung hängt von der Rücken-
deckung ab, die sie von ihrer Bevölkerung erhält. Be-

deutet also die Schwäche der beiden Regierungen, dass ihre jeweilige Bevöl-
kerung die altbekannten Prinzipien eines Friedenskompromisses ablehnt?
Demoskopien belegen das Gegenteil. So gibt es in Israel eine stabile Zweidrittel-
mehrheit, die allen Komponenten der möglichen Friedensverträge zustimmt.
Unter den Palästinensern ist die Mehrheit gelegentlich noch größer. Damit aber
beschreiben die Meinungsumfragen die Realität nicht vollständig. Weitere
Umfragen deuten auf eine widersprüchliche Tendenz innerhalb der israeli-
schen Bevölkerung hin. Auf die Frage, wen sie im Falle vorgezogener Wahlen
wählen würden, antwortet wiederum eine gleichbleibende Mehrheit der Isra-
elis, sie würden das rechte, sich den Friedensprinzipien widersetzende Lager an
die Macht bringen.Wie erklärt sich dieser so offensichtliche Widerspruch? 

Frieden bedeutet vor allem Sicherheit

Der israelische Durchschnittsbürger hat sich schon seit geraumer Zeit tatsäch-
lich mit der Idee eines Friedensschlusses inklusive aller von Israel erwarteten
Zugeständnisse abgefunden. Vor allem will er eine Trennung von den Palästi-
nensern, was natürlich das Ende der Besatzung und die Räumung der Sied-
lungen bedeutet. Nur glaubt dieselbe Mehrheit der Israelis, die den Frieden
möchte, dass eine solche Friedensvision praktisch nicht machbar sein wird.
Frieden bedeutet für die Israelis hauptsächlich und vor allem Sicherheit. Ein
Land, das niemals im Frieden, sondern immer nur im Kriegszustand gelebt hat,
oft unter Terroranschlägen gelitten hat und ständig weitere Gewalttaten dieser
Art antizipiert, meint genau zu verstehen, was Sicherheit bedeutet. Sicherheit ist
ein Zustand, den man begreifen und sogar greifen kann. Der Begriff »Frieden«
hingegen ist ein zu allgemeiner und ungreifbarer Begriff. Zugeständnisse, die
Räumung von Siedlungen und Gebieten, sind für die Israelis akzeptabel, wenn
sie dafür Sicherheit bekommen. Als der ägyptische Präsident Sadat in den spä-
ten 70er Jahren mit Israel den Frieden geschlossen hat, bestand er auf der
Rückgabe aller verlorenen ägyptischen Gebiete und auf der Räumung aller
israelischen Siedlungen auf ägyptischem Boden. Dieses Ziel hat er erreicht, weil
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er die israelische Bevölkerung davon überzeugen konnte, dass er es mit ihrer
Sicherheit ernst meinte. Die israelische Bevölkerung hat auf die eigene – damals
rechte – Regierung Druck ausgeübt, um dem ägyptischen Präsidenten in allem
nachzugeben, weil sie Präsident Sadat in Sachen Sicherheit vertraut hat. Aller-
dings hat sich auch herausgestellt, dass dieses Vertrauen gerechtfertigt war.
Ähnliches geschah später mit dem jordanischen König Hussein. Heute sind die
Israelis der Meinung, zwar gebe es seitens der Palästinenser ehrliche und wohl-
wollende Politiker, die mit Israel den Frieden schließen wollen, es gebe aber kei-
nen palästinensischen Politiker, der im Stande sei, Israel Sicherheit zu garan-
tieren.Die Israelis sehen,dass sowohl der Südlibanon wie auch der Gazastreifen
einseitig geräumt wurden, dass es in beiden Gebieten keine israelische Be-
satzung und keine Siedlungen mehr gibt. Und sie sehen, dass diese beiden ge-
räumten Gebiete ihnen dennoch keinerlei Sicherheit, sondern eher das Gegen-
teil bescheren.Aus beiden Gebieten wird Israel unablässig, wenn nicht bombar-
diert,dann bedroht.Sollte Israel nun das Westjordanland räumen,vermuten die
Israelis, so würden sie wahrscheinlich auch aus diesem Gebiet heraus mit
Raketen beschossen werden, weil die palästinensische Regierung einen Rake-
tenbeschuss nicht werde verhindern können. Ein Raketenbeschuss aus dem
Westjordanland heraus würde aber für Israel unvergleichlich schädlicher und
gefährlicher sein als aus den beiden anderen geräumten Gebieten heraus. Die
Grenze des Westjordanlandes liegt nahe der wichtigsten Lebenszentren Israels:
Großstädte, Häfen, Flughafen, Industrie- und High-Tech-Gebiete. Eine Situa-
tion, wie sie heute entlang der Grenze mit dem Gazastreifen herrscht, wäre ent-
lang der Grenze mit dem Westjordanland für Israel absolut unerträglich. So
sieht es der Durchschnittsbürger, doch selbstverständlich ist die Situation nicht
so einfach und oberflächlich, wie sie allgemein empfunden wird. Den Süd-
libanon wie auch den Gazastreifen hat Israel einseitig geräumt, ohne mit dem
jeweiligen Kontrahenten Vereinbarungen irgendwelcher Art zu treffen. Der
Gazastreifen wurde darüber hinaus aus Sicherheits-
gründen abgeriegelt, ein Umstand, der dort eine bro-
delnde, explosive Situation geschaffen hat. Das sieht
und empfindet der israelische Durchschnittsbürger je-
doch nicht.Er weiß nur,dass die Städte und Dörfer ent-
lang des Gazastreifens ununterbrochen unter Raketen-
beschuss aus dem geräumten Gebiet stehen und dass im Südlibanon heute die
größte Gefahr für Israel lauert.Also glauben die Israelis, dass ihre Zustimmung
zu den verschiedenen Friedensvorschlägen nur theoretischer Art sein könne,
weil es keinen Partner gebe, mit dem man einen ihnen Sicherheit gewähr-
leistenden Frieden schließen könne.

Keine Alternative zum nächsten Krieg?

Weiterhin glauben die Israelis, da die Lage eben so sei, werde unvermeidlich
wieder ein Krieg ausbrechen. Und sollte wieder ein Krieg ausbrechen, dann
wollen sie nicht die Olmert-Regierung an der Macht haben, die im Libanon-
krieg 2006 unter Beweis gestellt hat, was sie kann oder eher nicht kann. Dann,
glaubt man, brauche Israel eine Regierung, die einen Krieg effizient führen und
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ihn gewinnen könne. Dabei ist die israelische Bevölkerung keineswegs kriegs-
lüstern sondern eher das Gegenteil. Sie hat heute große Angst vor einem weite-
ren Krieg, weil sie weiß, dass zukünftige Kriege keine Frontkriege mehr sein
werden. Zukünftige Kriege werden Raketenkriege sein, mit denen Israels
Feinde, die vom Iran aufgerüstet werden, das ganze Land intensiv und dicht
bombardieren werden. Wie gesagt, die Israelis fürchten, dass es zum nächsten
Krieg keine Alternative gibt. Doch erstaunlicherweise sind sie der Meinung,

dass nicht nur eine Olmert-Regierung keinen Krieg
führen könne, sondern dass überhaupt keine gemäßig-
te Regierung dies könne. Denn im Gegensatz zu den
Linken sprechen die Rechten dem Feind gegenüber ei-
ne klare Sprache: Ohne Wenn und Aber, sagen sie, oh-
ne zu zögern,müsse man den Feind zerschmettern und

sonst nichts.Dabei vergessen die meisten Israelis,dass alle erfolgreichen Kriege,
die Israel geführt hat, von einer linken Regierung geführt worden sind. Eine
rechte Regierung hat nur einen einzigen Krieg geführt, den Libanon-Krieg im
Jahr 1982, der ein vollkommenes Desaster gewesen ist.

Die Rolle internationaler Truppen

Olmert weiß, dass er trotz aller gegenteiligen Bemühungen innerhalb kurzer
Zeit vor vorgezogenen Wahlen stehen wird und dass er eine Trumpfkarte
braucht, mit der er in die Wahlen gehen kann. Diese Trumpfkarte heißt: Ein
Krieg ist nicht unvermeidlich, weil der Frieden doch möglich ist. Um diese Idee
für die Bevölkerung glaubwürdig zu machen, benötigt er eine für die Bevölke-
rung akzeptable Sicherheitsgarantie. Da die palästinensische Regierung in ab-
sehbarer Zeit nicht im Stande sein wird, sich nach einem Abzug der Israelis aus
dem Westjordanland für Israels Sicherheit zu verbürgen, wird das ein anderer
tun müssen. Und das kann nur eine internationale Truppe sein. Eine derartige
Truppe muss nicht sehr groß sein, weil das Territorium des Westjordanlandes
sehr klein ist. Allerdings muss sie recht robust sein und vor allem eine ganz
klare Mission haben, um mit aller Macht und Gewalt für beide Seiten Sicherheit
zu erzwingen. Zu diesem Zweck muss hinter dieser Truppe eine glaubwürdige
politische Macht stehen. Die für eine solche Mission geeignete Macht wären die
Vereinigten Staaten, würden sie dies nur wollen. Aus internen politischen
Gründen heraus aber wollten die Amerikaner noch so gut wie nie die Kontra-
henten im Nahen Osten zu einem Frieden drängen und auch in der Zukunft
werden sie das nicht wollen. Infolgedessen werden sie niemals Einsatztruppen
in den israelisch-palästinensischen Bereich schicken. Die einzige politische
Autorität, die für alle akzeptabel sein könnte und der die entsprechenden Mittel
zur Verfügung stehen, ist die Europäische Union. Europa müsste nicht unbe-
dingt die eigenen Truppen in die heutigen besetzten Gebiete schicken. Die
Truppen könnten in der Tat international sein. Vor allem wäre es auch wün-
schenswert, moslemische Truppen in die Mission einzubinden, so zum Beispiel
türkische oder indonesische. Die Hauptsache wäre, dass die hartnäckige poli-
tische Führung der Truppen europäisch ist. Europa könnte auch mit Intendanz
und Finanzierung behilflich sein. Wahrscheinlich würde es unter den neuen
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Mitgliedsstaaten der Union in Osteuropa Länder geben, die gerne freiwillig ih-
re Truppen schicken würden. All dies sind jedoch nur technische Fragen. Was
leider fehlt, ist der politische Wille. Dabei müssten die Europäer nicht fürchten,
im Nahen Osten in eine Situation zu geraten wie die Amerikaner im Irak oder
in Afghanistan. Erstens ist das Westjordanland mit 5.800 Quadratkilometern
Fläche nur ein wenig mehr als zweimal so groß wie das Saarland, und eine so
kleine Fläche ist relativ einfach zu kontrollieren im Gegensatz zu Ländern wie
Afghanistan, Irak oder Vietnam. Zweitens wird die palästinensische Regierung
wie auch die Mehrheit der palästinensischen Bevölkerung jegliche, die isra-
elische Besatzungsarmee ablösende internationale Truppe mit Begeisterung
begrüßen. Natürlich würde eine solche Truppe dann eng mit der palästinen-
sischen Regierung zusammenarbeiten und alles mögliche tun, sie aufzubauen,
bis sie reif ist, die Verantwortung selbst zu übernehmen. Die israelische
Regierung würde eine solche Lösung nicht offiziell begrüßen, weil sie im Ge-
gensatz zur traditionellen israelischen Politik steht. In der Tat aber ist sie heute
schon reif für eine solche Lösung. Die arabische Welt würde natürlich in ihrer
Mehrheit eine solche Entwicklung begrüßen, unter anderem schon deshalb,
weil sie im Nahen Osten unbedingt Ruhe braucht, um sich gegen die potenziel-
len Aggressoren aus dem Iran verteidigen zu können. Die Frage aber, die für die
Europäische Union entscheidend sein kann, ist die Haltung der Amerikaner ei-
ner derartigen europäischen Initiative gegenüber. Wie die Amerikaner in den
letzten Jahren gezeigt haben, sind sie hinsichtlich einer
europäischen Einmischung in den Nahostkonflikt emp-
fänglicher geworden. Die Überwachung der Grenze
zwischen Ägypten und dem Gazastreifen haben sie
den Europäern überlassen, wie auch die Federführung
über die internationale Truppe im Südlibanon. Für die
israelische Bevölkerung würde es nur um die Glaubwürdigkeit der Mission und
der Mittel gehen, die der Truppe zur Verfügung stehen. Sollte das eine Lösung
für ihre Sicherheit sein können, würden sich die Israelis im Grunde genommen
darüber freuen und ihre Regierung unterstützen in dem Bemühen, mit den
Palästinensern einen Frieden zu schließen. Damit könnte dann Ehud Olmert
auch mit echten Chancen, die er heute nicht hat, in die Wahlen gehen.

Natürlich bleibt sowohl das Problem der Hamas im Gazastreifen als auch
die Frage der Verhandlungen mit Syrien offen. Beide sind zwar komplexe
Probleme, werden aber nach einem Friedensschluss mit den Palästinensern
anders aussehen. Es gibt bereits kühne Ideen zur Lösung dieser beiden Proble-
me, ihre Umsetzung wird aber vorerst auf sich warten lassen müssen.
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»Die arabische Welt
würde in ihrer Mehrheit
eine internationale Truppe
begrüßen.«
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Wo immer die Tagespolitik in Krisen
kommt – ein Patentrezept wird meist viel
zu gedankenlos empfohlen. Es lautet: mehr
direkte Demokratie. Darin zeigt sich auch
ein fataler Mangel an Selbstvertrauen derer,
die sich tatsächlich noch dauerhaft in der
Demokratie engagieren. Aktuell wieder an-
hand der Debatte über die Zukunft Europas
nach dem negativen irischen Bürgervotum.

Volksbegehren, Direktwahlen, Volks-
entscheide, Wahlrechtsreformen: Die öf-
fentliche Lobby dafür, speziell in den Me-
dien, ist groß. Als Antidemokrat erscheint
geradezu, wer dagegen Bedenken hat. Und
neben dem Umstand,dass jede – zumal per-
sonalisierte – Direktbeteiligung allemal pri-
ma zur Logik der Mediengesellschaft passt:
Das Beteiligungsproblem in der repräsenta-
tiven Demokratie ist ja auch nicht wegzu-
diskutieren. Viel zu wenige machen konti-
nuierlich mit. Für viel zu wenige ist organi-
siertes bürgerschaftliches Engagement heu-
te noch selbstverständlicher Teil des eige-
nen öffentlichen Lebens. Und dennoch: Die
reflexhafte Hoffnung,dass emotional aufge-
ladene Ja-Nein-Entscheidungen die Demo-
kratiekultur weiter bringen, ist naiv. Im Ge-
genteil. Sie verstärken das Grundübel Popu-
lismus, in der Politik wie in den Medien.
Demokratie von unten braucht mehr.

Die Entwicklung in Irland kann man
fast schon als klassisch bezeichnen. Ums
Detail ging es am Ende niemandem, um
Symbolik ging es allen. Ein großzügiger
privater Finanzier konnte eine Symbol-
kampagne Marke »entweder Demokratie
oder Europa« hinzaubern, mit der die kom-
plette politische Klasse eines EU-Landes an
die Wand gespielt wurde.Weil das Thema –
der Vertrag von Lissabon – sachlich und
von der Genese her zu komplex ist, als dass
dazu in diesem Stadium noch tagesbezogen
echte Gestaltungsfreiheit möglich wäre.
Weil ehrlicherweise nach einem 27-Natio-
nen-Kompromiss auch niemand mehr sa-
gen konnte, dass er diesen EU-Vertrag
rundum gut findet. Weil eine Tiefenströ-
mung im Volksbewusstsein in Zeiten von
Globalisierung und Mediengesellschaft oh-
nehin Demokratie kaum mehr mit aktiver
Teilhabe übersetzt – sondern nur noch die
gelegentliche Möglichkeit zum Verteilen
von Denkzetteln sucht.

Einladung zu sachfremdem
Populismus

Es kann nicht richtig sein, das Volk am
Ende über einen Vertrag entscheiden zu
lassen, dessen praxisrelevante Teile für die
Politikebene Europa eher innerorganisato-
rischen Charakter haben. Es kann auch
nicht richtig sein – wie es prompt im Reflex
diskutiert wird –, jetzt über diese minima-
le, aber im Detail verschachtelte Brüsseler
Organisationsreform auch noch alle
Völker Europas gleichzeitig abstimmen zu
lassen. Welch eine Einladung zum sach-

Richard Meng

Zwischenruf: Sympathisch, aber falsch

Wider die naive Verheißung der »direkten Demokratie«

Richard Meng

(*1954) ist seit Dezember 2007 Sprecher
des Senats von Berlin.

senatssprecher@skzl.verwalt-berlin.de
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fremden, nationalistischen Populismus.
Denn in Volksentscheiden kann im Be-
wusstsein der Menschen faktisch doch im-
mer nur eine vereinfachte Globalfrage zur
Abstimmung stehen. Nach dieser Logik
wäre es bestenfalls noch richtig, direkte
Legitimation zu Beginn eines politischen
Entscheidungsprozesses (also: über die
Ziele) einzuholen statt am Ende über ein
juristisches Paragrafenwerk.

Selbst in der Schweiz, wo die Abstim-
mungskultur über Generationen gewach-
sen ist, bewähren sich Volksabstimmungen
nur, weil der Nationalstaat noch autonom
ist und der Föderalismus angesichts der
Sprachgrenzen relativ trennscharf funktio-
niert. In Deutschland gibt es völlig andere
Voraussetzungen: repräsentative Parteien-
demokratie, EU-Integration, Föderalismus
ohne hinreichend eindeutige Alleinkom-
petenzen bei den Ländern. Und letztlich
wird die Debatte über Direktabstimmun-
gen gespeist vom wachsenden, aus den Me-
dien aus deren Eigeninteresse heraus oft
noch geschürten Misstrauen gegen diese
repräsentative Parteiendemokratie. Deren
Vertreter reagieren verunsichert, als seien
sie sich schon selbst nichts mehr wert. Und
lassen aus dieser Verunsicherung heraus
zum Teil Systemwechsel zu, mit denen sie
sich weiter selbst entwerten.

Demokratieschwächung im
Namen der direkten Demokratie

In Berlin und Hamburg wurden Regelun-
gen über Volksbegehren zugelassen, wo-
nach es Volksabstimmungen geben kann,
die rechtlich nur empfehlenden Charakter
haben. Das ist demokratiepolitisch ein Un-
ding. Der höchste Souverän, das Volk, kann
dann abstimmen – aber es hat nicht das
letzte Wort. Das ist Demokratieschwä-
chung im Namen der direkten Demokra-
tie. Als es in Berlin im Frühjahr um das
Begehren zur Offenhaltung des Stadtflug-
hafens Tempelhofs ging, drohte ein solches

unbindendes Volksvotum.Die Parlaments-
mehrheit wäre in eine unsägliche Lage ge-
bracht worden, wäre das Beteiligungsquo-
rum am Ende nicht knapp verfehlt worden
und das Begehren damit formal geschei-
tert. Auch hier galt wieder: Ein Ja-Nein-
Event stand am Ende eines jahrzehntelan-
gen, städteplanerisch und juristisch kom-
plexen Entscheidungsprozesses. Statt al-
lenfalls am Anfang (das wäre 1996 gewe-
sen) das Volk zu fragen, welches Flugha-
fenkonzept es will. Und auch hier wieder
war viel – diesmal obendrein: anonymes –
Kampagnengeld im Spiel.

Direktwahlen oder Wahlrechtsände-
rungen in Richtung Kumulieren/Pana-
schieren haben nirgendwo nachweislich zu
mehr Partizipationsbereitschaft geführt.
Sie haben lediglich mancherorts die Popu-
larisierung der Auseinandersetzung in den
Medien erleichtert. Sie haben Personen
noch wichtiger erscheinen lassen. Wie
logisch aus einer Sicht, die Parteien und
Parlamenten generell nichts mehr zutraut.

Es geht um Demokratiefähigkeit

Was außer persönlicher Karriere soll par-
teipolitisches Engagement noch bringen,
wenn die eigentliche Demokratie erst jen-
seits der Parteien beginnt? Andererseits:
Wie vermittelbar ist Politik überhaupt
noch in Zeiten der komplexen juristischen
Verschränkungen zwischen lokaler, regio-
naler, nationaler und europäischer Ebene?
Angesichts der langfristigen realen Prozes-
se – während öffentliche Meinung medial
zunehmend rein tagesbezogen entsteht
und vergeht. Es geht an dieser Stelle letzt-
lich um Demokratiefähigkeit schlechthin –
unterstellt, Demokratie bedeutet, dass alle
verstehen, über was sie gerade entscheiden.

Wohl wahr, auch die Repräsentanten
in den Parlamenten durchschauen nicht
jedes Detail. Aber sie sind verantwortlich
zu machen für Fehlentscheidungen. Sie
brauchen immerhin im Rhythmus der
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Seit 1979 ist es Tradition, die Wahl des Bun-
despräsidenten durch die Bundesversamm-
lung am 23. Mai, dem Verfassungstag, vor-
zunehmen. Im nächsten Jahr, wenn das
Grundgesetz 60. Geburtstag feiert, ver-
spricht dieser Tag noch interessanter zu
werden als sonst. Nicht nur, dass es zur Neu-
auflage desselben »Duells« kommt, das mit
seinem knappen Ausgang schon 2004 für
Spannung gesorgt hat. Noch brisanter ist,
dass sich zum ersten Mal in der Geschichte
der Bundesrepublik ein amtierender Bun-

despräsident der Wiederwahl stellt, der
über keine sichere Mehrheit in der Bundes-
versammlung verfügt. Die überraschende
Bewerbung von Gesine Schwan ist bei
Union und FDP auf Empörung gestoßen,
weil sie Horst Köhler vor eine schwierige
Alternative gestellt hat: Sollte er bei einer
erneuten Kandidatur das Risiko der Abwahl
auf sich nehmen oder es so halten wie Wal-
ter Scheel, Roman Herzog oder Johannes
Rau, die – unter allerdings viel aussichtslo-
seren Bedingungen – ihren Verzicht auf ei-
ne zweite Amtszeit erklären mussten? Dass
sich das Staatsoberhaupt für den riskanten
Weg entschieden hat, nötigt Respekt ab.

Im Parteienstreit um die Besetzung des
Amtes werden auch diesmal drei Fragen in
den Vordergrund rücken, die in ähnlicher
Form schon bei früheren Präsidentenwah-
len eine Rolle gespielt haben: Ist es unge-
hörig, einem populären und allseits res-
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Frank Decker

»Niedriger hängen«
Das Bundespräsidentenamt im Parteienstreit

Die Nominierung von Gesine Schwan ist bei Union und FDP auf Empörung ge-
stoßen. Doch ist diese Aufregung tatsächlich angebracht? Haben Präsidentenwah-
len tatsächlich »Signalfunktion« für die Wahlen zum Bundestag? Die veränderten
politischen Parameter im Fünf-Parteien-System erfordern genaue Differenzierung.

Frank Decker

(*1964) ist Professor für Politikwissen-
schaft an der Universität Bonn.

2007 erschien im VS Verlag
das Handbuch der deutschen Parteien

(Hg. zus. mit Viola Neu).

frank.decker@uni-bonn.de

Wahlperioden (deren Verlängerung ist in-
sofern demokratiemindernd) Legitima-
tion für die politischen Grundlinien. Aber
sie behalten auch die Freiheit und Ver-
antwortung, den Entscheidungsprozess zu
begleiten. Sie agieren auf der Zeitachse.
Ein Volksvotum zu Einzelfragen oder -per-
sonen, meist zudem bei extrem geringer
Beteiligung, bleibt ein Schiedsspruch aus
einem Momentum, der politischen Ab-
stimmungssekunde heraus.

Kein Grund also, sich immer wieder
dorthin treiben zu lassen. Demokratische

Beteiligung ist eben etwas anderes als
ein gelegentlicher privatisierter Abstim-
mungsakt. Zu ihr gehören auch Kontinui-
tät, Organisation, soziale Einmischung im
Alltag. Es geht längst darum, wie ernst die
Engagierten sich selbst noch nehmen. Und
ob sie noch stark genug sind,den demokra-
tischen Grundkonsens an Werten und da-
mit auch die Regeln zu verkörpern, die es
für komplexe, prozesshafte Entscheidun-
gen braucht. Dies weiter auszuhöhlen, ist
falsch – auch wenn es sympathisch daher
kommt.
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pektierten Amtsinhaber die Wiederwahl
zu verwehren? Darf ein Kandidat auch auf
die Stimmen extremistischer oder radika-
ler Parteien setzen? Haben Bundespräsi-
dentenwahlen eine Signalfunktion für die
Bundestagswahlen?

Popularität und
Mehrheitsverhältnisse

Die erste Frage wird durch die normative
Kraft des Faktischen beantwortet. Der
Charakter der überparteilich angelegten
Funktion des Staatsoberhauptes bringt es
mit sich, dass die Bundespräsidenten sich
schon sehr dumm anstellen oder vom
Schicksal gebeutelt sein müssen, um in der
Bevölkerung nicht populär zu sein. Man-
che Präsidenten haben dem noch ein biss-
chen nachgeholfen, indem sie ihr überpar-
teiliches Amtsverständnis durch öffentlich
geäußerte Kritik an der parteipolitischen
Klasse würzten. Auch dem jetzigen Amts-
inhaber ist dieser Hang zum beifallshei-
schenden Populismus nicht fremd.

Auch populäre Präsidenten können ih-
rer Wiederwahl allerdings nicht sicher sein,
wenn sich die Mehrheitsverhältnisse in der
Bundesversammlung ändern. Mit Theodor
Heuss und Richard von Weizsäcker sind
bisher nur zwei Präsidenten nach Ablauf
ihrer ersten Amtszeit ohne Gegenkandi-
daten bestätigt worden. Dem von der CDU
vorgeschlagenen Heinrich Lübke gelang
die Wiederwahl 1964 mit Unterstützung
der oppositionellen SPD, nicht jedoch ihres
Koalitionspartners FDP, die mit Ewald
Bucher einen eigenen Kandidaten präsen-
tierte. In anderen Fällen mussten populäre
Präsidenten weichen, weil die neue Mehr-
heit die Chance nutzen wollte, den Posten
selbst zu besetzen. Auf diese Weise gelang-
ten 1979 der CDU-Mann Karl Carstens,
1999 der Sozialdemokrat Johannes Rau
und 2004 der von Union und FDP aufge-
stellte Horst Köhler in das höchste Staats-
amt. Bei einer Direktwahl durch das Volk

wären sie ihren Vorgängern vermutlich un-
terlegen gewesen. Insofern verhält sich die
SPD mit der Kandidatur Gesine Schwans
jetzt genauso gebührlich oder ungebühr-
lich wie die Union, die 1979 die mögliche
Wiederwahl von Walter Scheel und 2004
die mögliche Wiederwahl von Johannes
Rau vereitelt hat.

Das grundsätzliche Problem bleibt frei-
lich bestehen: Es liegt darin,dass das partei-
liche Bestellungsverfahren des Amtes zu
dessen überparteilichem Verständnis nicht
recht passt. Deshalb lohnt es durchaus, über
Alternativen nachzudenken. Die häufig ge-
forderte Direktwahl scheidet hier aus leicht
einsehbaren Gründen aus, da sie sich mit
der heutigen Machtlosigkeit des Amtes
schlecht verträgt. Diese hat sich im Prinzip
bewährt. Vorstellbar wären jedoch Ände-
rungen innerhalb des bestehenden Verfah-
rens. Um die Parteien zu einem gemeinsa-
men Vorschlag zu bewegen,könnte man bei
der Wahl z.B. eine Zweidrittelmehrheit ver-
langen (wie in Estland, Griechenland, Ita-
lien und Ungarn). Oder man sieht einen
Ausschluss der Wiederwahl bei gleichzei-
tiger Verlängerung der Amtszeit auf sechs
oder sieben Jahre vor.

Umgang mit »kontaminierten«
Stimmen

Auch zur Beantwortung der zweiten Frage
ist ein Rückblick auf frühere Wahlen hilf-
reich.1994 ging der CDU-Kandidat Roman
Herzog angesichts der Mehrheitsverhält-
nisse kein großes Risiko ein, als er ankün-
digte, die Wahl nur bei einem Vorsprung
von mindestens 42 Stimmen annehmen zu
wollen – dies entsprach dem Anteil der
Vertreter, die PDS und Republikaner zu-
sammen in der Bundesversammlung stell-
ten. Hätte er auf das Amt andernfalls tat-
sächlich verzichtet? Der Unionsmann Ger-
hard Schröder hatte 1969 jedenfalls keine
Probleme, die Unterstützung der rechtsex-
tremen NPD bei seiner Kandidatur billi-
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gend in Kauf zu nehmen, von deren 22
Vertretern in der Bundesversammlung im
entscheidenden dritten Wahlgang sicher-
lich nicht viele für den am Ende knapp 
siegreichen Sozialdemokraten Gustav Hei-
nemann votiert haben dürften.

Wenn Gesine Schwan für ihre Wahl in
der Bundesversammlung auf die Stimmen
der Linkspartei angewiesen sein wird, wäre
das keineswegs eine Premiere. Schon 2004
hätte sie nur mit Hilfe der damaligen PDS
gewinnen können, deren Stimmen sie an-
nähernd geschlossen erhalten hat.Auch Jo-
hannes Rau hatte bei seiner erfolglosen
Kandidatur gegen Roman Herzog 1994 von
den PDS-Stimmen profitiert. Weil eine
Mehrheit in beiden Fällen unwahrschein-
lich war und die Unterstützung der PDS
nicht ernsthaft als Vorbote einer sich ab-
zeichnenden rot-rot-grünen Koalition im
Bund betrachtet werden konnte, hielt sich
die öffentliche Aufregung darüber freilich
in Grenzen. Gewiss macht es einen qualita-
tiven Unterschied, ob man die »kontami-
nierten« Stimmen als Unterlegener be-
kommt oder diesen tatsächlich den Sieg
verdankt. Generell unstatthaft wäre eine
Wahl mit Unterstützung der Linken wohl
aber nur dann, wenn diese – wie die NPD –
als extremistisch eingestuft, also zum nicht-
demokratischen Teil des politischen Spek-
trums gerechnet werden müsste. Bei allen
berechtigten Vorbehalten gegenüber den
Postkommunisten kann davon keine Rede
sein.

Ob man die Stimmen nimmt oder
nicht, ist insofern keine Frage der politisch-
kulturellen Hygiene, sondern eine der
machtpolitischen Opportunität. Die Par-
teien streiten nur deshalb so heftig um die
Besetzung des – für sich genommen ja eher
unwichtigen Amtes –, weil sie damit eine
Signalfunktion für die politisch ungleich
wichtigeren Bundestagswahlen verbinden.
Trifft diese Erwartung zu? Zwei Aspekte
gilt es hier zu unterscheiden. Zum einen
geht es um die Vorwegnahme möglicher
Regierungskoalitionen. Blickt man auf frü-

here Wahlen zurück, so war es in einigen
Fällen in der Tat so, dass die Bundespräsi-
dentenwahlen spätere Regierungsbündnis-
se vorgezeichnet haben. Dies galt etwa für
die von der SPD mit getragene Wiederwahl
Lübkes 1964, die in die erste Große Koali-
tion mündete, die Wahl Heinemanns mit
Hilfe der FDP 1969, die die ein halbes Jahr
später gebildete sozial-liberale Koalition
anbahnte, oder auch die Stimmenthaltung
der Liberalen bei der Wahl von Carstens
1979,die als Absetzbewegung von eben die-
ser Koalition interpretiert werden konnte
und die Bonner Wende von 1982 vorweg-
nahm.Auch 1994,1999 und 2004 ist die FDP
bei den Präsidentenwahlen am Ende stets
an der Seite der Union verblieben, während
die Grünen im Gegenzug die sozialdemo-
kratischen Kandidaten unterstützten.

Veränderte Parameter

Mit dem Hinzutreten der PDS und der
Etablierung einer gesamtdeutschen Links-
partei haben sich die Parameter der Koali-
tionsbildung inzwischen jedoch so verän-
dert, dass Zweier-Bündnisse nach dem alten
Muster unwahrscheinlich geworden sind.
Die Koalitionslandschaft wird bunter; sie
erzwingt neue Dreier-Konstellationen, die
auch Die Linke als potenziellen Regierungs-
partner (für SPD und Grüne) mit einschlie-
ßen. Dabei ist es sinnvoll und legitim, zwi-
schen ost- und westdeutschen Bundeslän-
dern, Landes- und Bundesebene sowie
Bundespräsidenten- und Bundestagswah-
len zu differenzieren. Will die SPD ein Zu-
sammengehen mit der Linken nach der
Bundestagswahl 2009 glaubhaft ausschlie-
ßen, muss sie der Öffentlichkeit also ver-
mitteln, warum die Linkspartei im Osten
eine andere ist als im Westen, warum eine
Zusammenarbeit in den Ländern (auch im
Westen) weniger Probleme birgt als im
Bund und warum eine Abstimmungskoa-
lition in der Bundesversammlung kein Mo-
dell einer künftigen Bundesregierung dar-
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stellt. Letzteres könnte sie u.a. mit dem Ver-
weis auf das überparteiliche Amtsverständ-
nis tun, die der Präsidentschaftswahl eher
den Charakter einer Persönlichkeitswahl
als einer Parteienwahl verleiht. Daher ist es
völlig in Ordnung (und unter den Bedin-
gungen der geheimen Stimmabgabe auch
problemlos realisierbar), wenn sich die De-
legierten in der Bundesversammlung bei
der Stimmabgabe der Parteidisziplin stär-
ker entziehen als sie das im Bundestag oder
in den Landtagen tun würden. Gesine
Schwan könnte von diesem Effekt wie
schon 2004 profitieren.

Anders sieht es aus, wenn man die The-
se der Signalfunktion aus der Sicht des
Wählers betrachtet. Hier gibt es für einen
Ausstrahlungseffekt des siegreichen Kan-
didaten auf die späteren Bundestagswahlen
keine Belege. Die empirischen Befunde
deuten in mancherlei Hinsicht sogar eher
in die gegenteilige Richtung: So verhinder-
te die Wahl von Karl Carstens 1979 z.B.
nicht die Niederlage der Union bei den im
Jahr darauf stattfindenden Bundestags-
wahlen. Helmut Kohl hätte gegen Rudolf
Scharping 1994 vermutlich auch dann ge-
wonnen, wenn es der SPD gelungen wäre,

Johannes Rau in der Bundesversammlung
gegen Roman Herzog durchzubringen.
Und auch Angela Merkel und Guido Wes-
terwelle mussten am Wahlabend des 18.
September 2005 schmerzhaft erkennen,
wie wenig ihr vermeintlicher Coup bei der
Bundespräsidentenwahl wert war, als sie
Horst Köhler als gemeinsamen Kandidaten
durchsetzten.

So gesehen brauchen sich Union und
SPD im Falle einer Niederlage also keine
großen Sorgen zu machen. Sie wären des-
halb gut beraten, die Bedeutung der Präsi-
dentenwahl in der Öffentlichkeit niedriger
zu hängen. Durch die koalitionspolitische
Überlagerung des Rennens wird dies wohl
ein frommer Wunsch bleiben.Welche Blü-
ten das schon jetzt treibt, konnte man be-
sonders schön der allseits geschätzten FAZ
entnehmen, die es fertig gebracht hat, die
Nominierung von Schwan gleichzeitig als
machtpolitisches Spiel der SPD zu verteu-
feln (im Politik-Teil), um die Kandidatin
wenige Seiten später (im Feuilleton) als die
im Vergleich zu Köhler deutlich bessere
Alternative zu loben. Wir dürfen gespannt
sein, welche Interpretation sich am Ende
durchsetzt.
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Sommerfest des Bundespräsidenten im wieder glänzend dastehenden Schloss Bellevue.

Jul-Aug_08_Aktuell_1.qxd  02.07.2008  13:25  Seite 15

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 15]



A K T U E L L E S

1 6 N G | F H   7 / 8 | 2 0 0 8

Der 21. August 1968 – der Tag, an dem
Truppen des Warschauer Paktes in Prag
einmarschierten – war nichts Geringeres
als die Scheidelinie zwischen einem Sozia-
lismus mit demokratischen und pluralis-
tischen Ansprüchen und den verschiede-
nen Formen eines autoritären Kommu-
nismus. Auch wenn bereits im Laufe des
Jahres 1968 der langsame Zerfall der stu-
dentischen Protestbewegung in Europa
begann, wurde der 21. August als politi-
sches Erbe bewahrt.

Es gibt seit damals jedoch auch zwei
politische Fallen: die Falle der Geschichts-
philosophie und jene des intellektuellen
und politischen Defätismus.

Die eine Falle: Die säkulare Geschichts-
philosophie beerbte die Tradition der
Offenbarung. In der Geschichtsphiloso-
phie wird das religiöse Erlösungsverspre-
chen ersetzt durch den unerschütterlichen
Glauben an Fortschritt und Humanität.
Marx – der Haupterbe der hegelianischen
Konzeption – ersetzte den Weltgeist durch
das Proletariat, und die Marxisten haben
das Konzept noch überboten, als sie be-
haupteten, es existiere mit dem Proletariat
eine soziale Klasse, die über einen privile-
gierten Zugang zur Gesellschaftstheorie
und -kritik und zur Wahrheit obendrein
verfüge. Die in den K-Gruppen versam-
melten 68er haben sich redlich Mühe gege-
ben, diese abgestandene lenistisch-maois-
tische Bukolik zu hegen und zu pflegen.

Die andere Falle, in die zu treten nach
68 drohte, war die Strategie des Vergessens
und Vergessenmachens: Der intellektuelle
und politische Defätismus, den man land-
läufig Postmoderne nennt. Ich bevorzuge
den Ausdruck Hypermoderne, weil sie
nicht über die Moderne hinaus gelangte,
sondern nur einzelne ihrer Züge radikali-
sierte oder schlicht ad absurdum führte
wie die radikale Vernunftkritik.

Die hypermoderne Befindlichkeit ver-
führt dazu, Zukunftsprognosen überhaupt
zu bestreiten. Darüber hinaus vernei-
nen Hypermoderne die Möglichkeit jeder
Theorie und Wahrheit, selbst wenn diese
nur zeitlich beschränkte Geltung bean-
spruchen. Sie akzeptieren nicht, dass bes-
sere Gründe schlechtere Argumente zu-
mindest für begrenzte Zeit ablösen. Die
feierliche Verabschiedung dessen, was die
Hypermodernen gerne »große Erzählun-
gen« nannten, endete im intellektuellen
und politischen Defätismus sowie einer
offen anti-intellektuellen Attitüde.

Für viele Leute, die 1968 politisiert
wurden, besteht das Erbe des 21. August
in der Überzeugung, dass es zwischen
der geschichtsphilosophisch begründe-
ten Annahme einer unteilbaren Wahrheit
und der defätistischen Aufgabe jeglicher
Wahrheitsansprüche Wahrheiten von zeit-
lich beschränkter Geltung gibt. Diese
Wahrheiten situieren sich weit oberhalb
eines intellektuellen und politischen De-
fätismus und ebenso weit unterhalb der
peinlichen Zumutungen geschichtsphilo-
sophischer Spekulation. Das politische
Erbe des 21. August 1968 verwahrt gleich-
ermaßen die Möglichkeit wie die Aufgabe,
linke Politik zu reformulieren – oberhalb
eines perspektivenlosen Pragmatismus
und weit jenseits des autoritären Kommu-
nismus.

Rudolf Walther

Zeitsplitter:
Der 21. August 1968 als Geschichtszeichen

Rudolf Walther

(*1944) ist Historiker und freier
Publizist. Er arbeitet für schweizer

und deutsche Zeitungen
und lebt in Frankfurt/M.

rudolf.walther@t-online.de
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Der Sieg des Rechtsbündnisses von Ber-
lusconi am 14. April überraschte nicht. Es
kam zu dem in allen Umfragen vorausge-
sagten 10 %igen Vorsprung. Berlusconi
verfügt im Unterschied zu seinem Vorgän-
ger Prodi sowohl im Abgeordnetenhaus als
auch im Senat über eine komfortable
Mehrheit. Dies war keine Wahl wie jede
andere, sie hat neue politische Prozesse in
Gang gesetzt. Das Wahlergebnis hat zu
einer noch vor wenigen Monaten unvor-
stellbaren Vereinfachung der politischen
Landschaft Italiens geführt. Dies ist vor-
nehmlich ein Verdienst des zum Vorsit-
zenden des Partito Democratico (PD) ge-
wählten ehemaligen Bürgermeisters von
Rom, Walter Veltroni. Als Prodis Regie-
rung Ende Januar durch zwei Splitter-
parteien aus der Mitte gestürzt wurde, war
der PD erst knapp vier Monate alt, her-
vorgegangen im Oktober 2007 aus einer
Fusion der aus der KPI-Tradition kom-
menden Democratici di Sinistra mit der so-
zialkatholischen Margherita. Damals lag
das Mitte-Links-Bündnis in den Umfragen
so schlecht wie nie zuvor, so dass es bei
vorgezogenen Parlamentswahlen keine
Chance hatte zu gewinnen. So entschloss
sich Veltroni aus mutigem politischen Kal-
kül, »allein ins Rennen zu gehen« und ver-
zichtete auf die linken Alliierten des Oli-
venbaums, mit denen es während der zwei-
jährigen Amtszeit Prodis ein ständiges
Tauziehen um die Arbeitsmarktpolitik und
den Einsatz in Afghanistan gegeben hatte.
Berlusconi bemühte sich sofort, dasselbe
zu tun und die vier Parteien des ehema-

ligen Mitte-Rechts-Bündnisses in dem
Popolo della Libertà (PdL) zu fusionieren.
Ihm gelang dies jedoch nicht vollständig,
da die Unione dei Democratici Cristiani
(UDC) nicht bereit war, ihre Unabhängig-
keit als Vertreterin der Mitte aufzugeben.
Immerhin gab es am Ende des Prozesses
nur noch wenige Parteien, die mit Ver-
bündeten die vom Wahlgesetz vorgesehene
Vier-Prozent-Hürde schaffen konnten, an-
statt der rund 25 Splitterparteien, die bis
dahin im Schatten der großen Wahlkartelle
grassierten. Die Vereinfachung der politi-
schen Landschaft wurde allseits begrüßt,
vor allem angesichts der durch die politi-
schen Kleinst-Formationen verursachten
Lähmung der Regierung Prodi.

Verschiebung der politischen
Achse nach Rechts

Das Wahlergebnis hat jedoch nicht nur die-
sen Wandel bestätigt, sondern auch andere
Tendenzen hervorgebracht, die in ihren po-
litischen Folgen womöglich noch schwerer
wiegen: die Radikalisierung der Rechten,
das Scheitern des politischen Projekts des

Gregor Fitzi

(*1963) ist seit 2004 Dozent am
Departement für Philosophie der
Universität Florenz.
Im April erschien bei Campus sein
Buch über Max Weber.

gfitzi@hotmail.com

Gregor Fitzi

Eine ungewisse Zukunft
Italien nach der Wahl

Wohin geht Italien nach den Parlamentswahlen? Vor einem epochalen Bruch mit
der Demokratie wurde gewarnt, jetzt ist von positiven Ergebnissen wie der radika-
len Vereinfachung der politischen Landschaft die Rede. Tatsächlich brachte der Sieg
Berlusconis Tendenzen ans Tageslicht, deren Folgen noch kaum abzusehen sind.
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Schreckt vor keiner Peinlichkeit zurück:
Berlusconi mit seinem Lieblingsmusiker
Mariano Apicella, der Berlusconis selbst-
getextete Liebeslieder singt.

PD und das Ausscheiden der Linken aus der
parlamentarischen Vertretung.
Die europäische Öffentlichkeit fragt sich,
wie eine solche Figur wie Berlusconi, die vor
keiner Peinlichkeit zurückschreckt, schon
zum dritten Mal in Italien die Wahlen ge-
winnen konnte. Dafür gibt es eine unmittel-
bare, völkerpsychologisch anmutende Er-
klärung: die starke Identifizierung des
Durchschnittsitalieners mit den Eigen-
schaften des Medienmoguls. Er ist schlau,
hat aus dem Nichts sein Wirtschaftsimpe-
rium erschaffen und, obwohl dies nicht
immer mit lauteren Mitteln zuging, hat er
sich immer gut aus den Affären herausma-
növrieren können. Dazu vermittelt er große
Zuversicht. Man kann sich vorstellen, dass
er auch den politischen Laden gut schmei-
ßen wird: vor allem, indem er einen in Ruhe
lässt, was im Klartext bedeutet, dass er kei-

nen Beitrag zur Steuerkasse verlangen wird
(bei 316 Mrd. Euro Steuerhinterziehung
jährlich). Dies ist die alte Melodie, nach der
Italien seit sechzig Jahren regiert wird und
die immer noch funktioniert. In den letzten
Jahren kam jedoch etwas Neues hinzu. Ita-
lien erlebt derzeit einen »industriellen Un-
tergang«, zunehmend ist die Gesellschaft
sozial fragmentiert. Die Bürger müssen zu-
sehen, wie sie ärmer werden und wie sich
soziale Aufstiegsmöglichkeiten verringern.
In einer korporatistisch verfassten Sozial-
struktur, wie der Italiens, führt dies zu pro-
tektionistischen Kämpfen, die eine ausge-
sprochen territoriale Ausprägung anneh-
men, da sich das Land aus historischen
Gründen noch weitgehend nicht als Natio-
nalstaat versteht. Hinzu kommen irrationa-
le Ängste, die mit dem für Italien relativ
neuen Immigrationsphänomen zu tun ha-
ben und von den rechten Kräften der Lega
Nord (LN) und der Alleanza Nazionale (AN)
wahlstrategisch ausgebeutet wurden. Nach-
dem der PDL seinen Mitte-Flügel (UDC)
verloren hatte, verschob sich seine politi-
sche Achse noch stärker nach rechts, was
sich vor allem am Erfolg der Lega zeigte, die
ihre Stimmenzahl verdoppeln konnte. So
regiert heute Berlusconi mit einem Bünd-
nis, das regional widersprüchliche Inte-
ressen vertritt (Lega im Norden, AN in Mit-
tel-Süd-Italien und Movimento per l'Auto-
nomia in Sizilien) und nun die populisti-
sche Propaganda in der sogenannten »Si-
cherheitsfrage« bedienen muss. Gestärkt
durch ihr für den Sieg des Rechtsbündnisses
entscheidendes Wahlergebnis wird vor al-
lem die Lega Nord ihre föderale Steuerre-
form durchsetzen wollen. Dies wendet sich
gegen die Interessen des ärmeren Süd-
italiens und wird Konflikte lostreten, die im
schlimmsten Szenario den Zusammenhalt
des Nationalstaates in Frage stellen. Auf
dem Gebiet der Sicherheitspolitik ist mit
wesentlichen Einschränkungen der Frei-
heitsrechte von Ausländern, besonders aus
dem EU-Mitgliedsland Rumänien, und von
Migranten zu rechnen. Vor allem gegen
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Sinti und Roma herrscht bereits jetzt eine
pogromartige Stimmung.

Der PD ist ins Leben gerufen worden,
um den fortschrittlichen Teil der Katholi-
ken ins »Lager der Reformer« zu integrieren
und mit einer linksliberalen Partei nach
amerikanischem Vorbild – ausdrücklich
jenseits des sozialistischen oder sozialde-
mokratischen Gedankenguts europäischer
Prägung – die italienische Mittelschicht zu
erobern. Dieses politische Projekt von his-
torischer Bedeutung nahm sich die Über-
windung der für das Nachkriegsitalien
konstitutiven Konfliktlinie zwischen Kom-
munisten und Laizisten einerseits und Ka-
tholiken andererseits – Peppone und Don
Camillo – vor. Es entstand aus der Gewiss-
heit, dass die Linke in Italien bis Ende der
70er Jahre zwar eine kulturelle Hegemonie
ausübte, jedoch nie mehrheitsfähig wurde
und fast nie die 35-Prozent-Hürde über-
schritt. Die vorgezogene Wahl kam für die
gerade neugegründete Partei zum falschen
Zeitpunkt. Der PD kann sich zwar nach wie
vor auf die Mehrheit der post-kommunisti-
schen Wählerschaft stützen, die ihn aus tra-
ditionellen Gründen in den gut adminis-
trierten »Roten Regionen« wählt. Hinzu ka-
men die Stimmen der verbündeten Partei
des ehemaligen »Richters der sauberen Hän-
de« Di Pietro (Italia dei valori), der sich
einer Verdoppelung seiner Wählerschaft er-
freuen konnte.Was jedoch ausblieb, war der
Durchbruch zur Mitte. Nur die bereits seit
Jahrzehnten zum Olivenbaum zählenden
Wähler der sozialkatholischen Margherita
blieben dem PD treu. Das Zentrum hinge-
gen wurde vom abtrünnigen Berlusconi-
Verbündeten UDC besetzt, der die Vier-
Prozent-Hürde mühelos überwand. Das
»postideologische Projekt« des PD scheint
damit die durch massive Zukunftsängste
geplagte Mittelschicht nicht überzeugt zu
haben. Wesentlich stärker sind die lokalen
und regionalen Identifikationsmomente
zum Tragen gekommen, die den PD heute
zu einer regionalen Partei des sozial noch
gut integrierten Zentrums Italiens macht.

Als große Überraschung galt das De-
bakel der radikalen Linken, der bis zu 10 %
der Stimmen vorausgesagt wurden. Bei der
Gründung des PD hatte sich der linke Flü-
gel der Democratici di Sinistra (DS) dazu
entschlossen, zusammen mit anderen lin-
ken Splitterparteien und den Grünen eine
sozialistische Partei nach dem Vorbild der
deutschen Linkspartei aufzubauen. Dies
war auf das Interesse von Intellektuellen
und Bürgerinitiativen gestoßen, die sich
seitdem dafür engagierten, jedoch auf die
erbitterte Ablehnung der Parteiapparate
stießen, die sie bei der Bildung der Wahl-
listen nicht berücksichtigten. Eine Folge
davon war, dass eine wertorientierte, auch
durch Kompromisse der Regierungszeit
enttäuschte, Wählerschaft nicht mehr für
den erneuerungsunfähigen Apparat stimm-
te. Hinzu kam, dass circa 2 % der linken
Wähler ein »nützliches Votum« (voto utile)
abgab, in der Hoffnung, mit Leihstimmen
Berlusconi noch abwenden zu können. Am
Ende verfehlte die Sinistra Arcobaleno, der
sogenannte »linke Regenbogen«, die Vier-
Prozent-Hürde.

Italiens ungewisse politische
Zukunft

Nun schaut Italien auf eine ungewisse Zu-
kunft, die durch eine populistische und
ausländerfeindliche Politik gekennzeichnet
sein wird. Bei den Wahlverlierern drohen
Richtungskämpfe, die keine Opposition ge-
gen die Vormachtstellung Berlusconis ge-
brauchen kann. Dabei setzt sich eine Stim-
mung durch, die schwankt: zwischen der
Versuchung, mit einem vermeintlich »gu-
ten« Flügel der Gewinner »zugunsten der
Reformen« zu kooperieren, und der Hoff-
nung, dass Berlusconi durch die Konflikte
unter seinen Alliierten vorzeitig zu Fall ge-
bracht wird. Niemand kann jedoch voraus-
sehen, wie sich die Wertorientierung der
Mehrheit der Italiener in den nächsten fünf
Jahren entwickeln wird.
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Die Juden, sagte einer, der es wissen müss-
te, sind wie andere Leute auch – nur ein
bisschen mehr so. Man hat von den Deut-
schen Ähnliches behauptet. Das mag einer
der Gründe sein, warum sie die Existenz
ihrer jüdischen Nachbarn nicht dulden zu
können glaubten.

Die Gründung des Staates Israel war
ein Akt der Normalisierung, mit dem die
biblisch geweissagte »Zerstreuung unter
die Völker«, damit zwei Jahrtausende der
Schutzlosigkeit und des Zwangs zur Assi-
milierung an die Mächtigen und an die
Mehrheit ein Ende finden sollten.Auch für
die Deutschen war die Totalität ihrer Nie-
derlage im Jahre 1945 – und damit das
Scheitern des wahnsinnigen Versuchs zur
Vernichtung allen jüdischen Lebens in Eu-
ropa – der Beginn einer Normalisierung,
die mit der Gründung der Bundesrepublik
unter den Fittichen der Alliierten und mit
dem Aufbau der Europäischen Union ver-
lässliche Formen gewann. Sie wurde mit
der Aufnahme diplomatischer Beziehun-
gen zu Israel bestätigt. In gewisser Hinsicht
haben sich die Verbindungen zwischen
Israel und Deutschland in den Jahrzehnten
enger Zusammenarbeit in der Tat »norma-
lisiert« – dank der paradoxen Einsicht,dass
sie auf eine unbemessene Frist niemals
völlig »normal«, unbefangen, vorbehaltlos,
ohne Beklemmung, ohne einen Hauch von
Misstrauen und Furcht sein können. Und
dennoch werden Deutsche und Israeli aus

der Pflicht zu einem quasinormalen Ver-
halten im gegenseitigen Umgang nicht ent-
lassen. Die Beziehungen müssen gut sein,
weil es die Last der Verbrechen und der
Schatten der Schuld nicht erlauben, dass
sie ihre besondere Qualität verlieren.

Das verlangt von beiden Seiten nicht
nur eine größere Portion Klugheit, als sie
uns Menschenkindern in der Regel zuteil
wird, sondern überdies Takt, Sensibilität,
vielleicht auch – in Gottes Namen – einen
Hauch jener frommen Verlogenheit, die
gleichsam eine Unterfunktion der Klug-
heit ist.

Kleine Schritte statt
gehobenem Zeigefinger

Die schwierigen, ja lebensbedrohenden
Probleme Israels, das seit dem Beginn sei-
ner Staatlichkeit in einem Ausnahmezu-
stand existiert, machen den Umgang nicht
leichter. An der deutschen Grundhaltung
der Solidarität kam, gottlob, nur selten ein
Zweifel auf. Bis zu einem gewissen Grad er-
laubt die Gewöhnung an unsere (artifizi-
elle) Normalität auch Kritik, die keine ein-
seitige zu sein braucht. Es gibt für sie nur
ein eisernes Gebot: sie darf niemals mit
gehobenem Zeigefinger und der Nasali-
tät moralisierender Belehrung präsentiert
werden. Das fällt uns Bundesdeutschen
nicht immer leicht, da man den gehobenen
Zeigefinger als den neuen »deutschen
Gruß« zu begreifen lernte.

Der Verzicht auf jede Regung des
Hochmuts und der Besserwisserei ist un-
abdingbar, wenn Wirklichkeit werden soll-
te, was Avi Primor, einer der besten Köpfe
Israels, in diesem Heft anzuregen versucht:
dass die Europäische Union die Aufgabe
der Vermittlung zwischen Israelis und Pa-

Klaus Harpprecht

Die Glosse:
Nahost-Politik der kleinen Schritte

Klaus Harpprecht 

(*1927) Mitherausgeber der Neuen Ge-
sellschaft/Frankfurter Hefte, war Reden-
schreiber und Berater von Willy Brandt.

Er ist seit langem als Journalist für
zahlreiche Zeitungen tätig und seit letz-

tem Jahr Mitherausgeber der Anderen
Bibliothek. In Kürze erscheint seine

Biografie über Marion Gräfin Dönhoff.

Jul-Aug_08_Aktuell_1.qxd  02.07.2008  13:25  Seite 20

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 20]



A K T U E L L E S

N G | F H   7 / 8 | 2 0 0 8 2 1

lästinensern, ja der gesamten arabischen
Welt übernimmt, weil nach seinem Urteil
auch der künftige Präsident der Vereinig-
ten Staaten – gleichviel ob Demokrat oder
Republikaner – so wenig imstande sein
werde wie der unfähige Bush junior oder
sein unwilliger Vizepräsident Dick Cheney.

Die deutschen Erfahrungen – die vor
allem mit den französischen Freunden und
den britischen Partnern zu prüfen sind –
empfehlen ein Konzept der »kleinen Schrit-
te« – wie einst im Kalten Krieg und zu Be-
ginn der Ostpolitik Willy Brandts. Es geht
um Gesten. Bekundungen des Guten Wil-
lens. Pragmatische Lösungen für die ärger-
lichen Probleme des Alltags. Warum zum
Beispiel sollten Studenten nicht aus Gaza
nach Westjordanien oder in dritte Staaten
ausreisen dürfen? Wem nützt das Verbot?
Warum sollten nicht jeweils hundert ar-
beitswilligen Palästinensern für jede Rakete
weniger – wie am Ende eines Monats aus-
gezählt werden könnte – der Grenzübertritt

erlaubt sein? Warum ermutigt die Armee
nicht das korrekte Verhalten der Soldaten
bei den Grenzkontrollen mit öffentlicher
Belobung? Warum wird der Zugang der pa-
lästinensischen Bauern zu ihren Äckern
und Olivenhainen im Schatten der Mauer
nicht erleichtert? Warum wird der Mauer-
bau nicht entsprechend korrigiert, wie es
die israelischen Gerichte vorschreiben?

Warum ändert die Regierung – mit klei-
nen Schritten – nicht die unhaltbaren Ver-
hältnisse in Hebron? Warum – die Schritte
werden größer – verzichten die Regieren-
den in Jerusalem nicht endlich darauf, jede
Verhandlung durch die prompt folgende
Genehmigung zum Bau einiger hundert
Kolonistenwohnungen zu entwerten?

Es wird schwerer, die Palästinenser, zu-
mal die herrschenden Hamas-Mitglieder
in Gaza, an das Einhalten von Regeln der
Vernunft und der Disziplin zu gewöhnen.
Es ist nicht einmal ausgemacht, ob der
Entzug finanzieller Mittel – ohne die im

Was kann die fanatisierten Raketenbastler von ihrem Versuch eines Nerven- und Zermürbungs-
krieges abhalten?
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die globale katholische Kirche noch zwin-
gender als in vergangenen Zeiten. Es ist
unbestreitbar Verdienst unserer Religio-
nen – des Katholizismus zumal – die Liebe
zum Nächsten zur Maxime allen Handelns
erhoben zu haben.

Im Bundestag orientieren wir uns an
zweckrationalen Maximen, wenn es um
die soziale Ordnung des Landes und der
Welt geht, um organisierte und individuel-
le Solidarität. Auch konkret um Hilfe für
Pflegebedürftige, um Forschung im Dienst
medizinischen Fortschritts, um Schutz der
Kinder vor Verwahrlosung, um Vermei-
dung von Armut, um Verbesserung des
Gesundheitswesens, um Förderung von
Ehrenamt und Freiwilligendienst, um die

Franz Müntefering

Caritas in der Politik heißt Solidarität
Gesinnung reicht nicht, Verantwortungsethik ist nötig

Franz Müntefering

(*1940) war Bundesminister für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen und 

Bundesminister für Arbeit und Soziales.
Von 2002 bis 2005 war er Vorsitzender der
SPD-Bundestagsfraktion und von 2004 bis

2005 Bundesvorsitzender der Partei.
franz.muentefering@bundestag.de

Gazastreifen gehungert wird – die fanati-
sierten Raketenbastler von ihrem Versuch
eines Nerven- und Zermürbungskrieges
abhalten wird: denn die Radikalen wollen,
dass ihre Landsleute Not leiden, zynisch
kalkulierend, dass jeder Ansatz zu einer
Versöhnungsbereitschaft im Elend er-
stickt. Aber die Hamas regiert. Ein Boykott
richtet wie üblich nichts aus. Indes, Israelis
und Europäer sollten sich die Anerken-
nung – Schritt um Schritt – durch die Re-
duzierung des Raketenkrieges abhandeln
lassen. Hamas ist keine geschlossene Front
mehr. Es gibt radikale, es gibt gemäßigte
Fraktionen.Wäre es nicht hilfreich,mit den
gemäßigten Hamas-Vertretern – das wäre
der große Schritt als Ziel der kleinen Schrit-
te – den Repräsentanten der wichtigsten
arabischen Staaten und der Brüsseler Kom-
mission eine Art Mini-Marshall-Plan für
das übervölkerte Gaza-Gebiet auszuarbei-
ten, der den 1,3 Millionen Menschen in

diesem Elendsquartier einen Funken Hoff-
nung auf eine halbwegs erträgliche Zu-
kunft bietet? 

Die Palästinenser – ob Hamas oder
Fatah – werden schwierige Partner Europas
sein. Dennoch ist die Union verpflichtet,
das (scheinbar) Unmögliche mit Geduld
(und sehr kleinen Schritten) zu versuchen.
Das ist vor allem ein Appell an die Fantasie
der Deutschen, die Erfahrungen genug mit
Vertriebenen, mit Verzichten, mit kleinen
und großen Schritten zu Ausgleich und
Frieden gesammelt haben. Es hat seine
historische Logik, dass sie im Nahen Osten
in die Pflicht genommen werden. Mit ih-
nen zusammen sähe sich die Europäische
Union (vertreten durch einen Präsidenten
und einen Außenminister) zum ersten Mal
vor eine weltpolitisch zentrale Aufgabe ge-
stellt – vorausgesetzt, dass kein iranisches
Debakel die Chancen des guten Willens au-
ßer Kraft setzt.

Dass das Gebot der Nächstenliebe in der
Nachfolge Jesu Christi nicht platonisch ge-
meint ist, sondern praktisch-konkret, das
wusste man.

Dass dabei als Nächster der Nahe ge-
meint ist, aber der Ferne auch, das ist
gleichfalls selbstverständlich, das ist sogar
in dieser Zeit der globalen Wirklichkeit für
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Stabilisierung unserer großen sozialen Si-
cherungssysteme, um Entwicklungshilfe,
um Linderung der Not in der Welt.

Die sehr persönlichen Motive der Ab-
geordneten sind sicher zutiefst unter-
schiedlich. Die Christen und Nichtchris-
ten reden und handeln aber gemeinsam
auf der Basis unseres Grundgesetzes, das
dieses Land als demokratischen und so-
zialen Rechtsstaat definiert. Wir handeln
gemeinsam auf der Grundlage von Wer-
ten, die die meisten in der Politik wohl am
ehesten als Humanismus und Solidarität
kennzeichnen würden.

Und man ist gut beraten, dabei den
gläubigen Politikern nicht mehr Nächsten-
liebe, Caritas, zuzubilligen als den ande-
ren. Die realen Fakten gäben das auch
nicht her.

Muss Nächstenliebe
individuell sein?

Ist die organisierte Solidarität des Sozial-
staates und die Arbeit der Politik im Dienst
dieser Maxime nun eine Caritas minderer
Art, weil die Motive so unzureichend wä-
ren? Oder geht es in der Politik nach Mei-
nung der Kirche überhaupt nicht um Ca-
ritas? Vielleicht weil dies alles Formen in-
direkter Solidarität sind, nicht Liebe am
Nächsten unmittelbar? Aber was ist dann
mit den großen kirchlichen Organisatio-
nen, die auch Regelhaftigkeit, Buchfüh-
rung, Organisation, Arbeitsverträge und
Bürokratie kennen?

Nun richtet sich die Erwartung der
Enzyklika ja nicht an die Politik. Genau
das nicht. Sie richtet sich an die Mitglie-
der der Kirche, an die Gläubigen, und ver-
sucht ihnen zu vermitteln, was richtige
Caritas ist. Das steht der Kirche selbstver-
ständlich zu. Was bedeutet es für die poli-
tisch Handelnden? Muss Nächstenliebe
individuell sein? Schließen Caritas und
Organisation oder Distanz oder Pragma-
tismus sich aus?

So und so. Für die Gesellschaft ist es
nicht unwichtig, was die katholische Kir-
che hier sagt. Und für uns als handelnde
Politiker schon gar nicht.

Mit der Bergpredigt definierte Jesus
Christus eine Nächstenliebe: Caritas, die
unmittelbar war und absolut. Mit dem
Anspruch »Liebet Eure Feinde« setzte sich
Gottes Sohn über Klassendenken hinweg,
auch über Rassismus oder Nationalismus
übrigens.

Dass die Kirche selbst dem in der Ge-
schichte nicht genügte, ist wahr. Es macht
aber die Maxime nicht falsch. Die eigene
Bedürfnislosigkeit und die liebende Hin-
wendung zum Nächsten, die von der frü-
hen Kirche und dann von Teilen der Kir-
che vorgelebt wurde, waren überzeugend.
Das war ein Paradigmenwechsel von his-
torischer – menschheitsgeschichtlicher –
Dimension. Und die große Idee der Liebe
zum Nächsten war, ist und bleibt un-
verzichtbar. Es verwundert fast, dass die
Kirche nicht offensiver diese Wahrheit für
sich reklamiert und deutlicher macht, dass
dies der Schlüssel ist für eine menschliche
Perspektive in unserer krisengeschüttel-
ten Welt. Eigentlich wissen das doch ganz
viele.

Allerdings ist in diesen zwei Jahrtau-
senden seit Jesu Christi auch die Einsicht
gewachsen, dass es klug ist, den Hungrigen
nicht den Fisch zu geben, sondern Netze,
mit denen sie sich selbst Fische fangen und
Voraussetzungen schaffen können, die sie
und die ihnen Anvertrauten vor Bedürf-
tigkeit schützen. Wohlstand ist erlaubt,
das Gelübde der Armut wirkt auch in der
Kirche eher exotisch. Armut ist kein Ideal
mehr. Arbeiten, um sein Leben aus eige-
ner Kraft führen und gestalten zu kön-
nen und nicht abhängig zu sein von der
Bahnherzigkeit anderer, ist eine wichtige
Pflicht.

Nicht das Vertrauen darauf, dass der
liebe Gott schon Getreide wird wachsen
und Wasser wird fließen lassen. Aber das
muss die Theologie beantworten.
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Als Politiker stehe ich vor dieser Wirk-
lichkeit: Zur Zeit Jesu Christi lebten etwa
300 Millionen Menschen auf der Welt, im
Römischen Reich ca. 50-60 Millionen. Um
1650 waren es rund 500 Millionen welt-
weit. Seitdem haben wir einen exponen-
tiellen Bevölkerungszuwachs: Rund 1 Mrd.
Menschen waren es im Jahr 1800. Rund
1,65 Mrd. bis 1900. Heute sind es 6,3 Mil-
liarden Menschen. Und 2050 werden es rd.
9,1 Mrd. sein. Die müssen essen, trinken,
brauchen Kleidung, Medizin, Wohnung,
Bildung. Hier reicht die Lehre der Nächs-
tenliebe nicht aus. Es muss gehandelt wer-
den. Schnell und umfassend. Wir haben
keine Zeit, die Reinheit der Lehre von der
Nächstenliebe zu suchen. Wir müssen von
der großen Zahl der einzelnen Hilfsbe-
dürftigen her denken, nicht von der Ma-

kellosigkeit der Caritas. Wir müssen poli-
tisch-pragmatisch handeln und Solidarität
organisieren. Das nützt jedem, der gerettet
wird; ob ich dabei im Sinne der Kirche ge-
rechtfertigt bin, weiß ich nicht.

Angesichts der wachsenden Not in der
Welt ist es nicht möglich – ich sage: mo-
ralisch nicht erlaubt – auf Gesinnungs-
Nächstenliebe zu setzen, es muss Verant-
wortungs-Solidarität praktiziert werden.
Wir müssen – Katholiken oder nicht,
Christen oder nicht – uns unterhaken und
etwas Konkretes für die soziale Ordnung
dieser Welt tun. Die Not muss bekämpft
werden. Der Kapitalismus muss gezähmt
werden.

»Gebt Acht, hütet euch vor jeder Art
von Habgier. Denn der Sinn des Lebens
besteht nicht darin, dass ein Mensch ein
großes Vermögen anhäuft und dann im
Überfluss lebt.« (Lukas 12, 13)

Die Menschen – jeder! – müssen men-
schenwürdig leben können.

Das gilt auch hier, in unserem Land.
Die organisierte Solidarität; der Sozial-
staat, die sozialen Sicherungssysteme, das
leistungsfähige Gesundheitswesen für
alle, eine Pflegeversicherung, soziale Netz-
werke, soziale Regeln für den Markt und
für die Arbeit, gleiche Bildungschancen
für alle (die sogar ganz besonders) – all
das sind Teile des Netzes, das dem Ein-
zelnen hilft, selbst die Fische fangen zu
können.

Der Sozialstaat braucht
mitmenschliche Empathie

Von meiner Mutter habe ich vermittelt
bekommen, was ihr das Wichtigste war an
ihrer Religiosität: Glaube, Hoffnung, Liebe,
diese drei; doch am größten unter ihnen ist
die Liebe. Steht in der Bibel, sagte sie.

Ich habe das so verstanden: Es kommt
darauf an, wie man mit Menschen umgeht.
Ob man sie mag. Ob man teilt. Ob man
verzeiht. Ob man hilft.Wo, wie, wann auch
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Die Lehre der Nächstenliebe reicht nicht aus.
Detail aus Michelangelos Pieta, Florenz.
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immer. Übrigens, Liebe ist heute ein Mo-
dewort. Vielleicht ist das aber ungerecht,
vielleicht ist es besser zu sagen: Liebe ist
ein Sehnsuchtswort. Denn: Der Sozialstaat
in seiner berechenbaren Verlässlichkeit ist
unentbehrlich, aber er lebt auch von der
Fähigkeit und Bereitschaft der Menschen,
unmittelbar füreinander einzutreten, sich
zu helfen und sich helfen zu lassen. Das ist
der eigentliche Kitt der Gesellschaft. Der
familiäre, der nachbarschaftliche, der eh-
renamtliche, der freiwillige und der haupt-
berufliche Dienst am Menschen. Men-
schen für Menschen. Der Sozialstaat
braucht neben der nüchternen Risiko-
kalkulation zwingend das Element der
mitmenschlichen Empathie, wenn er ge-
lingen soll: Menschlichkeit leben, Freu-
de daran haben, Hilfe anzunehmen und
selbst zu helfen.

Denn der Sozialstaat, so unverzichtbar
er gesamtgesellschaftlich ist, ist in seiner
Zielgenauigkeit und Wirkung auf den
Einzelnen begrenzt.Anders: Er lässt Raum
für persönliches, spontanes oder regelhaft
soziales Engagement. Ja, er ist sogar darauf
angewiesen.

Die allermeisten Sozialarbeiterinnen
und Sozialarbeiter sind den Menschen, de-
nen sie dienen, zugewandt und professio-
nell und ausdauernd in ihrem Einsatz. Das
gilt für Erzieherinnen und Lehrer, für Kran-
kenpfleger und Ärztinnen, für Übungsleiter
und Rettungssanitäterinnen, für viele an-
dere auch.

Das mitmenschliche Engagement der
Aktiven im sozialen Alltag findet in unse-
rer Gesellschaft relativ wenig Erwähnung,
wird als selbstverständliche Pflicht oder als
beliebige Freiwilligkeit angesehen, auf je-
den Fall in seiner grundlegenden Bedeu-
tung für die Lebensqualität unserer Ge-
sellschaft unterschätzt. Der dauerhafte und
unmittelbare Dienst von Menschen an an-
deren Menschen ist eine Herausforderung,
denn er ist nicht selbstverständlich und er
ist nicht leicht. Dass so viele ihn hauptbe-
ruflich und ehrenamtlich so überzeugend

leisten, ist ein gutes Zeichen dafür, dass die
Idee der Solidarität in unseren Gesell-
schaften tief verankert ist. In Deutschland,
in Europa.Weltweit.

Ja, das ist der große Fortschritt in der
Geschichte der Menschheit. Er hat seinen
Ursprung im Christentum, in der Lehre
von der Nächstenliebe, aber auch in der
Aufklärung, dem Humanismus, dem Libe-
ralismus und dem demokratischen Sozia-
lismus.

Die UNO-Menschenrechte bündeln
das gut.Unser Grundgesetz auch: Die Frei-
heit des Einzelnen und seine Verantwor-
tung, die in Solidarität münden.

Man darf seinen Zweifel haben an dem
hier festgestellten Fortschritt. Denn das
Handeln entspricht oft nicht dem, was da
als Maxime beschrieben ist. Die Geschich-
te der Kirche selbst und die aller Ismen
zeigt Ereignisse und Phasen, die alle Lie-
besworte Lügen strafen. Und doch. Der
Anspruch gilt.Und ohne diesen Anspruch,
dem viele genügen wollen, wäre die Erde
mit ihren 6,3 Mrd. Menschen längst am
Ende aller Menschlichkeit angekommen.
Ist sie aber nicht.

Das zu erkennen und anzuerkennen
ist wichtig für die Politik. Denn Politik
braucht Orientierung, wie überhaupt alle
Menschen Orientierung brauchen. Politik
gründet auf Werten und lebt von Werten,
die sie selbst allein nicht schaffen kann.
Liebe zum Nächsten ist so ein Wert. Ein
zentraler, auch wenn wir Politiker darun-
ter Freiheit und Gerechtigkeit und Solida-
rität verstehen.

Irgendwie, finde ich, führt diese Wahr-
heit doch zurück zum Dach der Nächsten-
liebe, unter dem wir uns alle versammeln
können.

(Wir dokumentieren Auszüge aus der
Rede, die Franz Müntefering anlässlich einer
Präsentation des neuen Buches von Paul
Josef Kardinal Cordes gehalten hat. Helfer
fallen nicht vom Himmel. Caritas und Spi-
ritualität ist vor kurzem im Herder-Verlag
erschienen.)
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Es ist eine zunehmende Polarisierung der
Einschätzungen spürbar, wenn es um die
Frage geht, ob Islam und Demokratie
überhaupt zusammenpassen. Während et-
wa in der politischen Debatte in Deutsch-
land meist argumentiert wird, die über-
wältigende Mehrheit der (hier lebenden)
Muslime fühlte sich dem liberalen Rechts-
staat und der Demokratie verpflichtet und
lehne jegliche Form des religiösen Radi-
kalismus ab, scheint es doch in Teilen der
Gesellschaft gewisse Vorbehalte gegen die-
se Einschätzung zu geben, die freilich in
vielen Fällen eher aus einem »Gefühl« als
aus einer empirisch fundierten Erkenntnis
resultieren dürften. Verstärkt werden sol-
che Vorbehalte durch Einschätzungen von
zwei Seiten.

Während einige – westliche – Wissen-
schaftler wie z.B. Samuel P. Huntington zu
dem Ergebnis gekommen sind, die »Kultur
des Islam« könne pauschal für eine In-
kompatibilität des Islam mit demokrati-
schen Prinzipien verantwortlich gemacht
werden, äußern sich auch einige Muslime
– die Islamisten – in diese Richtung. Für
sie ist es nicht vorstellbar, sich nach Ge-
setzen zu richten, die menschlichen und

nicht »göttlichen« Ursprungs sind. Sie leh-
nen demokratische Prinzipien ab und stre-
ben nach der verbindlichen Einführung
der Shari’ah, des Gesetzes des Islams, da
dieses aufgrund seiner göttlichen Her-
kunft und Legitimität die absolute und un-
verhandelbare Wahrheit beinhalte.

Zwei zentrale Fehler liegen einer sol-
chen Sichtweise zugrunde:

Zum einen verkennen sie die Hetero-
genität des Islam und beziehen sich auf
undifferenzierte Verallgemeinerungen. Zu-
treffend ist, dass es Muslime gibt – näm-
lich die Islamisten –, für die eine Zusam-
menführung von Islam und Demokratie
ausgeschlossen ist. Aber ebenso richtig ist
es, dass zahlreiche Muslime, darunter auch
viele Islamgelehrte, erhebliche Parallelen
zwischen islamischen und demokrati-
schen Wertevorstellungen erkennen und
sich für eine Zusammenführung engagie-
ren. Zum anderen basieren pauschale In-
kompatibilitätsszenarien auf einer Igno-
ranz der zu beobachtenden Realität, gibt es
doch eine ganze Reihe von Beispielen, in
denen Islam und Demokratie sehr gut mit-
einander harmonieren. Dies wird im Fol-
genden am Beispiel Indonesien verdeut-
licht.

Bemerkenswert ist mit Blick auf Indo-
nesien zunächst, dass ebenfalls hinsicht-
lich des dortigen Islam zwei exponierte
Einschätzungen beobachtet werden kön-
nen. Einerseits wird – vor allem aus der
Perspektive des Westens – nicht oder nur
unzureichend wahrgenommen, dass sich
die indonesische Form des Islam von der

Christoph Schuck

Islam und Demokratie können zusammengehen –
Das Beispiel Indonesien

Als Schattengewächs des Kalten Krieges über Jahrzehnte vernachlässigt, gehört in
der gegenwärtigen globalen Sicherheitsarchitektur, insbesondere nach den Terror-
anschlägen des 11. Septembers 2001, die Thematik der Kompatibilität von Islam
und Demokratie zu den dringendsten Fragestellungen. Der Fall Indonesien könnte
hier als Signalgeber wirken.
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des Nahen und Mittleren Ostens signifi-
kant unterscheidet. Der Islam wird auch in
diesen Fällen als etwas Homogenes be-
trachtet und vor allem damit verbunden,
was in den Medien, der Öffentlichkeit usw.
kommuniziert wird, d.h. mit Extremismus
und ggf. sogar Terrorismus.Andererseits –
vor allem aus der Perspektive von Islamis-
ten – wird argumentiert, der Islam in In-
donesien sei »unrein« und man müsse in
Frage stellen, ob es sich dabei überhaupt
um »Islam« handeln würde.

Beide Einschätzungen sind unzutref-
fend und verkennen die Charakteristiken
des Islam in Indonesien, der durch spezifi-
sche historische Entwicklungen beein-
flusst wurde, dadurch eine besondere Aus-
prägung erfuhr, ohne gleichzeitig den kla-
ren Bezug zu den islamischen Grundfes-
ten verloren zu haben. Insgesamt können
vier wesentliche Gründe identifiziert wer-
den, die Aufschluss darüber geben, wes-
halb das Zusammenspiel von Islam und
Demokratie in Indonesien überwiegend
gut funktioniert.

Erstens spielt eine entscheidende Rolle,
wie der Islam sich in Indonesien verbreite-
te. Durch muslimische Seefahrer, die auf
ihren Handelsreisen zwischen Arabien,
Indien und dem Süden Chinas die Inseln
Java und Sumatra passierten, wurde ab
dem 12. Jahrhundert der Kontakt zu den
bis dahin hauptsächlich hinduistischen
bzw.animistischen Bewohnern des großen
Inselgebietes hergestellt. Die damit ver-
bundene Ausbreitung des Islam verlief
über einen langen Zeitraum und war in
den Gebieten des inneren Javas erst im 17.
bis 18. Jahrhundert abgeschlossen. Statt
den auch aus der christlichen Seefahrt be-
kannten Zwangsmissionierungen vollzog
sich die Annahme des Islams in Indone-
sien auf freiwilliger Basis, wozu die Invol-
vierung der sufistischen Strömung des Is-
lam beitrug. Als zusätzlich begünstigend
für die Islamisierung erwies sich, dass der
Islam keine individuelle Ungleichheit, wie
etwa die des hinduistisch geprägten Kas-

tensystems, vorsah. Dies stellte für die bis
dato Unterprivilegierten eine vielverspre-
chende Chance dar, sich in der Gesell-
schaft besser zu positionieren. Für die an-
deren wurde die Konvertierung zum Islam
als religiöses »upgrade« verstanden, als ei-
ne Verbindung zu einer, wie Greg Barton
bemerkt hat, höher entwickelten Zivilisa-
tion, die über einen spirituell ausgereifte-
ren Glauben verfügte. Der Islam breitete
sich in Indonesien somit mehr über »An-
reize« als durch die Verbreitung von Angst
und Schrecken aus.

Zweitens fand im Kontext des Unab-
hängigkeitskampfes und der Staatsgrün-
dung von der Mehrheit der Indonesier ein
konzeptionelles Verständnis Anwendung,
das die Relevanz eines einheitlichen über
die eines islamischen Staates stellte. Dies
bedeutete bereits einen frühen Sieg der
Nationalisten – als Fußnote sei bemerkt,
dass Nationalismus im indonesischen
Sinne nicht mit dem zu Recht negativ be-
setzten europäischen Verständnis dieses
Begriffes gleichzusetzen ist – über die Is-
lamisten, die als die beiden wichtigsten
Strömungen des Landes stets um die
Vorherrschaft konkurrierten.

Die Entscheidung, anstelle eines is-
lamischen einen religiös-pluralistischen
Staat zu schaffen, wurde in der Staats-
philosophie (falsafah negara) Indonesiens,
der Pancasila, verankert, die trotz erheb-
licher Diskreditierung in der Ära Suharto
– Pancasila wurde dort als Machtlegitima-
tionsinstrument missbraucht – auch heute
noch den Status einer zentralen Leitlinie
inne hat. Sie fungiert nach wie vor, wie
auch der indonesische Philosoph Franz
Magnis-Suseno im Gespräch mit dem Ver-
fasser unterstrich, als formaler Garant ei-
nes (politisch) nicht-islamischen Indone-
siens.

Drittens haben in Indonesien seit der
Unabhängigkeit überwiegend die Akteure
einen dominierenden Einfluss ausgeübt,
die einer Islamisierung der Politik mit Ab-
lehnung begegneten.
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Auch wenn deren Haltung keineswegs
unumstritten gewesen und zum Teil auf
heftigen, ja militanten Widerstand von
Islamisten gestoßen ist, kann dennoch
konstatiert werden, dass sich letzten Endes
– bis in die Gegenwart – stets jene durch-
setzen konnten, die die einheitsstaatliche,
nationalistische gegenüber der islamisti-
schen Variante bevorzugten. Diese Gruppe
stellte bisher alle sechs Präsidenten des
Landes, und ihr kann der größte Teil des
traditionell mächtigen Militärs zugeordnet
werden. Anders als beispielsweise in Ma-
laysia, bemerkte der indonesische Islam-
gelehrte Azyumardi Azra, stelle der indo-
nesische Staat auch nicht den Anspruch,
sich direkt in religiöse Angelegenheiten
einzumischen. Zahlreiche muslimische In-
tellektuelle Indonesiens – wie etwa Azyu-
mardi Azra,Abdurrahman Wahid oder der
kürzlich verstorbene Nurcholish Madjid,
der im Islam einen »noble spirit of huma-
nitarianism« sah –, teilen diese Auffassung
und haben zu ihrer Weiterentwicklung und
Ausdifferenzierung beigetragen.

So betonte Abdurrahman Wahid, der
erste demokratisch gewählte Präsident des
postautoritären Indonesiens, in zahlrei-
chen Gesprächen mit dem Verfasser, dass
er die feste Überzeugung vertrete, dass
islamische Leitlinien mit demokratiekon-
formen Handlungsmaximen korrelierten,
wobei er auf Gemeinsamkeiten in den Be-
reichen Gerechtigkeit, Gleichheit, Freiheit
und hinsichtlich des Willens zur Debatte
verwies. Zwar würde auch er zustimmen,
dass im Islam der Stellenwert des Kollek-
tivs ein ganz besonderer sei. In diesem
Sachverhalt, der auch und gerade für In-
donesien gelte, läge jedoch kein Aus-
schlusskriterium für stärker individuali-
sierte Demokratiekonzepte, da man dafür
Sorge tragen könne, dass spezielle Merk-
male, etwa die Beratung (musyawarah),
das Streben nach kollektiven Konsensent-
scheidungen (mufakat) und die Imple-
mentierung von Gerechtigkeit (keadilan)
mit diesen kombiniert würden.

Viertens lehnt auch der überwiegende
Teil der indonesischen Gesellschaft eine
Islamisierung der Politik ihres Landes ab.
Nachdem Islamisten nahezu fünf Jahr-
zehnte lang von den autokratischen Sys-
temen Sukarnos und Suhartos zum Teil
gewaltsamen Repressionen ausgesetzt wa-
ren, bestand in diesen Kreisen eine augen-
scheinlich nicht unberechtigte Hoffnung,
man könne in der Ära demokratischer
Reformen und freier Wahlen nun erheb-
lich an Einfluss gewinnen. Diese Erwar-
tung scheiterte. Sowohl bei den Grün-
dungswahlen 1999 als auch bei den Folge-
abstimmungen im Jahr 2004 verweigerten
die Indonesier/innen stärker islamisch
orientierten Parteien die von diesen er-
hoffte und erwartete Unterstützung.Wahl-
gewinner waren jeweils Parteien, die sich
im Sinne eines einheitlichen Indonesiens
gegen eine gesellschaftliche Islamisierung
aussprechen.

Indonesien als
Signalgeber

Indonesien stellt das größte überwiegend
von Muslimen bewohnte Land der Welt
dar – allein aus diesem Grund handelt es
sich um keinen zu marginalisierenden
Sonderfall, wenn es um die Frage nach der
Kompatibilität von Islam und Demokratie
geht.

Nach nunmehr zehn Jahren der De-
mokratisierung, die freilich noch nicht ab-
geschlossen ist, und trotz der Existenz von
islamistischen Randgruppierungen – die
zwar nicht unterschätzt werden dürfen,
aber zumindest gegenwärtig über keinen
unmittelbar demokratiegefährdenden Ein-
fluss verfügen – muss das Potenzial Indo-
nesiens hervorgehoben werden: als Signal-
geber für eine funktionierende Kombi-
nation von Islam und Demokratie zu fun-
gieren, und zwar nicht nur für das Land
selbst, sondern weit über seine Grenzen
hinaus.

Jul-Aug_08_Aktuell_1.qxd  02.07.2008  13:25  Seite 28

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 28]



DA S T H E M A

N G | F H   7 / 8 | 2 0 0 8 2 9

Wie bei einem Großfamiliengeburtstag
glänzen die meisten Israel-Gratulanten
seit Monaten mit pathetischen Floskeln,
schlecht versteckten Sticheleien und bes-
serwisserischen Belehrungen gegenüber
dem Jubilar. Über all dem schwebt das Be-
kenntnis zu einer Beziehung, die als »be-
sondere« gilt, jedoch immer wieder in Fra-
ge gestellt wird.

Wer Verweise auf eine besondere Be-
ziehung zwischen Deutschland und Israel
zeremoniell, wie eine Geburtstagstorte mit
60 Kerzen vor sich herträgt, vergisst, dass
Staaten wie Menschen in einem Bündel vie-
lerlei besonderer Beziehungen leben. Es
kommt also nicht darauf an, eine Besonder-
heit zu beschwören, sondern sie mit Inhal-
ten zu füllen. Was heißt dies für die Bezie-
hung zwischen Deutschland und Israel? Es
gilt, dabei die drei zentralen Dimensionen
des Besonderen auszuleuchten: die beson-
dere Nähe zu Israel, die besondere Lage Is-
raels und unsere eigenen deutschen bzw. so-
zialdemokratischen Prioritäten. Nur dann
wird aus einem rituellen Bekenntnis eine
zukunftsfähige Strategie des Besonderen.

Drei zentrale Dimensionen

Es geht zunächst um besondere Nähe. Ju-
den und Deutsche teilen eine mehr als tau-
sendjährige wechselhafte Geschichte der

Koexistenz, Verfolgung und Vernichtung.
Es geht um die historische Nähe einer ge-
scheiterten, aber einzigartigen Symbiose
und um die historische Unentrinnbarkeit
der tödlichen Täter-Opfer-Nähe, die beide
Völker für immer auf tragische Weise ver-
eint.

Uns vereint aber auch eine andere,
zukunftsweisende Gemeinsamkeit, eine
demokratische Nähe, denn beide Staaten
sind nach den Prinzipien der parlamenta-
rischen Demokratie verfasst. Trotz aller
Probleme und Rückschläge verbindet uns
ein Konsens von Demokraten, der auf ei-
ner Vision von Gleichheit und Freiheit
gründet.

Es geht aber auch um die gesellschaftli-
che Nähe des Alltags: Um Ephraim Kishon
und Zeruya Shalev auf unseren Bücher-
regalen, um Dani Karavan in unseren Ga-
lerien, Eitan Fox und Joseph Cedar in un-
seren Kinos und – ja auch das! – um Na-
talie Portman oder Dana International auf
unseren Bildschirmen. Wir teilen mitei-

Sergey Lagodinsky

Israel, ein progressiver Traum

Deutschland muss sich über die Besonderheit seiner Beziehung zu Israel, das
durch ein Spannungsverhältnis zwischen Nähe und Andersartigkeit gekennzeich-
net ist, klar werden. Die Beurteilung Israels darf sich dabei aber nicht allein auf
das Verhalten im Nahost-Konflikt beschränken, gerade die Sozialdemokratie
muss daneben auch den gemeinsamen Wertekanon berücksichtigen.

Sorge um Israel –
Frieden in Nahost

Sergey Lagodinsky

(*1975) ist Fellow am Global Public
Policy Institute, Berlin (GPPi).
Er ist Gründer und einer der
Sprecher des Arbeitskreises Jüdischer
Sozialdemokraten.
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Der linke Geist bestimmte die Grundlagen
des zionistischen Projektes in Palästina:
David Ben-Gurion, Staatsgründer und
einer der Gründer der sozialdemokrati-
schen Arbeitspartei Israels, 1967 mit sei-
nem Enkel Uri in der Wüste Negev.

nander die Alltagswerte, die uns diese All-
tagsnähe erleichtern.

Doch es geht auch um Israels besonde-
re Lage. Es gibt kaum einen anderen Staat
auf der Welt, der sich mitten in einer Um-
gebung befindet, die so zahlenmäßig über-
wältigend, so exterminatorisch ablehnend
und so wertemäßig herausfordernd ist.
Abgekoppelt von eigenen europäisch-
amerikanischen Träumen leben die Isra-
elis mitten in einem emotionalisierten na-
tionalstaatlichen Umfeld, das nicht mit ei-
nem postmodernen Europa vergleichbar
und für uns aus der sicheren Entfernung
nur schwer nachvollziehbar ist.

Zu guter Letzt sollte man über die be-
sonderen Prioritäten Deutschlands nicht
hinwegsehen. Als Wirtschaftsmacht ist
Deutschland auf die Stabilität nahöstli-
cher Absatzmärkte und Energielieferun-
gen angewiesen; als ambitionierter Wis-
senschafts- und Technologiestandort – auf
den Austausch mit Forschungszentren
in Israel. Und nicht zuletzt geht es um
Deutschlands Sicherheit, die von unserer
strategischen Positionierung gegenüber
gewaltbereiten Ideologien abhängt, von
denen viele sich in der Nahostregion ein-
genistet haben.

Nur gemeinsam können diese Dimen-
sionen das Besondere erklären. Eine iso-
lierte Betrachtung verzerrt das Bild, statt es
zu präzisieren. Setzen wir nur auf die Ge-
meinsamkeiten zwischen Israel und west-
lichen Demokratien, sind wir versucht, die
besondere Lage Israels auszublenden: sei-
ne existenzielle Bedrohung mitten im re-
gionalen Kontext einer nationalstaatlichen
Moderne. Betont man hingegen nur die
Andersartigkeit der Lage Israels, so lagert
man den jüdischen Staat ganz in die Frem-
de aus – der Konflikt verkommt zu einer
Prügelei zwischen uneinsichtigen Wilden
auf der orientalischen Spielwiese. Und
schaut man ausschließlich auf die Prioritä-
ten Deutschlands, so tappt man allzu leicht
in die Falle des realpolitischen Egoismus,
der nur kurzfristig währt.

Die Komplexität der Zusammenschau
aller drei Dimensionen ist nicht einfach
auszuhalten, denn sie erzeugt eine Span-
nung zwischen Nähe und Andersartigkeit
– einen ambivalenten, fast psychoanalyti-
schen Stoff, aus dem manch ein traditio-
neller Stereotyp gestrickt ist. Nicht um-
sonst steht Israel-Kritik so häufig im Ver-
dacht, das Land zu einem »kollektiven
Juden« der internationalen Gemeinschaft
zu reduzieren. Nicht nur aus historischer
Rücksicht ist es daher erforderlich, eine
gesunde Mischung aus Eigenreflexion und
Fremdempathie zu bewahren, wenn wir
über Israel urteilen.
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Die Positionierung der
deutschen Sozialdemokratie

Die deutsche Sozialdemokratie muss ihre
eigene Nähe zum »Projekt Israel« wie-
derentdecken. In ihrem neuen Parteipro-
gramm bekennt sich die SPD neuerdings zu
eigenen auch jüdischen Wurzeln. Die Rolle
jüdischer Menschen bei der Gründung der
SPD ist kein Zufall. Die Vision einer Eman-
zipation von Entrechteten liegt der Arbei-
terbewegung zugrunde, genauso wie sie der
jüdischen Emanzipation zugrunde lag. Die
Sehnsucht nach einer Heimstätte für ein
Volk, dessen Schicksal Jahrtausende lang
fremdbestimmt blieb, war dabei kein Na-
tionalismusprojekt unter vielen, sondern
ein zutiefst emanzipatorischer, ein progres-
siver Gedanke der nationalen Selbstbe-
freiung und Selbstbestimmung.

Die Nähe ist beiderseitig: Der linke
Geist bestimmte die Grundlagen des zio-
nistischen Projektes in Palästina. Es waren
linke Juden aus aller Welt, die das Land zu
dem gemacht haben, was es ist – die Prob-
leme dieses Landes inklusive. Lange Jahre
waren die linken Parteien (zuerst MAPAI,
später die Arbeiterpartei) die unanfecht-
baren Regierungsparteien, die das Land
auch durch die Kriege von 1948 (Unab-
hängigkeitskrieg), 1956 (Sinaikrieg), 1967
(Sechstagekrieg) und 1973 (Yom Kipur-
Krieg) geführt haben. Das soziale Gerüst
des Landes war auch jahrelang durch die
Ideen der Sozialdemokratie geprägt: Die
Kibbuzim als treibende Kraft der wirt-
schaftlichen Neugestaltung, die Histatrud
als eine mächtige Gewerkschaft, die Clalit-
Krankenkasse, die eine faire Gesundheits-
versorgung ohne Einkommensunterschie-
de gewährleistet hat.

Dass Israel bei all dem von der politi-
schen Linken im Ausland zunehmend als
ideologischer Gegner angesehen wurde, ist
die Ironie des Nahostkonflikts. Unser poli-
tischer Kompass versagt im Nahen Osten,
denn wir scheinen Schwierigkeiten damit
zu haben, die besondere Lage Israels ins

eigene ideologische Koordinatensystem
aufzunehmen. Der internationale Konflikt,
in dem die Sprache des Antiimperialismus
zweckentfremdet wurde, verschob die
Links-Rechts-Orientierung weg von all-
umfassenden Fragen der Gerechtigkeit hin
zur oberflächlichen Betrachtung des Kon-
fliktverhaltens: Wer in Israel links und wer
rechts ist, wird von uns seit Jahren nach ih-
rer Position im Konflikt mit den Palästi-
nensern beurteilt. Indes ist dies nicht nur
falsch, sondern auch für unser Selbstver-
ständnis als linke Kraft schädlich – denn
dadurch reduzieren wir unsere eigene
Ideologie auf das einfache Krieg-Frieden-
Schema und blenden die Komplexität der
politischen und sozialen Wirklichkeit aus.

Das binäre Fernglas
beiseite legen

Unter diesen Umständen hängt unsere Be-
ziehung zu Israel nicht nur von unserer
Positionierung gegenüber dem jüdischen
Staat, sondern vor allem zu seiner Umge-
bung ab. Legt man das binäre Fernglas des
Nahostkonflikts beiseite, fragt man sich,
was viele Sozialdemokraten so empathisch
gegenüber zahlreichen problematischen
Akteuren von Hisbollah bis Iran macht.
Gerade hier müssen wir uns auf unsere
besonderen sozialdemokratischen Priori-
täten rückbesinnen. Diese sind nicht auf
Konfliktbeilegung um jeden Preis be-
schränkt, sondern beinhalten die Sicherung
von Frauen- und Minderheitenrechten,
die Unterstützung von Arbeitnehmer-
rechten oder die Förderung sozialer Ge-
rechtigkeit. Diese grundlegenden Werte
müssen raus aus dem goldenen Käfig des
Innerstaatlichen, um bei der Ausrichtung
unserer Außenpolitik eine nicht nur rhe-
torische Rolle zu spielen. Unterlassen wir
diese Ausrichtung, so wird die sozialde-
mokratische Formel des Wandels durch
Annäherung zu einem realpolitischen Frei-
brief: Wer kritische Dialoge mit Regimes,
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wie dem im Iran führt, darf nicht verges-
sen, dass eine Annäherung kein Selbst-
zweck ist, sondern auf einen Wandel abzie-
len muss. Eine Annäherung ohne Wandel
wäre Realpolitik pur, die die Bezeichnung
»sozialdemokratische Außenpolitik« nicht
verdienen würde. Es geht also auch bei
unserer Auseinandersetzung mit Israels
Nachbarn um unser Selbstverständnis als
Sozialdemokraten.

Die sozialdemokratische Partei muss
sich auf die Suche nach ihrer eigenen be-
sonderen Beziehung zu Israel begeben.
Der erste Schritt ist getan: Das Bekenntnis
zu Israels Existenzrecht steht im Ham-
burger Programm. Das ist freilich nicht
ausreichend. Was wir brauchen, ist ein Be-
kenntnis zu Israel als historischem Pro-

dukt der politischen Linken und als Ver-
wirklichung des Selbstbestimmungsrechts
eines lange unterdrückten Volkes. Es
bedarf einer Entkoppelung der Betrach-
tung des Nahostkonflikts vom antiimpe-
rialistischen Diskurs, sowie einer bewuss-
ten Vermeidung des Links-Rechts-Sche-
matismus ausschließlich nach der Posi-
tionierung der Beteiligten im Nahostkon-
flikt. Wenn dies geschieht, wird es auch
für die deutsche Sozialdemokratie ein-
facher sein, mit ihrer häufig berechtigten
Kritik am israelischen Verhalten reale Ver-
änderungen in der Region zu erzielen. 60
Jahre Israel sind auch 60 Jahre eines zum
Staat gewordenen progressiven Traums.
Es ist an der Zeit, Israel diesen Traum zu-
zugestehen.

Mustafa Barghouthi

Israel, eine Tragödie für die Palästinenser

Nur wenige erinnern sich daran, dass die Gründung des Staates Israel vor 60
Jahren durch die Resolution 181 der VN-Generalversammlung 1947 legitimiert
wurde. Darin hieß es, dass die Gründung eines israelischen Staates auf 54 % des
palästinensischen Landes an die Schaffung eines palästinensischen Staates auf fast
45 % desselben Landes geknüpft sei. Israel wurde gegründet, Palästina hingegen
nicht. Dieses Unrecht währt bis heute.

Nach der Gründung Israels brach ein
Krieg aus, den israelische Truppen nach
der offiziellen Bezeichnung in Israel als
»Unabhängigkeitskrieg« führten und den
der israelische Historiker Ilan Pappe als
»ethnische Säuberung von Palästina« be-
zeichnet. In Folge dessen wurde die Hälfte

der palästinensischen Bevölkerung ge-
waltsam vertrieben und es entstand das
langwierigste Flüchtlingsproblem der Ge-
schichte, bei dem fünf Millionen Palästi-
nenser enteignet wurden und seither end-
lose Träume von einer Rückkehr in ihre
verlassene Heimat hegen.

Eine mögliche Herangehensweise an
diese Geschichte ist, die Tragödie der Pa-
lästinenser als Resultat der Tragödie des
jüdischen Volkes in Folge des Holocaust
und der Zeit davor zu sehen. Mit den Wor-
ten von Professor Edward Said waren wir
»die Opfer der Opfer« geworden.

Doch ebenso, wie keiner das Recht hat,
das Leid des jüdischen Volkes unter dem

Mustafa Barghouthi

(*1954) ist Generalsekretär der
Bewegung Al-Mubadara

(Palästinensische Nationale Initiative),
Mitglied im Parlament (PLC)

und ehemaliger Informationsminister
der Einheitsregierung.

almubadara@almubadara.org
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faschistischen Regime zu ignorieren, hat
auch keiner das Recht, die Augen vor dem
Leid der Palästinenser zu verschließen
oder das jüdische Leid als Rechtfertigung
dafür zu benutzen, was den Palästinensern
durch die Gründung Israels, seine Regie-
rung und die Besetzung angetan wurde.

Fest steht, dass es hier um zwei ganz
verschiedene Dinge geht. Die Palästinenser
tragen keine historische oder aktuelle Ver-
antwortung für das jüdische Leid in Euro-
pa. Und die Tatsache, dass das jüdische
Volk eine Heimat brauchte, kann nicht
rechtfertigen, dass den Palästinensern ihre
Heimat genommen wurde.

Die »außerordentlichen 
Rekorde« Israels

Heute ist Israel ein mächtiges Land. Es hat
die größte Armee der Region. Es ist be-
kannt, dass Israel über Atombomben ver-
fügt, und es hat gerade Großbritannien
überholt und ist nun viertgrößter Waffen-
lieferant der Welt. Sein Pro-Kopf-Brutto-
sozialprodukt beträgt 25.000 Dollar, das
der Palästinenser 800 Dollar. Israel hat eine
boomende Elektronik- und Sicherheits-
industrie, und es bezeichnet sich gern als
die einzige Demokratie in der Region.

Doch der Beobachter sieht noch einen
anderen außerordentlichen Rekord in Is-
rael. In 60 Jahren war es an sieben Kriegen
beteiligt, viele davon hat Israel selbst be-
gonnen. 1948 führte es den schnellsten
Enteignungsprozess der Neuzeit durch,
und es erhält die längste Besetzung in der
jüngeren Geschichte aufrecht (41 Jahre
Okkupation des Westjordanlandes mit Ost-
jerusalem, des Gazastreifens und der syri-
schen Golanhöhen).

Es hat in den besetzten palästinensi-
schen Gebieten etwas geschaffen, was der
südafrikanische Minister für Nachrichten-
dienste, Ronnie Kasrils (selbst jüdischer
Abstammung), als ein weit schlimmeres
Apartheid-System beschrieb als das einst

in Südafrika herrschende.Sogar der israeli-
sche Premierminister Ehud Olmert räumte
ein, Israel wäre ein Apartheid-Regime,
wenn es die Gründung eines palästinensi-
schen Staates nicht zuließe.

Ein Leben unter Okkupation

Ich war 12 Jahre alt, als die israelische Ar-
mee meine Stadt besetzte und den größten
Teil des Besitzes meiner Familie konfiszier-
te. Ich hatte ständig Geschichten von Men-
schen gelesen, die während des Zweiten
Weltkrieges zwei, drei oder vier Jahre unter
Okkupation lebten. Aber ein ganzes Leben
unter Okkupation zu verbringen – das ist
eine Geschichte, die erst noch erzählt wer-
den muss. Rund 85 % der Palästinenser, die
heute in den palästinensischen Gebieten
leben, wurden unter Militärbesatzung ge-
boren und haben nichts anderes gesehen
als Tod, Grenzkontrollpunkte, Militärhaft,
Attentate und Unterdrückung.

1948 ging die Zukunft einer ganzen
Generation verloren. Heute hängt die Zu-
kunft aller Palästinenser in der Luft, und
keiner weiß, was das Morgen bringt. Man-
che Israelis sind empört, wenn wir die
Bezeichnung »Apartheid« benutzen, aber
mit welchem anderen Wort sollen wir die
Situation beschreiben, dass die Palästi-
nenser pro Kopf jährlich 50 m³ Wasser
verbrauchen dürfen und die israelischen
Siedler 2.400 m³, 48mal so viel wie den
Palästinensern zugeteilt ist? Oder die Tat-
sache, dass die Palästinenser für Wasser
und Elektrizität doppelt soviel bezah-
len müssen wie die Israelis, während ihr
Einkommen 30mal niedriger ist als der
Durchschnitt in Israel? 

Wie sollen wir die Situation beschrei-
ben, dass die Hauptstraßen im besetzten
Westjordanland eingegrenzt sind und nur
von israelischen Staatsbürgern und Sied-
lern genutzt werden dürfen? Werde ich da-
bei erwischt,dass ich sie befahre oder bege-
he, kann ich, und jeder andere Palästinen-
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ser, bis zu sechs Monate Gefängnisstrafe
bekommen.

Und mit welchen Worten kann man die
Tatsache beschreiben, dass ich, wie die
meisten anderen Palästinenser des West-
jordanlandes und des Gazastreifens, seit 12
Jahren der Möglichkeit beraubt bin, Ost-
jerusalem zu betreten – die Stadt, in der ich
geboren bin und in der ich als Mediziner
in einem der größten Krankenhäuser prak-
tizierte? 

Welches Wort könnte die Situation von
Qalqiliya beschreiben, wo 46.000 Men-
schen hinter einer neun Meter hohen Be-
tonmauer leben müssen, die nur einen Ein-
und Ausgang an einer acht Meter breiten
Straße hat, mit einem Tor, das die israeli-
schen Soldaten schließen können, wann
immer sie wollen?

Es ist hart für die Israelis, mit dieser
Realität konfrontiert zu werden, aber noch

härter ist es für uns Palästinenser, dies zu
erleiden.

Auch wenn die israelische Führung
Jahr für Jahr mit ihren militärischen Erfol-
gen prahlt, kann das nicht darüber hinweg-
täuschen, dass sie dramatisch dabei versagt
hat, Frieden zu schaffen und uns, die Pa-
lästinenser, als gleichwertige menschliche
Wesen zu akzeptieren – gleichwertig in
Rechten und Pflichten, und berechtigt zu
einem Leben in Würde, Harmonie und
Wohlstand.

Wenn es etwas gibt, was im Gedenken
an die Opfer des Holocaust und alle Opfer
aus dem darauf folgenden Konflikt zwi-
schen den Palästinensern und Israelis ge-
tan werden sollte, so ist es die Beendigung
der Besetzung,des Apartheid-Systems und
des Unrechts, das den palästinensischen
Flüchtlingen und dem palästinensischen
Volk angetan wird.

Élie Barnavi

Ein Zweig des europäischen Baums

In der modernen Zeit sind die europäische und die jüdische Geschichte eng mit-
einander verflochten, nahezu ist sie ein und dieselbe, auch wenn sie oft alles an-
dere als glücklich verlief. Der jüdische Staat ist gerade deshalb entstanden, weil
Europa seine Juden verabscheute. Aber seiner eigenen Geschichte kann man nicht
entkommen: Israel ist ein Ableger Europas, ein Zweig des Baumes Europa.

Zwischen dem Ersten und dem Zweiten
Weltkrieg zählte das jüdische Volk etwa
11 Millionen Menschen. 90 % lebten auf
europäischem Boden; von den anderen
war ein großer Teil Europäer, der das Va-

terland verlassen hatte, um ein besseres
Leben in den USA, in Lateinamerika oder
anderswo zu führen: In den islamischen
Ländern rund um das Mittelmehr waren
die jüdischen Führungsschichten durch
die europäischen Kolonialherren europä-
isiert worden. Die große Mehrheit dieser
Juden lebte aber an den östlichen Rändern
der europäischen Kultur, unter dem Joch
des Zaren. Dort begründeten sie, zum ers-
ten Mal in der Geschichte, eine säkulare –
und europäische – jüdische Kultur.

Schnell wird der jüdische Beitrag zu
den europäischen Errungenschaften im

Élie Barnavi
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Bereich der Wissenschaft, der Kunst und
der Wirtschaft verherrlicht. Dieser steht
außer Zweifel, denkt man z.B. an das revo-
lutionierende Dreigestirn unserer Moder-
ne: Marx, Freud und Einstein. Dabei wird
jedoch leicht verdrängt, dass es Bedin-
gungen gab, die diesen Beitrag erst mög-
lich machten:

Einerseits hatten die herrschenden
Gruppen – zumindest bis zu einem gewis-
sen Punkt – ihre jüdische Komponente in-
tegriert und die Juden selbst wünschten
sich nichts mehr als sich in die Kultur der
herrschenden Schichten zu integrieren.

Andererseits war eine wichtige Ur-
sache für den ungeheueren Einfluss einer
zahlenmäßig eigentlich zu vernachläs-
sigenden Minderheit auf die europäische
Zivilisation des 19. und 20. Jahrhunderts
gerade ihre ambivalente Stellung: zum ei-
nen vollständig integriert und zum ande-
ren irgendwie abseits: Im Herzen der euro-
päischen Kultur, aber am Rand der euro-
päischen Gesellschaft.

Als der junge Religionshistoriker
Gershom Scholem seinem Vater, einem
deutschen Juden, der so assimiliert war
wie ein deutscher Jude es nur sein konnte,
verkündete, dass er Zionist geworden sei,
hat Scholems Vater entrüstet gerufen:
»Du willst uns wohl ins Ghetto bringen.«
Hierauf antwortete Gershom: »Aber ihr
lebt doch schon im Ghetto. Ihr habt nicht
einen einzigen Freund, der kein Jude
ist…«

Der Zionismus selbst
ist eine europäische Erfindung

Von der Grundidee stützte sich die na-
tionale Bewegung des jüdischen Volkes auf
die europäische Nationalitätenbewegung
– mit den Worten des deutschen Zionisten
Kurt Blumenthal gesagt: Sie war »das Ge-
schenk Europas an die Juden«. Deshalb
gab Moses Hess auch seinem Essay von
1862 über Rom und Jerusalem den Unter-

titel: »Die letzte nationale Frage«. Eine
typisch europäische Illusion.

Das Vorbild der europäischen nationa-
len Bewegungen alleine hätte nicht genügt,
denn die meisten Juden hatten überhaupt
kein Interesse am Zionismus.Viele von ih-
nen waren beseelt von den liberalen Fort-
schritts- und Menschenrechtsgedanken
und glaubten, dass der Antisemitismus
nur ein Überbleibsel der Vergangenheit
sei, dazu verurteilt, mit der Zeit von alleine
unterzugehen. Andere, die der Auffassung
waren, dass der Antisemitismus nur eine
Folge des allgemeinen Elends der Men-
schen sei, verursacht durch das kapitalisti-
sche System, wurden Anhänger der Revo-
lution. Wieder andere versuchten, die na-
tionale jüdische Einheit in Europa zu ret-
ten, indem sie die kulturelle Autonomie in
der einen oder anderen Form förderten.
Doch egal welche Lösung angestrebt wur-
de, alle waren Europäer und Europa war
ihr einziger Horizont.

Europa im Gepäck

Nur wenige verstanden, was die Zionisten
begriffen hatten: nämlich, dass sehr bald
im letzten Drittel des 19. Jahrhundert die
Staats-Nation, das universelle Ziel,welches
von der Französischen Revolution vererbt
worden war, verloren hatte. Fichte rächte
sich an Rousseau und seinen Erben der
1789er Revolution: Der freie Vertrag der
Bürger, die von der Vernunft geleitet und
unter einem gemeinsamen Gesetz leben,
wurde ersetzt durch die organische Ge-
meinschaft des Fleisches, des Blutes und
der Geschichte, die Vorrang vor dem In-
dividuum und dem Transzendenten hat.
In einer so konzipierten Staats-Nation gab
es keinen Platz für Juden. So entstand das
Bedürfnis, sich eine eigene Staats-Nation
zu schaffen.

Es war Theodor Herzl, dieses Muster-
beispiel des Europäertums, der, bevor er
den politischen Zionismus erfand, davon
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träumte, alle Juden aus Wien zur Kathe-
drale Saint-Etienne zu schicken, um eine
Konversion der Massen auf einen Schlag
vorzunehmen.Seiner Meinung zufolge war
es die Dreyfus-Affäre, die ihn zur »natio-
nalen Lösung« bekehrt hatte. Wenn das
hoch zivilisierte Frankreich, das Vaterland
der Revolution und der Menschenrechte,
in der Lage war, einen solchen Schwall an
irrationalem Hass hervorzubringen, dann
gab es keine Hoffnung mehr für die Juden
in Europa.

Doch selbst nachdem er sein Werk Der
Judenstaat verfasst hatte, konnte er sich
keinen anderen jüdischen Staat als einen
europäischen vorstellen – eine Art Wien
ins Morgenland verlegt, wo Deutsch ge-
sprochen würde – denn wer, sagte er,
ist schon in der Lage ein Bahnticket auf
Hebräisch zu kaufen? – und der sich unter
allen Umständen zivilisiert, also europä-
isch, verhalten würde. Dies ist, wie François
Furet sehr richtig gesehen hat, einer der
frappierendsten Widersprüche des zionis-
tischen Unternehmens: Die Zionisten sind
aus Europa geflohen, um es dann doch bes-
ser mit sich zu nehmen.

Der Nationalismus war der eine As-
pekt, den der Zionismus von Europa ge-
erbt hatte. Der andere war die Revolution.
Denn ideologisch gesehen war der Zionis-
mus von Anfang an eine radikale Unter-
nehmung, in der es um den Bruch, eine
Abspaltung von Vergangenheit und Ge-
genwart und gleichzeitig eine kühne Pro-
jektion für die Zukunft ging. Wie in allen
Revolutionen sollte mit der Vergangenheit
abgerechnet werden.

Der Zionismus versuchte, einen neuen
Menschen zu erschaffen, eine Brücke über
zwanzig Jahrhunderte des Exils hinweg zu
bauen und so die Diaspora abzuschaffen
und sie der Geschichte zu überantwor-
ten. Er verachtete das »Yiddish« und die
Ghettokultur. Er verherrlichte den Kult
der Macht, der Helden und der Märtyrer.
Wie die Französische Revolution schuf
der Zionismus sein eigenes Ancien Régi-

me und zeigte einen starken Glauben an
den politischen Voluntarismus, an die Fä-
higkeit des Menschen, sein eigenes Schick-
sal durch die politische Aktion zu gestal-
ten.

Es ist sicherlich nicht falsch,wenn man
in all dem nur einen einfachen Avatar des
alten jüdischen Messianismus erkennt.
Aber eines Messianismus, der ordnungs-
gemäß säkularisiert und nationalisiert ist
und der in die Form der europäischen Tra-
dition gegossen ist. Deshalb findet man in
seinem Herzen einen soliden sozialdemo-
kratischen Kern, der lange Zeit die zionis-
tische Szene und dann die staatliche Szene
beherrscht hat. Man findet auch alle mög-
lichen und vorstellbaren Grundhaltungen,
vom dogmatischen Marxismus über den
bürgerlichen Liberalismus bis zum fa-
schistischen Chauvinismus.

Als der Staat Israel das Licht der Welt
erblickte, wurde er auf europäischen Insti-
tutionen und Werten gegründet. Nicht,
dass die Gründerväter Europa geliebt hät-
ten, es war kaum drei Jahre her, dass Eu-
ropa endlich aufgehört hatte, ihrem Volk
das Grab zu schaufeln. Aber sie kannten
nichts anderes. Nach all dem waren sie
doch schließlich Europäer. So entstand in
Israel eine parlamentarische Demokratie,
in der – bemerkenswert auch vor dem
Hintergrund der Umstände, unter denen
der Staat entstanden war –  die grundsätz-
lichen Menschenrechte seiner Bürger res-
pektiert wurden. Tatsächlich ist Israel der
einzige Staat, der im Krieg entstanden, im
Krieg gewachsen und im Krieg gereift ist
und der es trotzdem geschafft hat, demo-
kratische Institutionen zu bewahren.

Die Europäer wussten das. Es ist üblich,
die Sympathiebekundungen, welche Israel
in Europa in den ersten zwanzig Jahren sei-
ner Existenz erfahren durfte,auf das Schuld-
bewusstsein der Europäer zurückzuführen,
nachdem das ganze entsetzliche Ausmaß
des vom Hitlerschen Nationalsozialismus
verübten Genozids bewusst wurde. Das
stimmt auch sicherlich, ist aber nur ein Teil
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Das Verwandtschaftsgefühl
schwindet

Auch die Israelis haben sich verändert, seit
sie eine vollkommen unabhängige Nation
geworden sind. Sie sind immer weniger
Europäer und immer mehr Mittelmeer-
anrainer – manche würden sagen: Vertre-
ter des Morgenlandes – geworden. Die
meisten unter ihnen fühlen keinerlei wirk-
liche Verwandtschaft mehr zu Europa und
seiner Kultur. Sie haben Europa nämlich
nie wirklich geliebt, zu viele von ihnen
sind im europäischen Boden begraben,
und sie haben eine bedauernswerte Ten-
denz, in jeder Kritik an ihrer Politik einen
Ausdruck von Antisemitismus zu sehen.
Im Laufe der Jahre wurde die Ungeduld
Europas gegenüber der israelischen Politik
immer größer und umgekehrt schmolz die
Sympathie der Israelis für Europa immer
mehr dahin.

In der Zwischenzeit, seit 1968, haben
sie Bande zu den USA geknüpft, einem
Land ohne die blutige Vergangenheit, die
ihre Beziehungen zu Europa überschattet,
und das eine wirkliche Macht ist. Denn
Erinnerung und Gefühle sind nicht alles,
die harten Realitäten der Politik spielen
auch eine Rolle. Europa ist ein wirtschaft-
licher Riese, der politisch auf schwachen
Füßen steht, der nicht in der Lage ist, mit
einer einzigen Stimme zu sprechen und im
Einvernehmen zu handeln, dessen Unver-
mögen, in den Angelegenheiten des Nahen
Ostens Gewicht zu haben, durch seine
politische, diplomatische und militärische
Bedeutungslosigkeit bedingt ist. Um auf
der Bühne der Welt mitreden zu kön-
nen, muss man aber erst einmal eine Rolle
spielen.

Aber ganz so düster sieht es in den Be-
ziehungen zwischen Europa und dem he-
bräischen Staat nun doch nicht aus. Das
wäre ein falscher Eindruck. Mächtige Ver-
bindungen, die sowohl offizieller (über As-
soziationsvereinbarungen) als auch halb-
offizieller Art sind, wie sie nur wenige Län-

der aufzuweisen haben, verbinden Israel
und die Europäische Union.

Die israelischen Führungsschichten
wissen, dass eine kleine Nation mit 7 Mil-
lionen Menschen, die immer noch nicht
aufhören kann, um ihr Überleben und die
Definition ihrer Identität zu kämpfen, es
sich einfach nicht erlauben kann, eine Ge-
meinschaft mit annähernd einer halben
Milliarde Menschen zu ignorieren,die sich
auf einem guten Weg zur Vereinigung be-
findet, mit einem Bruttoinlandsprodukt,
das dem der USA nahe kommt und die
schon eine der größten Handelsmächte
der Welt ist.

In den Universitäten und in den Think
Tanks, in den Ministerialbüros wie auch in
der wichtigen Presse hat man in Israel
noch nie so viel von Europa gesprochen.
Und trotz der vorgefassten Meinungen
aufgrund der Geschichte und der politi-
schen Situation macht der Gedanke der In-
tegration Israels in die Europäische Union
die Runde. Laut einer kürzlich durch-
geführten Umfrage wären drei Viertel der
Israelis hierzu bereit – zweifelsohne eine
Möglichkeit, die Gefahren in einer insta-
bilen und gewalttätigen Region zu bannen.

Dies wäre allerdings ein Trugbild. Der
Nahe Osten ist nicht Europa und auch
wenn Israel ein Produkt Europas ist, so
liegt es im Nahen Osten. Kann es wirklich
daran interessiert sein, seinen Gegnern
Recht zu geben, die es nur als einen Avatar
der Kreuzritter sehen, wie diese dazu be-
stimmt, beseitigt zu werden? Besser wäre
es sicherlich, sich fest einem zweiten me-
diterranen Bund anzuschließen und die so
genannte Politik »der Nachbarschaft« zu
verfolgen. Oder einer Union der Mittel-
meerstaaten, wie sie sich Nicolas Sarkozy
vorstellt und wie sie Angela Merkel korri-
giert hat: mit einer möglichst weitgehen-
den Integration in den europäischen Markt
und schließlich der vollen und absoluten
Beteiligung an seinen »vier Freizügigkei-
ten«: der Personen, der Waren, der Dienst-
leistungen und des Kapitals.
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Eines Tages können wir vielleicht noch
weiter gehen. Der endlich in Frieden
lebende Nahe Osten und die Staaten der
Region machen sich auf den holprigen,
aber viel versprechenden Weg der Demo-
kratisierung und der Entwicklung. Und
Europa wird dank seiner Pläne der kon-
trollierten Erweiterung den Israelis und
seinen Nachbarn dabei helfen, euro-
päische Standards bei ihnen umzusetzen.
Es geht darum, eine Integration vor Ort zu
schaffen, um regionale Gebilde nach dem

Modell des europäischen Marktes aufzu-
bauen. Was den Nahen Osten angeht, so
verdeutlicht ein Blick auf die Karte, wie
Israel, Palästina, Jordanien, Syrien und der
Libanon einen natürlichen Block – die
fruchtbare Sichel der Geografen und See-
leute – bilden. Man muss dieser Sichel die
Existenz sichern. Dies ist ein schönes Pro-
jekt für das Europa der Zukunft.

(Aus dem Französischen von der Über-
setzergemeinschaft Sternheimer.)

Ghassan Al-Khatib

Viele Schritte, kein Fortschritt

Trotz der Ungerechtigkeiten gegenüber den Palästinensern bei der Gründung des
Staates Israel waren diese bereit, ihre historischen Rechte aufzugeben, um die
Beilegung des Konflikts voranzutreiben. Aber weder die internationale Gemein-
schaft noch die israelische Führung haben einen ausreichenden Beitrag zur
Aussöhnung geleistet. So trugen sie zu Radikalisierungstendenzen innerhalb der
palästinensischen Bevölkerung bei.

Ghassan Al-Khatib

(*1954) ist Leiter des Jerusalem
Media and Communication Center.
Er ist führendes Mitglied in der
Palästinensischen Volkspartei (PPP) und
war als Planungsminister sowie als
Arbeitsminister in der Palästinensischen
Autonomiebehörde tätig.
gkhatib@birzeit.edu

Der arabisch-israelische Friedensprozess,
der auf der internationalen Friedenskon-
ferenz 1991 in Madrid eröffnet wurde,
markiert eine dramatische Wende in der
politischen Landschaft des Nahen Ostens
sowie in den Positionen und im Denken
seiner Teilnehmer. Außerdem weckte er
Hoffnung und Optimismus in der palästi-
nensischen wie in der israelischen Gesell-
schaft. Das zeigte sich an der eindeutigen
Unterstützung des Prozesses durch die Be-
völkerung und an den durch beide Par-
teien in den frühen 90er Jahren geschlos-
senen Vorabkommen.

Doch 15 Jahre später, 60 Jahre nach
Entstehung dieses Konflikts, zeigen die
voneinander abweichenden Gedenkfeiern
zum 60. Jahrestag der Gründung des Staa-
tes Israel,wie tief dieser Konflikt reicht und
wie groß die konzeptionelle Kluft ist, die
sich zwischen beiden Parteien auftut. Den
Israelis schenkte das Jahr 1948 Unabhän-

gigkeit und Eigenstaatlichkeit. Den Paläs-
tinensern hingegen brachte es nur Unheil:
die Zwangsaussiedlung von mehr als der
Hälfte ihrer Bevölkerung, die in der arabi-
schen Welt verteilt in Flüchtlingslager ge-
pfercht wurde.

Dennoch,mit der Zeit wird das,was die
Israelis einst die »palästinensische Erzäh-
lung« bezeichneten, eine unangefochtene
und gut dokumentierte historische Tat-
sache. Palästinensische wie israelische His-
toriker kommen übereinstimmend zu dem
Ergebnis, dass die vor-staatliche jüdische

Jul-Aug_08_Aktuell_1.qxd  02.07.2008  13:25  Seite 39

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 39]



DA S T H E M A

4 0 N G | F H   7 / 8 | 2 0 0 8

Miliz tatsächlich von der britischen Man-
datsbehörde unterstützt wurde und die
einheimische Bevölkerung Palästinas 1948
einer geplanten und systematischen ethni-
schen Säuberung zum Opfer fiel. Diese
ethnische Säuberung führte geradewegs
zur Gründung Israels und zum palästinen-
sischen Flüchtlingsproblem.

Gleichzeitig scheint es auch ein neues
Verständnis für den korrekten historischen
Kontext des palästinensisch-israelischen
Konflikts in Europa zu geben. Die neuen
Generationen gelangen immer mehr zu
der Einsicht, dass die Art und Weise, wie
Europa sein »Judenproblem« zu lösen ver-
suchte, nämlich indem es Juden für ihre
Verfolgung in Europa durch die Gründung
von Israel und die Ansiedlung von Juden
ebenda »entschädigen« wollte, nur Leid
über ein anderes Volk brachte. Das erklärt
vielleicht auch die offensichtlichen Unter-
schiede in den öffentlichen und offiziellen
Meinungen in Europa und Amerika.

Historischer Kompromiss

Vor dem Hintergrund dieses Kontextes
wird deutlich, wie weit die Palästinenser
bei der Suche nach einer historischen Aus-
söhnung gegangen sind, indem sie sich
nach zwei Jahrzehnten interner politischer
Debatten für die Aufgabe ihrer histori-
schen Rechte und für die Billigung einer
auf dem Völkerrecht und einschlägigen
UN-Resolutionen basierenden politischen
Position entschieden haben.

Dieser Umbruchprozess gipfelte Ende
der 80er Jahre in der Annahme der Zwei-
Staaten-Lösung und der Anerkennung des
Rechts Israels auf eine Existenz in Frieden
und Sicherheit innerhalb der Grenzen von
1967, was 78 % des ursprünglichen Paläs-
tinas umfasst.

Dieser historische Kompromiss sollte
den Weg für die Gründung eines unabhän-
gigen palästinensischen Staates auf dem
übrigen Gebiet Palästinas ebnen, voraus-

gesetzt, dass Israel sich aus dem Westjor-
danland, einschließlich Ostjerusalem, und
dem Gazastreifen zurückzieht. Die Palästi-
nensische Befreiungsorganisation unter-
zeichnete die Oslo- und verschiedene an-
dere Abkommen und bekannte sich damit
zu diesem Kompromiss. Doch die nachfol-
genden Entwicklungen weckten bei den
Palästinensern allmählich den Eindruck,
dass dieser historische Schritt Israel nicht
genügte, welches scheinbar auf allen Hoch-
zeiten tanzen wollte. Israel genoss das
Ende der Feindschaft und des Krieges
nicht nur mit den Palästinensern, sondern
auch mit den arabischen Staaten und fühl-
te sich zusehends weniger motiviert, den
Preis für diesen Frieden zu zahlen, d.h. die
Okkupation zu beenden und die Etablie-
rung eines palästinensischen Staates ne-
ben dem israelischen zuzulassen.

Die Gründe dafür waren vielfältig.Teil-
weise war Israel durch die Verhandlungen
und nach der Etablierung der Palästinen-
sischen Autonomiebehörde in der Lage,die
palästinensische Führung zu transformie-
ren und ökonomisch, politisch und auch
sonst von Israel und von ausländischer Un-
terstützung abhängig zu machen. Gleich-
zeitig expandieren die Siedlungen Israels
in den besetzten Gebieten weiter. Das ist
ein deutliches Signal dafür, dass Israel –
während es den ökonomischen und politi-
schen Nutzen des Friedens einstreichen
wollte – nicht bereit war,die Besetzung auf-
zugeben. Im Jahr 2000, sieben Jahre nach
Unterzeichnung der Oslo-Abkommen,
verzeichneten israelische Friedensgruppen
und internationale Beobachter eine Ver-
doppelung der Siedlungen in den besetzten
Gebieten. Die Okkupation war nicht zu-
rückgegangen, sondern hatte sich im Ge-
genteil sogar konsolidiert.

Das Scheitern des Friedensprozesses
sowie die Transformation der palästinensi-
schen Führung von einer nationalen Be-
wegung in eine Art Mandant von Israel
verbunden mit schlechten Ergebnissen ih-
rer Regierungsarbeit, führten zu einem
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sukzessiven und stetigen Rückgang der öf-
fentlichen Unterstützung der Führung und
zugleich zu einem wachsenden Zuspruch
für die Opposition, angeführt durch die
fundamentalistisch-islamische politische
Bewegung der Hamas. Schließlich gewann
die Hamas 2006 freie und faire Parlaments-
wahlen und übernahm ein Jahr später,
nach Bewältigung interner und externer
Herausforderungen, hervorgerufen durch
diese Wahlergebnisse, die Kontrolle des
Gazastreifens.

Zunehmende Radikalisierung

Ein anderer Grund für die zunehmende
Radikalisierung war die systematische Ver-
schlechterung der Lebensbedingungen, die
wachsende Arbeitslosigkeit und Armut der
Palästinenser. In den Berichten der Welt-
bank wurde wiederholt darauf hingewie-
sen, dass die israelische Politik, die Frei-
zügigkeit von Personen und den freien Wa-
renverkehr mit Restriktionen zu belegen,
ein primärer Grund für das Scheitern des
Wiederaufbau-Programms war, ungeach-
tet der umfangreichen Hilfeleistungen der
internationalen Gemeinschaft, die in die
palästinensischen Gebiete flossen.

Die vom ehemaligen rechten Premier-
minister Sharon entwickelte israelische
Politik des Alleingangs trug weiter zum
Trend der Radikalisierung der palästinen-
sischen öffentlichen Meinung bei.Gestützt
durch die Behauptung, es gäbe keinen po-
litischen Partner bei den Palästinensern,
leitete Israel eine Reihe von unilateralen
Schritten ein, darunter die Räumung des
Gazastreifens mit weiterhin geschlossenen
Grenzen und Isolierung vom Westjordan-
land wie auch die verstärkte Besetzung des
Westjordanlandes durch intensivierte ille-
gale Siedlungsbebauung (Einem Bericht
des UN-Koordinators für Humanitäre An-
gelegenheiten von 2007 zufolge sind durch
die Siedlungen und ihre Infrastruktur be-
reits mehr als 38 Prozent der Fläche des

Westjordanlandes für Palästinenser ge-
sperrt). Hätte sich Israel als Teil seines Bei-
trages zum Friedensprozess aus Gaza zu-
rückgezogen, hätte das auch die Unter-
stützung des palästinensischen Volkes und
seiner Führung gefunden, die sich dem
Friedensprozess verpflichtet hat. Stattdes-
sen ermöglichte Israels einseitiger Rück-
zug der Hamas, dies als Erfolg ihres Wider-
standes zu verbuchen, was sie in der Öf-
fentlichkeit noch weiter aufwertete.

Für diese schrittweise Verschlechte-
rung war zum Teil die amerikanische Re-
gierung verantwortlich, die sich nach der
Amtsübernahme von Präsident George W.
Bush jeglicher aktiven Diplomatie oder
Vermittlung enthielt. Damit lieferte sie die
Palästinenser dem mächtigeren Israel aus
und bestärkte Israel in seiner Tendenz, den
Nutzen seiner Macht und der illegalen
Landnahme einzustreichen.

Bemühungen ohne Ergebnis

Die ersten aktiven diplomatischen Bemü-
hungen Amerikas nach den gescheiterten
Verhandlungen in Camp David 2000 er-
folgten 2006 nach dem Baker-Hamilton-
Bericht, der aufzeigte, dass die Vertiefung
des israelisch-palästinensischen Konflikts
eine der Hauptursachen für die Verlet-
zung amerikanischer Interessen im Nahen
Osten war. Amerikanische Initiativen, die
zur Einberufung der Konferenz von Anna-
polis führten, weckten Hoffnung und
waren hilfreich für Präsident Mahmoud
Abbas und Premierminister Salim Fayyad.
Doch als die Konferenz näherrückte und
insbesondere, als deutlich wurde, dass
sich die Parteien in keinem neuen Punkt
einigen konnten, erlosch diese Hoffnung
wieder.

Die größte Enttäuschung war, dass die-
se groß angekündigte Konferenz lediglich
den Beschluss hervorbrachte, die Verhand-
lungen auf der Basis der ersten Phase der
Roadmap wieder aufzunehmen, eines vom
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Nahost-Quartett entworfenen Dokuments,
das bereits seit Jahren ohne Umsetzung in
der Schublade lag.

Der Annapolis-Prozess endete, sobald
ersichtlich war, dass er die Expansion der
jüdischen Siedlungen in den besetzten Ge-
bieten nicht stoppen konnte. Palästinen-
sische Politiker warnten,dass der Friedens-
prozess unvereinbar mit der Siedlungs-
politik und der weiteren Landnahme der
Israelis sei, doch sie stießen auf taube Oh-
ren. Seit dem Scheitern der Gespräche von
Annapolis ist ein Rückgang der öffent-
lichen Unterstützung für die palästinensi-
sche Führung, die diesen Prozess befür-
wortete, zu verzeichnen.

Und nun, da die Amtszeiten der Präsi-
denten Abbas und Bush, sowie sogar des
israelischen Premierministers Ehud Ol-
mert, der mit Korruptionsvorwürfen kon-
frontiert wird, zu Ende gehen und wir die
60-Jahres-Marke dieses Konfliktes über-

schritten haben, stehen unsere beiden Völ-
ker an einem Scheideweg. Einerseits ist es
wahrscheinlich, dass der Trend zur Gewalt
und zur Fortsetzung des Konfliktes weiter-
gehen und der stagnierende Friedenspro-
zess ohne Erfolgsaussichten vor sich hin-
welken wird.

Andererseits kann dieser Trend nur
durch die Einführung von Strategien, die
die legitimen Rechte beider Völker respek-
tieren, umgekehrt werden. Diesen Strate-
gien muss das Völkerrecht als Maßstab für
richtig und falsch zugrunde gelegt werden.
Für eine Umkehr dieser negativen Ten-
denzen wäre auch die internationale Ge-
meinschaft mit einer aktiven Vermittler-
rolle gefordert. Da die Vereinigten Staaten
mit ihren Wahlen beschäftigt sein werden,
wäre es an der Zeit für Europa, gemeinsam
mit seinen Quartett-Partnern – den Ver-
einten Nationen, den USA und Russland –
eine aktivere Rolle zu übernehmen.

Ruth Kedar

Yesh Din – Freiwillige für Menschenrechte

Die unwürdige Behandlung der Palästinenser an den Kontrollpunkten ist nur die
Spitze des Eisbergs, das eigentliche Problem sind die Übergriffe israelischer Siedler.
Die Initiative Yesh Din unterstützt Palästinenser, sich rechtlich zur Wehr zu setzen.
Damit trägt diese Initiative nicht nur zur Einhaltung der Gesetze in Israel bei,
sondern vermittelt den Palästinensern auch ein positiveres Bild von den Israelis.

Im September 2000 brach die zweite Inti-
fada aus. Ein paar Monate später, im Feb-
ruar 2001, gründete eine Gruppe Frauen,
die alle aus Jerusalem stammten und Er-

fahrung hatten mit der Arbeit in Men-
schenrechtsbewegungen, Machsom Watch,
mit dem Ziel, die Militär-Checkpoints in
ganz Jerusalem zu überwachen. Der be-
kannteste ist wohl Kalandiya. Die israeli-
schen Streitkräfte der Israel Defense Forces
(IDF) behaupteten zwar, dass durch die
Kontrollen Selbstmordattentate verhin-
dert würden, aber die Nebenwirkungen
auf die Zivilbevölkerung waren verhee-
rend.

Intifada und Terror einerseits, festge-
fahrene Friedensgespräche und endlose

Ruth Kedar

(*1927) ist Mitbegründerin der
Initiative Yesh Din, die sich für die Rechte

der Palästinenser einsetzt.

rkedar@netvision.net.il
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Besetzung andererseits hatten viele Israelis
frustriert und hoffnungslos gemacht.

Als gebürtige Israelin, Mutter von vier
Kindern – die alle als Offiziere in der
Armee gedient haben – und neunfache
Großmutter, war ich wie viele andere auch
aus tiefer Liebe zu Israel besorgt um die
Zukunft des Landes, seine Integrität und
moralischen Grundlagen. Zutiefst frus-
triert und verärgert schloss ich mich im
November 2001 Machsom Watch an und
reiste jede Woche von meinem Zuhause
an der Küste nach Kalandiya im Norden
Jerusalems, im eiskalten Winter und brü-
tend heißen Sommer, um das Verhal-
ten der Soldaten zu überwachen und viel-
leicht das Los der Palästinenser zu erleich-
tern.

Als sich die Checkpoints in der ge-
samten Westbank ausbreiteten und das Le-
ben hunderter Palästinenser, der Älteren,
Frauen, Kinder, Kranken und Behinder-
ten, beeinträchtigten, wurden die Soldaten
härter und grausamer. Machsom Watch
hatte mittlerweile 350 Anhänger, die zwei
Mal täglich 30 Checkpoints überwachten,
beobachteten und Berichte verfassten. Die
Organisation spielte zweifellos eine ent-
scheidende Rolle dabei, die Öffentlichkeit
– vielleicht weltweit – über die Check-
points zu unterrichten. Dieses Verfahren,
das im Namen der Sicherheit die Bewe-
gungsfreiheit der Palästinenser stark ein-
schränkt und unsägliche soziale, bildungs-
politische und wirtschaftliche Nöte ver-
ursacht, hat sich verschärft. In den letzten
7 Jahren haben sich nicht nur die Check-
points vermehrt, sondern auch die Be-
dingungen verschlechtert. Wo es einst an
improvisierten Checkpoints noch mensch-
lichen Kontakt gab, hat die Armee diese
heute »aufgewertet«. Die meisten Posten
sind »mechanisiert«, »elektronisch« und
folglich brutal. Aber auch ohne diese Ver-
schärfung wäre die Arbeit von Machsom
Watch unerlässlich zur Überwachung und
Benachrichtigung der Militärbehörden
und Medien.

Nur die Spitze des Eisbergs

Während meiner dreieinhalb Jahre bei
Machsom Watch wurde mir und einigen
meiner Kollegen durch den Kontakt mit
bestimmten Palästinensern klar, dass die
von uns beobachteten Checkpoints nur
die Spitze des Eisbergs waren und dass die
Vorkommnisse in den palästinensischen
Dörfern, abseits der öffentlichen Wahr-
nehmung, das eigentliche Problem sind.
Die anhaltende Gewaltanwendung israe-
lischer Siedler gegen Palästinenser – die
Errichtung von Zugangssperren, Vergif-
tung von Brunnen, das Entwurzeln von
Bäumen, körperliche Angriffe und Morde
– wird unter der Kontrolle der IDF und
unter kompletter Missachtung von Recht
und Ordnung durchgeführt.

Vor diesem Hintergrund gründeten
wir Yesh Din (Es gibt ein Gesetz) – Frei-
willige für den Schutz der Menschenrech-
te, eine Nichtregierungsorganisation, die
hoffentlich ein Vakuum füllen wird, um
ein dringendes Bedürfnis zu befriedigen:
die Sicherstellung der Strafverfolgung
durch die israelischen Behörden in der
Westbank und die Befolgung internatio-
naler Gesetze. Das erste beschlossene Pro-
jekt nannte sich »Untersuchung der Straf-
verfolgungsmaßnahmen für Israelis, die
Palästinenser belästigen«. Die Idee hinter
Yesh Din war nicht nur die Stärkung der
Strafverfolgung, sondern auch die Beför-
derung einer strukturellen und langfristi-
gen Verbesserung der Menschenrechte so-
wie der Verhaltensnormen in der West-
bank. Dies sollte durch die Ausübung von
öffentlichem und rechtlichem Druck auf
die staatlichen Behörden erfolgen, damit
diese die systematischen Übergriffe in den
besetzten Gebieten unterbinden. Zu die-
sem Zweck nahmen wir die Leistungen
des renommierten Menschenrechtsan-
walts Michael Sfard und dessen strategi-
sche Beratung in Anspruch.

Sehr bald erkannten wir, dass die Pa-
lästinenser, die von den israelischen Sied-
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lern belästigt und misshandelt wurden,
sich nicht beschweren wollten oder konn-
ten. Die meisten näherten sich nur ungern
israelischen Polizeidienststellen, die in
oder neben israelischen Siedlungen gele-
gen waren, und die wenigen, die dies doch
machten, kamen nicht an der Wache vor-
bei. Ich erinnere mich daran, wie schwer es
für uns zu Beginn war,palästinensische Be-
schwerdeführer zu den Polizeirevieren in
Kedumim oder Ariel zu begleiten. Mitt-
lerweile aber ist dieses Hindernis über-
wunden, Yesh Din hat inzwischen bei der
Polizei ein Minimum an Kooperation er-
reicht: die Schranken werden schneller ge-

öffnet, Anrufe werden entgegen genom-
men und gelegentlich werden wir sogar
gebeten, palästinensische Zeugen zu israe-
lischen Gerichten zu fahren. Meiner Mei-
nung nach ist das ein erster Schritt auf ei-
nem langen Weg.

Teil dieses Projektes ist es, dass in der
Aufnahme von Zeugenaussagen beson-
ders erfahrene Freiwillige von Yesh Din
in die palästinensischen Gemeinden ge-
hen, die ein kriminelles Verhalten seitens
der israelischen Siedler melden. Sie sam-
meln Beweise, holen Vollmachten ein, be-
gleiten die Beschwerdeführer zu israe-
lischen Polizeidienststellen und geben
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Die israelische Menschenrechtsgruppe Machsom Watch, hier bei der Kontrolle der Grenzer,
erhält am 1. September den diesjährigen internationalen Aachener Friedenspreis zusammen
mit dem palästinensischen Pfarrer der evangelischen Weihnachtskirche in Bethlehem, Mitri
Raheb.

Jul-Aug_08_Aktuell_1.qxd  02.07.2008  13:25  Seite 44

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 44]



DA S T H E M A

N G | F H   7 / 8 | 2 0 0 8 4 5

dann alle Informationen und Dokumente
an unseren Rechtsanwalt Michael Sfard
weiter. Sehr bald erfuhren die Palästinen-
ser über unsere arabischsprachigen Mit-
arbeiter vor Ort von unserer Existenz. Und
innerhalb kürzester Zeit wurden uns die
meisten Gewaltakte durch die Siedler ge-
meldet. Ende 2005 bearbeitete Yesh Din
100 Polizeiakten. Heute hat Yesh Din über
250 Polizeiakten und 100 Akten der IDF in
Bearbeitung.Wir sind eine anerkannte An-
laufstelle für Palästinenser, die von Sied-
lern angegriffen werden und unter der
Misshandlung von Soldaten leiden.

Im November 2006 wurde ein erster
Bericht (»Anschein von Gesetz«), der auf
100 Polizeiakten basiert, veröffentlicht.
Unser zweites Projekt, das im November
2006 ins Leben gerufen wurde, war die
Überwachung von Militärgerichten. Ein
Bericht (»Hinterhofverfahren«), basierend
auf den Beobachtungen unserer Freiwil-
ligen bei 800 Fällen in 2 Militärgerichten,
wurde im Dezember 2007 veröffentlicht.

Über beide Berichte wurde viel in den
israelischen und internationalen Medien
berichtet, sodass die Militärbehörden zu
Stellungnahmen und Untersuchungen ge-
zwungen waren.

Unser drittes Projekt, die Untersu-
chung der Strafmündigkeit der IDF, ist
derzeit in Bearbeitung.

Den Weg für einen
wahren Dialog ebnen

Ich wurde oft gefragt und frage mich
manchmal selbst, was mich dazu bewogen
hat, den Menschenrechten in der West-
bank so viel Zeit, Energie, Gedanken und
Mitgefühl zu widmen. Ich stamme aus ei-
ner etablierten Familie, war die meiste Zeit
im öffentlichen Dienst tätig – mein Mann
war Oberst bei der israelischen Luftwaffe,
Militärattaché und Generalkonsul in New
York.Warum so spät im Leben? 

Die Antwort ist komplex: Als liberal

und demokratisch denkende Israelin ver-
abscheue ich Situationen, in denen Ge-
setze diskriminierend vollstreckt, wenn
nicht gar völlig missachtet werden. Ich
glaube, dass die Gesetzlosigkeit in der
Westbank negative Auswirkungen auf un-
sere israelische Gesellschaft haben wird
und diese bereits hat. Ich kann nicht igno-
rieren, was vor meiner Haustür geschieht,
und was womöglich den Söhnen und En-
keln meiner Freunde widerfährt (Glück-
licherweise sind meine Kinder zu alt, um
Reservedienst zu leisten, und meine Enkel
sind zu jung). Ich glaube auch, dass ich mit
dieser ehrenamtlichen Tätigkeit Israel die-
nen kann.

Manchmal werde ich auch gefragt, ob
ich keine Angst davor habe, in meinem is-
raelischen Auto in kleine, abseits gelegene
Dörfer zu fahren? Die Antwort ist: Nein.
Wenn man der Auffassung ist, das Richtige
zu tun, hat man keine Angst und ist moti-
viert. Meine Kollegen und ich haben das
Gefühl, dass die Palästinenser uns inzwi-
schen erkennen und wissen, dass wir ihre
Freunde sind.

Wenn man sich regelmäßig mit beläs-
tigten Palästinensern trifft, in ihren oft
ärmlichen Wohnungen sitzt, mit ihnen
Kaffee und Tee trinkt und an Oliven knab-
bert, während man Beweise aufnimmt und
sie zum Polizeirevier begleitet, dann hat
man das Gefühl, nicht nur die Einhaltung
der Gesetze zu unterstützen, sondern viel-
leicht auch den Palästinensern ein anderes
Gesicht der Israelis zu zeigen.

Ich weiß nicht, ob die Aktivitäten von
Yesh Din, Machsom Watch und anderen
Organisationen den Frieden befördern.
Eine friedliche Lösung des israelisch-pa-
lästinensischen Konflikts liegt auch an den
Politikern, in Europa und den USA. Un-
abhängig davon, ob und wenn ja, wann der
Frieden kommt, der gegenseitige Hass
wird gemindert und der Weg für einen
wahren Dialog geebnet.

(Aus dem Englischen von der Übersetzer-
gemeinschaft Sternheimer.)
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Sein offizieller Name ist »Sicherheitszaun«,
ein Zaun oder eine Mauer,deren Aufgabe es
ist, die Sicherheit derjenigen zu garantie-
ren, die westlich der »grünen Linie« leben,
der bis zum 4. Juni 1967 bestehenden Gren-
ze Israels. Jedoch spricht die israelische
Öffentlichkeit, vor allem, wer östlich von
dieser Linie lebt, von einem »Trennzaun«.
Allen ist klar, dass nach der Unterzeich-
nung eines Friedensabkommens zwischen
Israel und den Palästinensern keine israeli-
sche Souveränität mehr jenseits dieser Li-
nie bestehen wird. Bereits heute will ein
Makler, wünscht ein Siedler sein Haus zu
verkaufen, als erstes wissen, auf welcher
Seite des Zauns sich das Objekt befindet.
Bereits heute trennt der Zaun zwei ver-
schiedene Gruppen von Siedlern.

Zum Rückzug bereit

Die größte Gruppe – ca. 60 % der jüdischen
Bevölkerung im Westjordanland – lebt
westlich des Zauns. Diese Menschen wer-
den von einer Grenzregelung profitieren,
die am Verlauf des Zauns ansetzt (mit
Korrekturen, die aufgrund von Beschlüssen
des Obersten Gerichtshofes vorgenommen

werden müssen). Die Einbeziehung ihrer
Häuser, die sich auf besetztem Gebiet be-
finden, in das souveräne Gebiet des Staates
Israel wird ihren Status dem der Bewohner
Tel Avivs und Haifas gleichsetzen. Das poli-
tische Profil dieser Siedler entspricht fast
dem des Durchschnitts-Israelis auf der an-
deren Seite der Grenze vom 4. Juni 1967.
Eine Minderheit unter ihnen unterstützt
die Parteien der extremen Rechten. Die
meisten werden höchstwahrscheinlich die
Entscheidung der Knesset und der Regie-
rung akzeptieren, wenn diese beschließt,
sich aus den meisten Gebieten zurückzu-
ziehen.

Die zweite Gruppe, die ungefähr 80.000
Menschen zählt – ungefähr 20.000 Fami-
lien – lebt seit der Errichtung des Zauns in
der Angst vor einer drohenden Entfernung
aus ihren Häusern. Sie sind sich bewusst,
dass ihre Zeit begrenzt ist, wohlwissend,
dass ihr Wohnort sich nicht mehr auf dem
Territorium des Staates Israel befinden
wird. Etwa die Hälfte der Menschen, die
östlich des Zauns leben, besteht aus Per-
sonen, die sich aus wirtschaftlichen Grün-
den nicht leisten konnten, ein schönes
Heim mit eigenem Garten innerhalb von
»Kleinisrael« zu erwerben. Die israelischen
Regierungen verleiteten junge Familien
und Neueinwanderer dazu, ein Heim in ei-
ner Siedlung zu errichten. Dies geschah
mittels großzügiger Kredite, steuerlicher
Erleichterungen und anderer Vergünsti-
gungen. Die erste Intifada und in verstärk-
tem Maße die zweite Intifada wirkten sich
negativ auf ihr Sicherheitsgefühl und ihre
Lebensqualität aus. Dies führt zu einer sin-

Akiva Eldar

Bedingt abzugsbereit

Viele Israelis würden die Siedlungen bei angemessener Entschädigung verlassen.
Aber auch wenn ein entsprechendes Gesetz in Vorbereitung ist, eine Räumung
wird kaum friedlich verlaufen. Denn neben Familien, die sich aufgrund von Ver-
günstigungen dort niedergelassen haben, existiert ein religiös-nationalistisches
Lager, für das die Aufgabe der besetzten Gebiete einem Verrat gleichkäme.

Akiva Eldar

(*1945) ist Chef-Kolumnist der renommier-
ten israelischen Tageszeitung Ha'aretz.

Er erhielt den Search for Common
Ground-Preis für Nahost-Journalismus.

2007 erschien auf deutsch bei DVA:
Die Herren des Landes: Israel und die

Siedlerbewegung seit 1967.
eldar@haaretz.co.il
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kenden Nachfrage für ihre Häuser und zu
Schwierigkeiten, dafür Käufer zu finden.

Um ihre Präsenz in diesen Gebieten zu
rechtfertigen, übernahmen Viele rechte Po-
sitionen, doch einige Meinungsumfragen
zeigen, dass die Mehrheit ihre Häuser frei-
willig gegen eine angemessene Entschädi-
gung räumen würde; diese soll es ihnen er-
möglichen, eine attraktive Bleibe in der
Landesmitte oder in der Nähe ihres Arbeits-
platzes zu finden. Sie haben aus der Er-
fahrung der Siedler des Gazastreifens im
Sommer 2005 gelernt: Zusätzlich zum poli-
tischen Kampf zwecks Verhinderung des
Rückzugs aus dem Westjordanland soll, um
ihre Zukunft zu sichern, mit den Behörden
für den Fall verhandelt werden, dass der po-
litische Kampf scheitert. Es zeigt sich, dass
diejenigen Siedler, die sich den Anführern
des Aufstands gegen den Räumungsplan
Ariel Sharons widersetzt und nach Alterna-
tiven gesucht haben, mit größerem Erfolg

ein neues Leben für sich aufbauen konnten
als diejenigen, die den führenden »Aufstän-
dischen« Folge leisteten. Bestimmten Sied-
lungen, die in der Frühphase der Rückzugs-
planung eine pragmatische Haltung an den
Tag legten, gelang es sogar, sich gemeinsam
innerhalb des israelischen Staatsgebietes
anzusiedeln und so die Strukturen ihres Ge-
meinwesens zu bewahren.

17 Knesset-Abgeordnete der Linken
und der politischen Mitte, an deren Spitze
Vizepremier Haim Ramon von Kadima
und Minister Ami Ayalon von der Arbeits-
partei stehen, arbeiteten in den letzten Mo-
naten an einem Gesetz, das es den Siedlern
östlich des Grenzzauns ermöglichen soll,
bereits jetzt ihre Häuser an die staatlichen
Behörden zu verkaufen. Dabei soll die Re-
gierung die Häuser zumauern und sie den
Palästinensern als Teil eines endgültigen
Abkommens übertragen. Premierminister
Ehud Olmert äußerte gegenüber den Ini-
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»Face to Face«: Kunst an der Mauer bei Bethlehem. Porträts von Israelis und Palästinensern, die
den gleichen Job haben. Die Fotos des französischen Künstlers JR wollen zur Verständigung der
Bevölkerungen beitragen.
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tiatoren seine grundsätzliche Unterstüt-
zung des Gesetzes, doch aus politischen
Gründen hat er es nicht eilig, dieses der
Regierung und der Knesset vorzulegen.

Ideologische Hindernisse

Die andere Hälfte der Bewohner, die östlich
des Zauns lebt, gehört zur ersten, zweiten
und dritten Generation der Familien, die
die Gebiete aus religiös-ideologischen Mo-
tiven besiedelt haben. Die Reaktion dieser
Menschen auf die einseitige »Abkoppe-
lung« vom Gazastreifen und von Nord-
samaria und die infolge dieses Rückzugs er-
littenen seelischen Wunden lassen nicht
vorhersagen, wie sie auf den Beschluss, den
größten Teil der Westbank zu räumen und
auch einen Teil von Ostjerusalem abzutren-
nen, reagieren werden. Sie glauben, dass
diese Gebiete auf Ewigkeit zum jüdischen
Staat gehören müssen. Ihnen zufolge ist die
Formel »Frieden im Tausch gegen Gebiete«
aus religiöser und nationaler Sicht Verrat.
Sie stelle einen Verstoß gegen das göttliche
Gebot dar,das verheißene Land für das aus-
erwählte Volk zu erobern, und bedeute zu-
dem einen Verrat an der zionistischen Vi-
sion, die zur Besiedlung des gesamten Lan-
des mit Juden aus allen Teilen der Welt auf-
ruft. Hebron, das im Jargon der Siedler »die
Stadt der Väter« heißt, steht ihnen viel
näher als Tel Aviv. Viele von ihnen würden
lieber sterben, anstatt die Altstadt von
Jerusalem an arabische Machthaber zu-
rückzugeben.

In den Monaten, die der Räumung des
Gazastreifens und Nordsamarias voraus-
gingen, drängte die geistige Führung – Rab-
biner und Vorsteher der religiösen Akade-
mien – ihre Anhänger, auf gewaltsame Ak-
tionen zu verzichten. Sie versprachen, dass
durch Gebet und Glauben das drohende
Unheil abgewendet werden könne. Der Er-
folg der Räumungsaktion, die relativ leicht
und schnell über die Bühne ging, hatte un-
ter den Siedlern, insbesondere bei der jün-

geren Generation, eine große Vertrauens-
krise zur Folge. Diese galt nicht nur der po-
litischen, sondern auch der religiösen Füh-
rung und wirkte sich auf die alte Allianz
zwischen der religiös-zionistischen und der
weltlich-zionistischen Öffentlichkeit aus.
Viele Jahre galt Sharon für die Siedler als ei-
ne Brücke zwischen diesen beiden zionisti-
schen Strömungen. Er ermutigte sie, Sied-
lungen zu errichten, finanzierte sie und wies
sogar die Armee an, bei von den Siedlern
begangenen Verstößen gegen das Gesetz ein
Auge zuzudrücken. Und siehe da, derselbe
Sharon befiehlt der Armee, Siedlungen zu
zerstören und das Land an die Araber zu
übergeben. Mehr noch, er tauschte die Be-
zeichnung des Westjordanlandes als »Jehu-
da und Samaria« gegen die von der israeli-
schen Linken benutzte Bezeichnung »be-
setzte Gebiete«. Die Auflösung der Sied-
lungen im Sommer 2005 ist in ihren Augen
nicht nur ein Akt politischer Hinterhältig-
keit, der auch die Grundfesten des histo-
rischen Spannungsverhältnisses zwischen
zwei Strömungen berührt: Der zionistisch-
religiösen Richtung einerseits unter der
Führung von Rabbiner Abraham Jitzchak
HaCohen Kook, der an die Zusammen-
arbeit mit den säkularen Israelis glaubte
und im zionistischen Visionär Theodor
Herzl sowie im Kriegshelden Sharon Ver-
künder der Erlösung sah. Und andererseits
dem ultraorthodoxen Judentum, das in den
Zionisten falsche Messiasse sieht. Infolge
des »Verrats« von Sharon kündigten nicht
wenige Siedler an, dass sie in Zukunft nicht
ausschließlich die Autorität der Regierung
und der Knesset anerkennen werden, son-
dern auch die ihrer Institutionen (des Sied-
lerrats von Judäa, Samaria und Gaza und
der rechten Parteien). Sie erklärten die
Gründung eines »Königreiches Judäa«, nä-
herten sich der ultraorthodoxen Strömung
an und übernahmen Lebensformen aus bi-
blischen Zeiten.

Es wäre aber ein fataler Irrtum, aus der
relativ ruhig verlaufenen Räumung des
Gazastreifens zu folgern, dass die nächste
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Phase – die Räumung von 74 Siedlungen
jenseits des Zauns – ohne Gewalt durch-
geführt werden kann. Um einen Schock in
der israelischen Gesellschaft auszulösen,
bedarf es nicht Tausender Demonstranten
in den Straßen. Eine Gruppe von einigen
Hundert Siedlern aus dem fanatischen
religiös-nationalistischen Lager, ausgerüs-
tet mit einer nicht unbeträchtlichen Men-
ge an Waffen und finanziell unterstützt
von jüdischen Gemeinden im Ausland, ist
ausreichend, um Provokationen zu be-
wirken, die jede Regierung vor einer Kon-
frontation mit den Siedlern abschrecken
könnte.

Viele demokratische Staaten im Westen
und auch Staaten im Nahen Osten bemüh-

ten sich in den letzten Jahren, die Entwick-
lung extremistischer fundamentalistischer
Bewegungen zu bremsen, die den göttlichen
Geboten Vorrang vor der Autorität staat-
licher Institutionen geben. Israel ist wahr-
scheinlich der einzige demokratische Staat,
der jahrelang diese Bewegungen gefördert
hat und weiterhin fördert. Jahrelang haben
israelische Regierungen mit Entschlossen-
heit in die Siedlungen investiert und sie
entwickelt. Eine Regierung, die beschließt,
das dort gewachsene Unkraut auszureißen,
wird dasselbe Maß an Entschlossenheit auf-
wenden müssen, um diese Siedlungen aus-
zutrocknen und zu entfernen.

(Übersetzung aus dem Hebräischen von
Nicholas Yantian.)

Alon Pinkas

Amerika, das neue Jerusalem

Der jüdischen Lobby wird eine übermäßige Macht innerhalb der amerikanischen
Politik nachgesagt. Es wird jedoch übersehen, dass dieser Einfluss auch ein beacht-
liches Maß an Integration bedeutet. Die Juden Amerikas widmen sich nicht – wie
gängige Mythen suggerieren – allein den Belangen Israels, sondern sind vor allem
loyale Amerikaner.

Das Gedicht Der neue Koloss der amerika-
nisch-jüdischen Poetin Emma Lazarus ist
am Sockel der Freiheitsstatue auf eine
Marmorplatte graviert. Am Ende steht:
»Gib mir deine müden, deine armen, deine
zusammengedrängten Massen, welche sich
danach sehnen, freie Luft einzuatmen.«
Amerika rief sie und sie kamen.

Seit den Zeiten, in denen die Juden
noch ihr Selbstbestimmungsrecht und ihre
Unabhängigkeit wahren konnten, also bis
etwa 70 n. Chr., ist dies wahrscheinlich die
erstaunlichste Erfolgsgeschichte irgendei-
ner jüdischen Gemeinschaft. Die Integra-
tion der Juden in Amerika, von jüdischen
Flüchtlingen zu jüdischen Amerikanern,
zu amerikanischen Juden war kein einfa-
cher Weg, aber unzweifelhaft ein Riesen-

erfolg. Wir sprechen heute wie selbstver-
ständlich über die »jüdische Stimme«, den
»jüdischen Beitrag zur amerikanischen
Politik«, die »Kandidaten umwerben die
Juden« und die »amerikanisch-israelische
strategische Allianz«. Ebenso über Metro-
Goldwyn-Mayer, Arthur Miller, Woody
Allen, Michael Bloomberg, Alan Green-
span oder Ben Bernanke.

Alon Pinkas

(*1961) ist seit 1999 Stabschef des
israelischen Außenministeriums. Zugleich
war er von 2000 bis 2004 Generalkonsul
Israels in New York. Seit diesem Jahr ist er
Präsident des Riklis Centers for US-Israel
Studies des Rabin Centers.

cschael@idc.ac.il
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Die interessante Frage ist nicht, wie die
amerikanischen Juden es schafften als »sehr
einflussreich« zu gelten, und dass ihre pro-
israelische Lobby in Washington als »all-
mächtig« wahrgenommen wird. Die ei-
gentlich wichtige Frage ist, ob sie wirklich
so einflussreich sind und wenn ja, wie stark?

Die einfache Antwort ist, dass sie in der
Weise Einfluss nehmen können, wie das
die Leitlinien amerikanischer Politik jeder
Gruppierung ermöglichen. Nicht mehr. Sie
setzen sich für innenpolitische und auf
Israel bezogene Belange ein und beteiligen
sich intensiv an der politischen Diskussion
und auf der politischen Bühne. Grundsätz-
lich machen sie genau das, wozu Amerika
seine Bürger seit 1776 auffordert.

Es dauerte lange, bis die Juden sich in
den prosperierenden amerikanischen Le-
bensstil eingepasst hatten. Aber die ele-
mentaren Grundsätze, auf welchen Ame-
rika aufgebaut wurde, waren für ihre ge-
sellschaftlichen Netzwerke sehr förderlich.

Die amerikanischen Juden fügten sich
in das Bild von Toleranz und Gastfreund-
schaft,das Amerika als Idee definierte.Max
Webers Konzept Die protestantische Ethik
und der Geist des Kapitalismus ergänzt eine
liberale Demokratie, in der die Trennung
von Kirche und Staat, die Freiheit sowohl
in der Verfassung als auch im Wertesystem
fest verankert sind.

Amerika wurde, mit Ausnahme der
afro-amerikanischen Bevölkerung bis zum
Ende des Bürgerkriegs 1865 und darüber
hinaus, als offene Gesellschaft gegründet
und entwickelt. Bürgerstatus konnte der
angehende Amerikaner erlangen, indem er
die Verfassung als alleinige Manifestation
von Loyalität und »Amerikanertum« ak-
zeptierte.

Kein Landbesitz, kein vererbbarer Adel,
kein Religionshass und keine Verfolgung,
keine Blutbäder, welche Europa im 18., 19.
und Anfang des 20. Jahrhunderts kenn-
zeichneten. Dafür aber ein System, welches
frei und rechtmäßig allen zur Verfügung
steht.

Neue Kapitel der Geschichte

Um zu verstehen, wie die »Macht« der
amerikanischen Juden aussieht und wo sie
ihren Ursprung hat, ist es wichtig, einen
kurzen Blick auf ihre Geschichte zu wer-
fen.

Die maßgebliche und wichtigste Er-
klärung für die Einzigartigkeit der Bezie-
hung und die daraus folgende Zuneigung
zu sowie die starke emotionale Bindung
der amerikanischen Juden an Israel ist eine
ethnisch-nationale Tatsache, die zu oft von
Gelehrten und Kommentatoren übersehen
oder einfach nicht beachtet wird.

Amerikanische Juden waren die einzi-
ge ethnische Gruppe in Amerika, welche
zum Zeitpunkt ihrer Einwanderung in die
»neue Welt« kein Heimatland besaß.

Die Gründerväter der kolonialen Gene-
ration bezeichnen wir gemeinhin als »wei-
ße, angelsächsische Protestanten« englisch-
schottischen Ursprungs (White Anglo-
Saxon Protestants –WASPS).Von Mitte des
19. bis weit ins 20. Jahrhundert hinein form-
ten die Einwanderungswellen eher ein ame-
rikanisches »Mosaik« als einen »Schmelz-
tiegel«. Irische, italienische, griechische,
polnische, deutsche oder skandinavische
Amerikaner, alle hatten ein Heimatland,
auf welches sie zurückblicken,es loben und
romantisieren konnten. Sie kamen alle für
ein besseres Leben, eine stärkere Wirt-
schaft, für Chancen im Land der unbe-
grenzten Möglichkeiten. Aber sie alle er-
klärten, dass sie ihr verlassenes Heimat-
land lieben.

Die im Europa,das sich seit 1848 zu na-
tionalen Staaten entwickelte, unerwünsch-
ten Juden hingegen waren Flüchtlinge. Sie
waren staatenlos. Der in fast allen europä-
ischen Verfassungen verankerte code napo-
léon verflüchtigte sich. An seine Stelle tra-
ten zunehmend Nationalismus und oft
auch Antisemitismus. Die Juden wander-
ten nicht nur nach Amerika aus sondern
flüchteten in Panik und Hoffnungslosig-
keit aus Europa. Es gab keine positiven Er-
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innerungen an Rumänien, Österreich-Un-
garn, Polen, Russland oder Litauen. Tat-
sache war, dass sie nie zurückblickten
nachdem sie ein Schiff bestiegen, welches
sie in den Hafen von New York brachte.
Die Freiheitsstatue symbolisierte für sie ein
neues Kapitel in ihrer Geschichte und
löschte ihre Vergangenheit fast gänzlich.

Nur die deutschen Juden, welche zu
Beginn des Jahrhunderts kamen, hatten
noch einen speziellen deutschen Stolz in
sich. Sie waren überheblich gegenüber den
polnischen und den russischen Juden, die
religiöser, ärmer, schlechter ausgebildet
und weniger kultiviert waren. Das trifft
selbstverständlich weder für die Juden zu,
die Deutschland nach 1933 verließen noch
für diejenigen, denen es gelang, nach den
Nürnberger Gesetzen von 1935 zu fliehen.

Amerika wurde zur Heimat. Sie hatten
kein Heimatland, also machten sie sich ei-
nes zu eigen, mit voller Kraft, Enthusias-
mus und einem starken Drang, in diesem

neuen Land erfolgreich zu werden. Ein
Land, wie gemacht für erfolgsuchende Ein-
wanderer.

All dies änderte sich im Jahre 1948. Mit
der israelischen Unabhängigkeit hatten al-
le amerikanischen Juden schlagartig ein
Heimatland. Jerusalem oder den Kibbuz
wurden nun ebenbürtig mit Palermo und
New York. Merkwürdigerweise war es ein
Heimatland, welches sie noch nie besucht
hatten, über das sie wenig wussten und es
wegen der Entfernung,den Anstrengungen
und den damaligen hohen Reisekosten
nicht besuchen konnten. Trotzdem liebten
sie es intellektuell, gefühlsmäßig, ideolo-
gisch und politisch. Israel sollte ein poten-
zieller, sicherer Hafen für den Fall werden,
dass das Leben in Amerika eines Tages ge-
fährlich würde.

Die Gründung Israels gab den ameri-
kanischen Juden mehr Einflussmöglich-
keiten. Doch obwohl ihre Anstrengungen
darauf gerichtet waren, sich in die ameri-
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Flüchtlinge aus Europa, darunter auch viele Holocaust-Überlebende, kommen 1946 im Hafen
von New York an. Die Freiheitsstatue symbolisierte für sie ein neues Kapitel in ihrer Geschichte.
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kanische Gesellschaft zu integrieren und
akzeptiert zu werden, beschlossen ihre po-
litischen Führer, Israel zur zentralen Ange-
legenheit zu erklären.

Die prägende Erfahrung war der Holo-
caust. Genauer die Einschätzung, dass es
ihnen zwischen 1944 und 1945 nicht ge-
lungen war, einen bedeutsamen und wir-
kungsvollen Einfluss auf die Militärpolitik
der Regierung Franklin D. Roosevelts in
Deutschland und Polen auszuüben. Die
Juden waren schlechthin nicht in der Lage
die Regierung dazu zu bewegen, die Trans-
portzüge nach Auschwitz zu bombardie-
ren. Die Schlussfolgerung daraus war, dass
sie mehr politische Macht erlangen müss-
ten. Die Gründung und die Unabhängig-
keit Israels wurden zu einem Kernpunkt,
an dem sie den Sinn und Zweck ihrer poli-
tischen Stoßrichtung orientieren mussten.
Sie argumentierten, dass die amerikani-
schen Juden besser vorbereitet und posi-
tioniert sein müssten, um Israel zu unter-
stützen, sollte es jemals in Gefahr geraten.

Doch historisch gesehen sollten wir die
Zentralität Israels für die Entstehung der
jüdischen politischen Macht nicht überbe-
werten. Die Hauptsache und den breiten
Rahmen jüdischer politischer Aktivitäten
in Amerika während der 50er und 60er
Jahre bildete die Lokalpolitik. Seit den 30er
Jahren waren die Juden in der »großen de-
mokratischen Koalition« oder in der »Koa-
lition des New Deal« (nach Roosevelts Wirt-
schaftspolitik der 30er) vertreten, die sich
aus Gewerkschaftsmitgliedern, Arbeits-
kämpfern, Familien der unteren Mittel-
schicht sowie irischen und italienischen
Einwanderern zusammensetzte. Diese kon-
zentrierten sich in den Großstädten New
York, Chicago, Philadelphia, Cleveland
und Boston. In den 40er Jahren wurden die
Juden noch immer von den »Ivy League«-
Universitäten, Privatklubs sowie Sport-
und Gesellschaftsklubs ausgeschlossen.
Auch in größeren Rechtsunternehmen,
Banken, Unternehmen und politischen
Kreisen waren sie nicht willkommen.

Das strategische Dreieck

Der Sechstagekrieg 1967 war ein Wende-
punkt in der Entwicklung der jüdischen,
politischen Macht. Die Befürchtungen,
dass das adoptierte Heimatland Israel,
welches sie noch immer nicht besucht hat-
ten, in wirklicher Gefahr sei, wich der
Euphorie nach dem überraschenden Sieg
über Ägypten, Syrien und Jordanien. Jetzt
lag die Priorität auf der Stärkung der en-
gen Bindung zu den USA als Gegenstück
zur Sowjetunion und als Ersatz für die
Rolle Frankreichs als Supermacht-Ver-
bündeter Israels. Die 80er und 90er Jahre
standen im Zeichen steigenden politi-
schen Machteinflusses. Dieser wurde er-
reicht durch Unterstützung einiger politi-
scher Ziele und Widerstand gegen andere
und die Schaffung eines wohlwollenden
Medienklimas. Hauptziel war es, die ame-
rikanisch-israelischen Beziehungen zu
festigen. Es zahlte sich aus.

Das »strategische Dreieck« ist die zu-
treffendste Beschreibung für das komple-
xe Verhältnis zwischen Amerika, Israel
und den amerikanischen Juden. Die Ver-
einigten Staaten sind nicht nur Israels Ver-
bündeter und Wohltäter, sie sind der Stütz-
pfeiler der nationalen Sicherheit Israels.
Die amerikanische Unterstützung für Is-
rael nährt sich aus der Fürsprache und
dem politischen Durchsetzungsvermögen
der amerikanischen Juden, deren Beteili-
gungsrate an der amerikanischen Politik
ihr demografisches Gewicht übersteigt.
Amerika hat in Israel lange Zeit einen geo-
politischen Verbündeten gesehen. Zuerst
im Zusammenhang des Kalten Krieges, als
sich in den 60er Jahren eine Patron-Kli-
enten-Beziehung herausbildete und nun
als demokratische Festung im Zentrum
der arabischen Welt. Im Gegenzug be-
trachten die Israelis die amerikanischen
Juden als demografisches und politisches
Kapital, ohne das die amerikanische Un-
terstützung für Israel unvermeidlich ab-
nehmen würde.
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Dennoch sollte man keine Zweifel an
der Loyalität der amerikanischen Juden zu
Amerika hegen. Sie unterstützen Israel
und viele sorgen sich sehr um die Ge-
genwart und die Zukunft Israels, während
andere tief in israelischen politischen
Themen verwurzelt sind, weit mehr als ita-
lienische oder irische Amerikaner in die
Politik des Landes ihrer Vorfahren. Aber
amerikanische Juden sind an erster Stelle
loyale, dankbare und stolze Amerikaner.

Mythen und
Fehlinterpretationen

Eine gängige aber falsche Wahrnehmung
betrifft Führer und Aktivisten verschiede-
ner jüdischer Organisationen. Verzerrt ist
dieses Bild in zweifacher Hinsicht. Erstens
würden sich die amerikanischen Juden
ausschließlich um Israel kümmern und
gegenüber dem israelisch-arabischen Kon-
flikt eine dem rechten Flügel nahe stehen-
de oder kämpferische Haltung einnehmen.

Das ist ein widerlegbarer Mythos.
Amerikanische Juden sorgen sich um
Amerika und zeigen in ihrem Wahlver-
halten ihre Werte und politischen Aus-
richtungen im Zusammenhang mit ame-
rikanischen Fragen. Es wird weithin ange-
nommen, dass die Mehrheit der amerika-
nischen Juden und auch der Israelis Geor-
ge W. Bush für »den Israel wohlgesinntes-
ten Präsidenten« oder für »den besten Prä-
sidenten,den Israel je hatte« hält.Trotzdem
hinderte dies 80 % der amerikanischen
Juden nicht daran, 2004 für John Kerry
zu stimmen.

Die zweite Fehlinterpretation betrifft
die angenommene Neigung zum »rechten
Flügel« unter den amerikanischen Juden.
Außenstehende hören meistens nur pro-
fessionelle Aktivisten, die sich Gehör ver-
schaffen müssen, um ihre Organisation und
Ihre Karrieren zu sichern. Manche scheinen
diesem tatsächlich stärker zugeneigt. Dies
jedoch nur, weil das hilft, das Bild eines

ständig bedrohten Israels aufrechtzuerhal-
ten. Die Mehrheit der amerikanischen Ju-
den ist nicht miteinbezogen und bildet da-
her eine schweigende Mehrheit, deren Mei-
nung für Außenstehende nur selten zu hö-
ren ist. Die lautstarken Aktivisten bewegen
sich professionell auf der amerikanisch-
israelischen Nahtstelle und müssen dafür
das Thema im Fluss halten.

In der Tat haben u.a. Meinungsumfra-
gen des amerikanisch-jüdischen Komitees
und von Professor Steven Cohen im letzten
Jahrzehnt deutlich gezeigt, dass die politi-
schen Trennlinien innerhalb der amerika-
nisch-jüdischen Gemeinschaft der politi-
schen Landkarte der israelischen Gesell-
schaft sehr ähnlich sind: Eine ansehnliche
Mehrheit von ca. 70 % befürwortet eine
Zweistaaten-Lösung als das unvermeidbare
und wünschenswerte Ergebnis einer israe-
lisch-palästinensischen Konfliktlösung.

Juden haben zwar in Amerika an Macht
gewonnen, der Ausdruck »jüdische poli-
tische Macht« ist aber eine grobe Übertrei-
bung. Schmeichelnd zwar für die einen,
aber beleidigend für die meisten. Man
kann eher behaupten, dass der Einfluss
nicht-jüdischer Akteure, z.B. einiger Rüs-
tungskonzerne, auf die Nahostpolitik der
USA denjenigen jüdischer Gruppen bei
Weitem übertrifft. Selbst die wichtigste pro-
israelische Lobby in Amerika, das Ameri-
can Israeli Public Affairs Committee (AIPAC,
Komitee für amerikanisch-israelische An-
gelegenheiten), konzentriert sich auf den
amerikanischen Kongress und nicht auf
die Verwaltung, wo politische Beschlüsse
umgesetzt werden.

Macht ist verfügbar in Amerika, doch
sie wird geprüft und ausgeglichen, wenn sie
zu stark wird. Juden gewannen an Macht,
weil sie sich für bestimmte Fragen einsetz-
ten. Ihre Macht zeigt, wie das amerikani-
sche System funktioniert. Es ist ein einzig-
artiges System. Einzigartig sind auch die
amerikanischen Juden.

(Aus dem Englischen von der Übersetzer-
gemeinschaft Sternheimer.)
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Mahdi Abdul Hadi

Israelisch-syrische Normalisierung
Eine Fata Morgana?

Es ist eine gewaltige Aufgabe, die verfahrenen Verhältnisse im Nahen Osten ent-
wirren zu wollen, zumal es in den vergangenen Monaten von verschiedenen
Seiten irritierende politische Signale gab. Für politische Konfusion sorgte z.B. die
Nachricht von den Gesprächen zwischen Israel und Syrien, und man wurde wie-
der einmal daran erinnert, wie eng die Schicksale der Staaten im Nahen Osten
miteinander verknüpft sind.

Syrien hat mittlerweile wichtige diplomati-
sche und andere Fronten mit der Türkei,
dem Irak, Iran, Libanon, Palästina und
Israel eröffnet, und es ist wahrscheinlich,
dass alle Staaten die gleichen Sorgen teilen
werden, nämlich die Sicherheit für Staat
und Gesellschaft innerhalb anerkannter
Grenzen, den Umgang mit Öl- und Was-
serressourcen, die wirtschaftliche Zusam-
menarbeit, Schutz der Minderheitenrechte
sowie das Rückkehrrecht von Flüchtlingen.
Und dennoch stellt sich die Frage: Sind die
syrische und die israelische Führung auf-
richtig in ihren Bemühungen um eine Nor-
malisierung der Beziehungen zwischen ih-
ren Ländern? Und wenn ja, sind sie der
Herausforderung gewachsen?

Oberflächlich betrachtet scheint es, als
habe Syrien die Fäden der politischen Kon-
flikte des Nahen Ostens fest in der Hand.
Präsident Bashar al-Assad empfing so
hochrangige Gäste wie Nancy Pelosi, die
Sprecherin des Repräsentantenhauses, und
den ehemaligen US-Präsidenten Jimmy
Carter, und beide waren nach ihrem Be-

such davon überzeugt, dass Syrien von den
USA in den »Friedensprozess« einbezogen
werden müsse.Auch der irakische Premier-
minister Nuri al-Maliki wurde in Da-
maskus als offizieller Gast empfangen. As-
sad konnte sogar einen arabischen Gipfel
im April retten, der wegen der Abwesenheit
der Saudis,Ägypter und Jordanier zu schei-
tern drohte.

Gleichzeitig hat die Beziehung Syriens
zur Hisbollah, der Hamas und dem Iran
dem äußeren Druck standgehalten, und
Assad ist eine wirtschaftliche Partnerschaft
mit der Türkei eingegangen. Es ist leicht,
Syrien als einen wichtigen Akteur in der
Region zu beschreiben, wenn alle Umstän-
de für dieses Land arbeiten.

Doch zum Verdruss für Damaskus ist
seine Position durchaus nicht so angenehm
wie es scheinen mag. Als Beispiel für Sy-
riens Verwundbarkeit braucht man sich
nur die fehlende Reaktion auf die Reihe von
Angriffen ansehen, denen es in den letzten
Jahren ausgesetzt war. So testete Israel zum
Beispiel die Verpflichtung Syriens gegen-
über der Hisbollah während des Krieges im
Juni 2006, mit dem Luftangriff auf Deir-a-
Zour im September 2007 und dem töd-
lichen Attentat auf den Hisbollah-Führer
Imad Mughniyah mitten in Damaskus im
Februar.

Syrien beantwortete keine dieser Ak-
tionen mit Vergeltungsmaßnahmen. Trotz
der Muskelspiele auf beiden Seiten herrsch-
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te in den vergangenen vier Jahrzehnten
Ruhe an der Grenze zwischen Syrien und
Israel. Diese Ruhe ließ die israelische Füh-
rung in dem Glauben, einen zugänglichen
und fügsamen Partner gefunden zu haben,
den man langsam in einen Prozess der
Normalisierung führen kann. Das ist für
Ehud Olmert, den Premierminister Israels,
ein wichtiger Faktor, denn seine Macht-
position ist allenfalls sehr dürftig. Die Ver-
handlungen mit den Palästinensern sind
unwiderruflich blockiert, ohne Hoffnung
darauf, unter der schwachen Führung
von Olmert und seiner Amtskollegen in
Ramallah und Washington wiederbelebt
zu werden. Mit seinen politischen Gegnern
im Nacken und der öffentlichen Meinung
in Israel, die sich immer stärker gegen ihn
wendet, versucht Olmert Zeit zu gewin-
nen, indem er das Gespräch mit Syrien
sucht.

Er hat den Syrern keinerlei Verspre-
chungen und keinerlei Zugeständnisse ge-
macht, und trotzdem könnte sich diese
neue syrische Intrige als nützlich erweisen,
um die öffentliche Aufmerksamkeit von
der absehbaren, aber politisch schädlichen
Sackgasse abzulenken, in die die Verhand-
lungen mit den Palästinensern geraten
sind. Unterdessen ist die palästinensische
Führung mit einer internen Krise,einer tief
gespaltenen Gesellschaft konfrontiert und
ist in Abhängigkeit von den politischen
Interessen und Vorgaben aus Riad, Kairo
und Amman geraten.

Gaza wird weiterhin von der israeli-
schen Armee stranguliert, und regelmäßig
finden militärische Überfälle in den be-
setzten Gebieten statt. Aus Rücksicht auf
Syrien können sich die Palästinenser nur
zurücklehnen und zuschauen, wie sich da
eine Geschichte mit vielen Parallelen zur

eigenen entfaltet. So wie die gesamte paläs-
tinensische Gesellschaft – angefangen von
der Justiz über die Regierungsführung bis
hin zum Bildungswesen – vor israelischen
Augen bloßgestellt wurde, wird es auch mit
der nationalen Struktur von Syrien gesche-
hen.

Hat Olmert Erfolg, könnte Bashar al-
Assad für die Einwohner von Tel Aviv bald
dem zahmen Mahmoud Abbas ähneln, ei-
nem Mann, dessen Format weit entfernt ist
von dem revolutionären Habitus eines Yas-
sir Arafat. Worüber sie sich auch immer
verständigen werden – die Syrer und
Israelis werden herausfinden, dass ohne
eine umfassende regionale Lösung nichts
vorausgesetzt oder implementiert werden
kann. Jegliche Diskussion über den Status
der Golanhöhen wird unvermeidlich Spe-
kulationen über die Aussichten auf einen
Rückzug Israels hinter die Grenzen vor
1967 in Gang setzen. Rabin, Netanyahu,
Barak und nun Olmert haben alle behaup-
tet, sich von den Golanhöhen zurückzie-
hen zu wollen, doch es folgten nie ernstzu-
nehmende Taten.Selbst wenn Israel im Ge-
genzug für eine Normalisierung mit Syrien
zu Teilzugeständnissen hinsichtlich der
Golanhöhen bereit wäre, würde dies nur
seinen Klammergriff auf das Westjordan-
land und Jerusalem verstärken, ähnlich wie
es ja auch nach seinem Abzug aus dem
Gazastreifen geschehen ist.

Niemand, und schon gar nicht die Pa-
lästinenser, sollten so naiv sein und er-
warten, dass eine leere politische Norma-
lisierung zwischen Israel und Syrien den
Nahostkonflikt aus der Sackgasse führen
könnte.

(Der englische Originaltext erschien im
Mai 2008 unter bitterlemons-internatio-
nal.org)
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Einen Tag vor der Reise zweier Delegatio-
nen – einer israelischen und einer palästi-
nensischen – zu einem Gesprächsmara-
thon in Jordanien, wo die zweieinhalbjäh-
rigen informellen Verhandlungen für ein
endgültiges Abkommen ihren Abschluss
finden sollten, sah ich die Nachrichten im
Fernsehen. In jenem Oktober 2003 waren
diese nicht besonders spektakulär. In eini-
gen Wochen würden Kommunalwahlen
stattfinden und das Fernsehen berichtete
damals über einen Besuch von Premier-
minister Sharon in der Parteizentrale des
Likud in Bat-Yam.Anstatt seine Unterstüt-
zung für den chancenlosen Kandidaten
seiner Partei kundzutun, zog es Sharon
vor, seine Zuhörer an einem großen Si-
cherheitsgeheimnis teilhaben zu lassen: In
diesem Augenblick, so der Premier, ver-
handeln Israelis hinter dem Rücken der
Regierung mit palästinensischen Vertre-
tern und verhalten sich damit in verant-
wortungsloser und gefährlicher Weise.

Meine erste instinktive Reaktion war,
mir den Zorn des Premierministers über
eine derart verantwortungslose Aktion zu
eigen zu machen. Nach einiger Zeit jedoch

verstand ich, dass er sich auf meine Wegge-
fährten und auf mich bezog. Sharon wusste
von unserer Reise nach Jordanien; er wuss-
te, dass es sich hierbei um eine Gruppe han-
delte, die aus Vertretern verschiedener Par-
teien einschließlich seiner eigenen sowie
ehemaligen Angehörigen der Sicherheits-
kräfte bestand. Hierzu zählten der ehemali-
ge Generalstabschef Amnon Lipkin-Sha-
hak, der frühere Vizedirektor des Mossad,
Dave Kimchi, der ehemalige Leiter des Ra-
tes für Nationale Sicherheit, Reservegene-
ral Gideon Shefer, Reservegeneral Amnon
Mitzna, früher Kommandant des Zentral-
abschnitts (und als solcher zuständig für
die Westbank) und während kurzer Zeit
Vorsitzender der Arbeitspartei, der Schrift-
steller Amos Oz, Dalia Rabin, die Tochter
Yitzhak Rabins, und eine andere Person aus
der Mitte der israelischen Gesellschaft.

Der Versuch Sharons, dieser Gruppe
die Legitimation zu entziehen, hielt keinen
einzigen Tag stand, doch sorgte er dafür,
dass die Genfer Initiative im Nahen Osten
und in der ganzen Welt auf ein riesiges
Interesse stieß.Eine Initiative mit dem Ziel,
ein detailliertes Modell für ein israelisch-
palästinensisches Abkommen auszuarbei-
ten, war ein absolutes Novum. Die Initia-
tive wurde von Friedenssympathisanten
weltweit unterstützt. Der Bundestag ver-
lieh ihr über alle Parteigrenzen hinweg sei-
ne Unterstützung und andere Parlamente
folgten seinem Beispiel. Fast fünf Jahre
nach Abschluss der Verhandlungen sucht
man vergeblich nach einer Konkurrenz zu

Yossi Beilin

Wie die Stunde der Wahrheit erfunden wurde
Was bleibt von der Genfer Initiative

Auf dem Höhepunkt der zweiten Intifada trafen sich bekannte israelische und
palästinensische Politiker und erarbeiteten einen detaillierten Entwurf für ein
Friedensabkommen. Doch auch wenn die private Initiative auf internationale
Unterstützung verweisen kann, je mehr Zeit vergeht, umso geringer scheinen die
Chancen ihrer Umsetzung.

Yossi Beilin

(*1948) war israelischer Wirtschafts-
und Justizminister (1995 und

1999-2001). Seit 2004 ist er Vorsitzender der
Partei Meretz-Yachad.

beilin@ecf.org.il
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diesem Dokument. Wenn in diesen Tagen
palästinensisch-israelische Verhandlungen
mit dem erklärten Ziel stattfinden, bis En-
de 2008 zu einem endgültigen Abkommen
zu gelangen, stellt die Genfer Initiative für
beide Seiten den wichtigsten und in man-
chen Fällen sogar den einzigen Bezugsrah-
men dar. Einen größeren Beitrag zum
Frieden hätten wir nicht leisten können.

Vorgeschichte 

Wir müssen bis zum Jahr 2000 zurückge-
hen, dem Jahr der großen Hoffnungen, die
in Gewalt und Desillusionierung endeten.
Im Januar 2000 wurde beinahe ein isra-
elisch-syrisches Abkommen erzielt, doch
scheiterten die Verhandlungen im letzten
Moment. Im Juli 2000 fanden in Camp
David bei Washington Gespräche statt, an
denen Präsident Clinton, der Vorsitzende
der Autonomiebehörde Yassir Arafat und
Premierminister Ehud Barak teilnahmen.
Sie verhandelten über sehr weitgehende
Vorschläge, doch gelang es den Teilneh-
mern nach 15tägigen Verhandlungen nicht,
zu einer Einigung zu gelangen. Zwei Mo-
nate danach brach die zweite Intifada aus.
Im Dezember machte Präsident Clinton ei-
ne Reihe von Vorschlägen zur Beendigung
des Konflikts, die auf beiden Seiten eher auf
Ablehnung als auf Zustimmung stießen.
Am 21. Januar 2001, einen Tag nach der
Amtseinführung von Präsident Bush und
zwei Wochen vor der Wahl des Premier-
ministers in Israel, begannen im ägypti-
schen Taba israelisch-palästinensische Ge-
spräche über ein Endstatusabkommen, die
nach einer Woche mit der Zusicherung zu
Ende gingen, die Gespräche nach den Wah-
len fortzusetzen, was in der Folge in Ver-
gessenheit geriet.

Ich amtierte in der Regierung Barak als
Justizminister, gehörte dem Sicherheits-
kabinett und dem engeren Friedenskabi-
nett an und nahm an den Gesprächen in
Taba teil. Mein Gefühl war, dass intensive

Verhandlungen von wenigen Wochen zu
einer Beseitigung der Differenzen zwi-
schen den Parteien führen könnten. Jassir
Abed Rabbo, der Tourismusminister im
Kabinett von Jassir Arafat war und diesem
sehr nahe stand, hatte ein ähnliches Gefühl.
Nach der Wahl von Ariel Sharon zum Pre-
mierminister – ich weigerte mich wegen
der gewaltigen ideologischen Differenzen
zwischen uns seiner Regierung anzugehö-
ren – schlug ich Abed Rabbo vor, in den
kommenden Monaten die Verhandlungen
in inoffizieller Weise weiterzuführen und
zu einer Lösung zu gelangen. Die Ergeb-
nisse sollten der israelischen und palästi-
nensischen sowie der internationalen Öf-
fentlichkeit präsentiert werden, um zu be-
weisen, dass, obwohl viele in jenen Tagen
nicht mehr an einen Friedenschluss glaub-
ten, es immer noch möglich war, zu einem
Frieden zu gelangen. Abed Rabbo war von
der Idee begeistert und wir kamen überein,
dass jede Seite eine Person bestimmt, die ei-
nen ersten Entwurf verfassen sollte; dieser
sollte dann von der jeweils anderen Seite
kommentiert werden.

Wir dachten, dass die Arbeit einige
Monate dauern würde, doch benötigten
wir zweieinhalb Jahre. Hierfür gab es meh-
rere Gründe: Erstens befanden wir uns in
der schwierigsten Phase der Intifada. Die
Gewalt war überall zu spüren, die Sicher-
heitsvorschriften wurden von Mal zu Mal
strenger, so dass es für die Palästinenser
kaum mehr möglich war, nach Israel zu
kommen und die Israelis nicht mehr in die
von den Palästinensern bewohnten Gebie-
te fahren konnten. Treffen im Ausland wa-
ren zwar möglich, doch kosteten sie sehr
viel Geld, und auch diese kamen wegen Si-
cherheitsproblemen nicht immer zu Stan-
de. Zweitens wollte jede Seite den Kreis de-
rer, die einem Abkommen verpflichtet wa-
ren, erweitern: Ich wollte auch Parlamen-
tarier und Politiker hinzuziehen, die zum
Spektrum rechts der Mitte gehörten, wäh-
rend Abed Rabbo, der einer kleinen sozial-
demokratischen Partei vorstand, bestrebt
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großes, unter seiner Souveränität stehen-
des Gebiet übertragen.Alle Siedlungen, die
sich jenseits der vereinbarten Grenzlinie
befinden, werden geräumt. Sicherheitsver-
einbarungen, die Wasserfrage, die Frage
der Grenzübergänge zwischen Palästina
und Jordanien, sind vor allem technischer
Natur und werden auf Grundlage von Lö-
sungen geregelt, die bereits im Interims-
abkommen von 1995 beschlossen wurden.
Die palästinensischen Flüchtlinge erhalten
für ihr verlorenes Eigentum und für das -
erlittene Leid eine Entschädigung; ihre An-
siedlung erfolgt im palästinensischen
Staat, in ihren derzeitigen Aufenthaltslän-
dern, in Drittländern, die bereit sind, sie
auf Grund von Quoten aufzunehmen, so-
wie in Israel auf der Grundlage einer sou-
veränen Entscheidung seiner politischen
Instanzen. Dabei werden die durchschnitt-
lichen Aufnahmequoten der Drittländer
berücksichtigt. Jerusalem wird geteilt, wo-
bei die jüdischen Viertel zu Israel und die
arabischen Viertel zu Palästina gehören
werden. Der Tempelberg wird unter paläs-
tinensischer Souveränität stehen, während
für die Klagemauer die israelische Souve-

ränität gelten wird. Archäologische Aus-
grabungen werden nur mit gegenseitigem
Einverständnis durchgeführt und die heili-
gen Stätten frei zugänglich sein.

Dies sind die Genfer Vereinbarungen.
Sie sind weder Bibel noch Koran.Vielleicht
würden offizielle Verhandlungen zwischen
den Parteien zu geringfügig anderen Ver-
einbarungen führen, doch das große Ge-
heimnis haben wir schon gelüftet: Es ist
möglich, den Konflikt zu lösen, und die
Lösung wird zu einer win-win-Situation
führen. Je schneller wir zu einer Lösung
kommen, desto besser. Und dies wird dann
geschehen, wenn an der Spitze der PLO
eine national-säkulare Gruppe steht und
zur israelischen Führung ehemalige Likud-
Politiker gehören, die ihren langjährigen
Irrtum eingesehen haben. Die Zeit läuft
aber gegen die Friedensstifter. Der religiö-
se Extremismus mit seiner Verachtung für
den Frieden und dem Warten auf den
Messias lauert überall. Und bis dieser
kommt, wird, Gott behüte, ein Ozean von
Blut vergossen werden.

(Übersetzung aus dem Hebräischen von
Nicholas Yantian.)

Abdallah Al-Frangi

Die Hoffnung stirbt zuletzt

Am 14. Mai 1948 rief David Ben Gurion den unabhängigen Staat Israel aus.
Während für die Juden ein zionistischer Traum Wirklichkeit wurde, begann für die
palästinensische Bevölkerung eine Katastrophe (Al-Nakbah). Vertreibung, Flucht,
Not und Elend waren die Folgen. Doch auch wenn seither die Voraussetzungen für
ein friedliches Miteinander nicht gegeben waren, der Frieden wird kommen.

Aus dem grausamen Holocaust, der in
Europa stattfand, erwuchs ein tiefes Be-
dürfnis, eine Verpflichtung zur »Wieder-
gutmachung« an den Juden. Dadurch
legitimierte die Weltgemeinschaft mehr-
heitlich die Gründung des Staates Israel,
der für die Juden weltweit als nationale
Heimstätte gedacht war. Der Teilungsplan

Abdallah Al-Frangi

(*1943) ist seit 1998 Mitglied des
Zentralkomitees der PLO. Er war von
1993-2005 Generaldelegierter Palästinas
in Deutschland und leitet seit 2007
die außenpolitische Abteilung der
Fatah in Ramallah.

alfrangi@gmail.com
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der UNO für Palästina von 1947, der zwei
Staaten vorsah, einen palästinensischen
und einen israelischen, und dem die
Mehrheit der Mitglieder zustimmten, lös-
te aber den ersten israelisch-arabischen
Krieg aus. Seither drehte sich die Ge-
waltspirale weiter, blutige Kriege fanden
statt.

Die Lage der Palästinenser
ist verzweifelt

Zur Feier des 60. Jahrestages der Staats-
gründung Israels besuchten Staatsober-
häupter und Würdenträger aus aller Welt
das Land, sprachen ihre Glückwünsche aus
und versicherten ihre uneingeschränkte
Solidarität und Unterstützung. Wir Paläs-
tinenser nehmen das zur Kenntnis, ver-
missen jedoch die kritische Solidarität mit
dem Staat Israel.Wo bleibt der Hinweis auf
Einhaltung der Menschenrechte, die Kritik
an der Siedungspolitik, am Bau der Mauer
auf palästinensischem Boden?

60 Jahre Israel ist ein Anlass, auf die
Situation der Palästinenser hinzuweisen
und die Aussichten auf einen Frieden zu
beleuchten. Die Lage der Palästinenser ist
verzweifelt. Bis heute leben sie unter isra-
elischer Besatzung, sind den Demütigun-
gen und der Willkür der Besatzungsmacht
ausgeliefert. Ihre Infrastruktur ist zerstört,
sozial und wirtschaftlich sind sie perspek-
tivlos. Das Westjordanland ist von Gaza ge-
trennt, die Westbank durch israelische
Siedlungen zerstückelt. Fast 600 Check-
points machen Bewegungsfreiheit unmög-
lich. Die Abriegelungen des Gazastreifens,
Sperrung von Wasser und Strom, haben zu
einer humanitären Katastrophe geführt.
Positive Nachrichten sind auch zum 60.
Jahrestag des israelischen Staates nicht zu
vermelden.

In Anbetracht der verzweifelten Lage
der Palästinenser stellt sich die Frage, ob es
überhaupt noch Hoffnung auf einen ge-
rechten und dauerhaften Frieden geben

kann. Einen Frieden, der beiden Seiten,
Palästinensern und Israelis, gerecht wird.

Das ist durchaus möglich, denn eigent-
lich wissen die Beteiligten, wie dieser Frie-
den aussehen soll. Und hier stimme ich Avi
Primor zu, dass es keinen Mangel an ver-
nünftigen und vor allem auch realisierba-
ren Lösungsvorschlägen gibt, deren Kern-
elemente sich ähneln. Der weitreichendste
Vorschlag wurde 2002 vom saudischen
Königshaus vorgestellt und von der Ara-
bischen Liga akzeptiert. In diesen Plan
wurden alle arabischen Nachbarstaaten
eingebunden. So wurde Israel bei Räu-
mung der besetzten Gebiete in den Gren-
zen von 1967 eine vollkommene wirt-
schaftliche und diplomatische Anerken-
nung und sichere Grenzen zugesichert. In
Verbindung mit der »Genfer Initiative«
wäre das eine akzeptable Lösung für Isra-
elis und Palästinenser und würde die Be-
endigung des Konflikts bedeuten.

Versäumnisse auf allen Seiten

Warum also ist bis jetzt nichts geschehen,
endeten alle Verhandlungen in einer Sack-
gasse? Ursächlich hierfür sind zum einen
die innenpolitischen Probleme und Ver-
säumnisse in Israel, genau wie bei den Pa-
lästinensern. Sie haben dazu beigetragen,
den Friedensprozess zu lähmen und die
Friedensgegner zu stärken. So hat Olmert
es versäumt, den völkerrechtswidrigen
Siedlungsbau zu stoppen. Auch hat er es
versäumt, den Palästinensern gegenüber
Zugeständnisse zu machen. Die Friedens-
absichten Olmerts, nach außen vorgetra-
gen, waren nicht überzeugend und konn-
ten durch die Zerstrittenheit seiner eige-
nen Koalition nicht umgesetzt werden.
Auch Olmerts Bestreben, durch besonders
hartes Vorgehen gegen die palästinensi-
sche Bevölkerung innenpolitisch zu punk-
ten, ist fehlgeschlagen. Dadurch hat er im
eigenen Lager keine Stimmen gewonnen,
jedoch die Position seines wichtigsten Ver-
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handlungspartners, Mahmoud Abbas, ge-
schwächt und somit zur Radikalisierung
beigetragen.

Auch auf palästinensischer Seite sind
Versäumnisse nicht zu verleugnen. So
hat Fatah über Jahre hinweg die Partei-
arbeit vernachlässigt, notwendige Refor-
men nicht durchgeführt und viel Spiel-
raum für Korruption gelassen. Das alles
und fehlende Erfolge in der Umsetzung des
Osloer Abkommens hat dazu geführt, dass
wir für die Politik des Ausgleichs, der Ver-
handlungen mit Israel, keinen Rückhalt
mehr bei der palästinensischen Bevölke-
rung hatten. Daher ging Hamas als Sieger
aus den Wahlen von 2006 hervor,was einen
Bürgerkrieg auslöste. Auch anstehende
Wahlen, in Israel und bei den Palästinen-
sern, lähmen die politische Handlungs-
fähigkeit der Kontrahenten. Die Fronten
sind verhärtet. Zur Zeit kann weder die pa-
lästinensische, noch die israelische Füh-
rung bei politischen Zugeständnissen an
die Gegenseite, mit Unterstützung der ei-
genen Bevölkerung rechnen.

In diesem Punkt hat das Nahost-Quar-
tett versagt, weil es zu wenig Druck auf bei-
de Seiten ausgeübt hat, bereits geschlosse-
ne Verträge umzusetzen. Auch die Rolle
der EU war bis jetzt eher verhalten. Außer
bloßen Lippenbekenntnissen und groß-
zügiger humanitärer Unterstützung hat es
kaum Anstrengungen gegeben, eine poli-
tische Lösung herbeizuführen. Dadurch ist
viel Zeit, zuviel Zeit der Handlungsunfä-
higkeit vergangen.

Die Rolle der USA

Zwar wird sich jetzt auch der amerikani-
sche Präsident seiner Verantwortung be-
wusst und bemüht sich, noch während sei-
ner Amtszeit einen Friedensschluss herbei-
zuführen. Dies wird ihm jedoch in dieser
kurzen Zeit nicht gelingen. Seine Bemü-
hungen kommen zu spät, sind halbherzig
und nicht konstruktiv.

Hinzu kommt, dass die amerikanische
Außenpolitik im Nahen Osten, also vor
allem die US-Besatzung im Irak, ebenso
wie die Auseinandersetzungen über das
Atomprogramm mit dem Iran, nicht dazu
beiträgt, als glaubwürdiger Verhandlungs-
partner akzeptiert zu werden. Hier wird
eher der Traum der USA von einem »neuen
Nahen Osten« unter deren Vorherrschaft
deutlich.Wirtschafts- und machtpolitische
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Jerusalemer Nebeneinander. Die Fronten
sind verhärtet: Weder die Palästinenser
noch Israel alleine können eine Lösung des
Konfliktes herbeiführen.
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Interessen stehen im Vordergrund. Aber
gerade aus diesem Grund, um politisch
ausgewogener zu handeln und damit an
Glaubwürdigkeit in der arabischen Welt zu
gewinnen, ist die Rolle der USA von be-
sonderer Bedeutung. Der Nahe Osten ist
ein Pulverfass, die Lage äußerst explosiv.
Eine friedliche Lösung zwischen Israel und
den Palästinensern könnte zu einer Be-
friedung in der gesamten Region beitragen
und wäre der erste Schritt in Richtung
eines freien demokratischen Nahen Os-
tens. Hierin besteht eine Chance. Daher
bleibt zu hoffen, dass die USA, wahr-
scheinlich erst nach den Wahlen, ihr gan-
zes politisches Gewicht in eine Lösung des
palästinensisch-israelischen Konflikts le-
gen werden.

Es liegt an Israel

Das setzt aber auch voraus, dass Israelis
und Palästinenser diesen Schritt unterstüt-
zen und die Vorraussetzungen dafür schaf-
fen. Die Palästinenser sind in der schwä-
cheren Position,sie haben alles verloren.Es
liegt also an Israel, Zugeständnisse zu ma-
chen. Von israelischer Seite wird immer
behauptet, dass ein Rückzug aus den be-
setzten Gebieten die Sicherheit Israels in
Frage stelle. Als Beispiel hierfür wird die
Räumung des Gazastreifens genannt, von
wo aus wiederholt israelische Wohngebiete
mit Kassam-Raketen beschossen wurden.
Dabei wird mit keinem Wort erwähnt, dass
die Räumung des Gazastreifens einseitig,
ohne Absprache mit der palästinensischen
Führung vorgenommen wurde. Die pa-
lästinensische Autonomiebehörde war mit
der ganzen Situation überfordert und
handlungsunfähig. Es war ihr gar nicht
möglich, Sicherheitsmaßnahmen zu er-
greifen. In diesem Zusammenhang ist es
bedeutsam, darauf hinzuweisen, dass das
Erstarken der Hamas das Ergebnis israeli-
scher Besatzungspolitik ist. Auch ist Israel
für die Aufrüstung der Hamas-Milizen

mitverantwortlich, weil sie nach dem Ab-
zug aus dem Gazastreifen keine internatio-
nalen Beobachter zuließ. Auch hat Israel
keine ernsthaften Anstrengungen unter-
nommen, den Waffenschmuggel an der
Philadelphia-Line, der Grenze zu Ägypten,
zu unterbinden. Hier ist wichtig, zu erwäh-
nen, dass die israelische Regierung, wäh-
rend sie von der Sorge um sichere Grenzen
spricht, zugleich Fakten schafft, die eine
friedliche Lösung immer unwahrschein-
licher machen. So werden die Siedlungen
erweitert und der Bau der Mauer vorange-
trieben. Hier stellt sich die Frage der
Glaubwürdigkeit nach den tatsächlichen
Friedensabsichten.

Das Sicherheitsbedürfnis der israeli-
schen Bevölkerung ist durchaus verständ-
lich, und auch berechtigt. Israel hat ein
Anrecht darauf, in sicheren Grenzen leben
zu dürfen. Dieses Problem ist aber an dem
Tag gelöst, an dem es zwei gleichberechtig-
te Staaten mit gleichen Rechten und Pflich-
ten gibt. Dann ist die Sicherheit Israels
nicht mehr in Frage gestellt. Es ist also
nicht die Sicherheitsfrage, die einen Frie-
densschluss nicht zustande kommen lässt.
Vielmehr ist das größte Hindernis für die
Umsetzung bestehender Friedensverträge
die regionale Großmachtpolitik Israels und
seine Weigerung, Resolutionen der Verein-
ten Nationen anzuerkennen. Israel ist in-
zwischen die stärkste Militärmacht der Re-
gion, verfügt über Nuklearwaffen und hat
mächtige und einflussreiche Verbündete
weltweit. Kein arabisches Land bedroht
ernsthaft die Existenz Israels. Ganz im Ge-
genteil, die Aufnahme staatlicher, also wirt-
schaftlicher und diplomatischer Beziehun-
gen zu Israel, ist in der arabischen Welt
mehrheitsfähig. Die PLO hat Israel bereits
seit 1993 anerkannt und es bleibt nur eine
Frage der Zeit, wann Hamas diesem Bei-
spiel folgen wird. Außerdem ist Israel von
einer starken Wirtschaft geprägt und ver-
fügt über eine hervorragende Infrastruk-
tur. Gerade aus dieser Stärke heraus sollte
Israel eine aktivere Rolle übernehmen,
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Zugeständnisse machen und den Frie-
densprozess vorantreiben. Im eigenen Inte-
resse muss Israel einen lebensfähigen, un-
abhängigen palästinensischen Staat zu-
lassen. Die demografische Entwicklung
verdeutlicht dies. Denn durch die Aufrecht-
erhaltung des jetzigen Zustands, also als
Besatzungsmacht, läuft Israel Gefahr, welt-
weit an Glaubwürdigkeit und Ansehen zu
verlieren.

Ohne Frieden gibt es
keine Sicherheit

Festzuhalten bleibt: Zum jetzigen Zeit-
punkt können weder die Palästinenser,
noch Israel alleine eine Lösung des Kon-
flikts herbeiführen. Dazu sind die Fronten
zu verhärtet, Misstrauen und Verletzungen
sitzen bei beiden Völkern sehr tief. Hier be-
darf es der nachdrücklichen Unterstützung
des Nahost-Quartetts (USA, EU, Russische
Föderation und UN). Die Zeit drängt, der
jetzige Zustand ist gefährlich. Da aber die
arabische Welt, genau wie das Nahost-
Quartett, ein großes Interesse an einer
friedlichen Lösung hat, ist der Zeitpunkt
des Handelns gekommen. Die Vision der
Lösung, von zwei Staaten für zwei Völker,
muss Wirklichkeit werden. Ein »Fahr-
plan«, um zum Ziel zu gelangen, ist nicht
mehr ausreichend. Was wir brauchen, ist
ein Schnellzug, der uns direkt zum Ziel
führt. Das Ziel ist ein Ende der Besatzung
und ein gerechter und dauerhafter Frieden.
Grundlage hierfür sind Beschlüsse der
UNO, also zwei selbstständige lebensfähige
Staaten in den Grenzen von 1967 mit ge-
genseitiger Anerkennung. Eine internatio-
nale Friedenstruppe könnte die Sicher-
heitsbelange beider Seiten garantieren und
somit die Umsetzung des Friedensabkom-
mens positiv unterstützen. Natürlich müs-
sen die Siedlungen geräumt, gegebenen-
falls muss über einen Gebietstausch ge-
sprochen werden. Auch für die Verteilung
des Wassers muss eine Lösung gefunden

werden. Ostjerusalem wird Hauptstadt ei-
nes palästinensischen Staates, der Zugang
zu den Heiligtümern der Weltreligionen
muss sichergestellt werden. Das größte
Problem sind die palästinensischen Flücht-
linge. Hier sollten auch die arabischen
Staaten Lösungsvorschläge anbieten und
die Lebensbedingungen der dort lebenden
Menschen nicht nur erträglich machen,
sondern sie verbessern. Solidaritätsbekun-
dungen der arabischen Brüder sind nicht
mehr ausreichend. Es wird viele Palästi-
nenser geben, die in den benachbarten ara-
bischen Ländern bleiben möchten. Aber
der Zugang nach Palästina darf den Ver-
triebenen nicht verwehrt werden. Auch
über Ausgleichszahlungen muss gespro-
chen werden. Die Flüchtlingsfrage ist si-
cher der schwierigste Punkt, aber auch der
ist lösbar. Es kann schließlich nicht ange-
hen, dass, aus der zionistischen Ideologie
heraus (Rückkehrgesetz von 1950), jeder
Jude, egal aus welchem Herkunftsland, ein
Anrecht hat in Israel zu siedeln, während
dem Palästinenser, der aus seiner Heimat
vertrieben, der enteignet wurde, die Rück-
kehr verwehrt wird.

Die internationale Gemeinschaft hat
mehrheitlich zur Errichtung des Staates
Israel beigetragen, ihn unterstützt, zu mi-
litärischer Stärke und wirtschaftlichem
Erfolg verholfen. Nun ist diese Gemein-
schaft aufgefordert, Verantwortung zu
übernehmen und die Palästinenser beim
Aufbau eines eigenen Staates, der tatsäch-
lich über alle Attribute eines Staates ver-
fügt, zu unterstützen. Ohne Frieden kann
es keine Sicherheit geben. Auch nicht für
Israel. Aber dieser Frieden wird kommen.
Denn kein Palästinenser wird zur Waffe
greifen, wenn er eine Perspektive hat, in
Freiheit und Würde in einem eigenen Staat,
mit international anerkannten Grenzen,
leben zu können. Dann werden auch radi-
kale Gruppierungen keine Unterstützung
mehr finden.

Die Hoffnung stirbt zuletzt, vorsichti-
ger Optimismus ist angesagt.

Jul-Aug_08_Aktuell_1.qxd  02.07.2008  13:25  Seite 63

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 63]



DA S T H E M A

6 4 N G | F H   7 / 8 | 2 0 0 8

April 2003. Das kürzlich gegründete Nah-
ost-Quartett mit Vertretern der Europä-
ischen Union, Russland, den USA und den
Vereinten Nationen legt einen ersten, um-
fassenden Plan zur Beilegung der seit Aus-
bruch der zweiten Intifada herrschenden
Gewalt und zur Wiederaufnahme des is-
raelisch-palästinensischen Friedenspro-
zesses vor.

Die Gunst der Stunde ist spürbar. Die
EU mit ihrem dänischen Ratsvorsitzenden
hat sich aktiv an der Gestaltung der Road-
map beteiligt. Diese beinhaltet Lösungs-
ansätze für den Konflikt zwischen Israel
und Palästina. Europa drängt die USA, sich
erneut in diesen Prozess einzuschalten. Das
neue Quartett will beweisen, dass es eine
wirksame Alternative zum Alleingang der
Clinton-Administration im Hinblick auf
einen Frieden im Nahen Osten gibt, und
dass es sich nicht nur als Debattierklub ver-
steht, sondern echte Lösungen vorschlägt.

Die Zeit ist reif, um den zerstrittenen
Kriegsparteien die Roadmap vorzustellen.
Die Vertreter des Quartetts legen am 30.
April dem neu ernannten palästinensischen
Ministerpräsidenten, Mahmoud Abbas, den
Plan vor. Danach ist Israel an der Reihe. Mi-
nisterpräsident Sharon erkennt das Quar-

tett nicht an und weigert sich, die Vertreter
zu empfangen. Er ist nur bereit, den Plan
von einem amerikanischen Vertreter entge-
genzunehmen. Das Treffen zwischen Bot-
schafter Kurtzer und Premier Sharon findet
noch am selben Tag ohne Beteiligung der
anderen Quartett-Parteien statt.

Diese Episode ist charakteristisch so-
wohl für die Chancen als auch für die Er-
nüchterungen in der amerikanisch-euro-
päischen Zusammenarbeit im Nahost-
Friedensprozess während der Ära Bush.

Im Schatten des 11. September

An dieser Stelle werden nicht die Schwä-
chen der gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik (GASP) im Allgemeinen
und der Nahostpolitik der EU neu aufge-
zeigt. Sicherlich müssen einzelne Faktoren,
die Einfluss auf die Politik der EU haben, in
Betracht gezogen werden: die weiterhin
komplizierte Entscheidungsfindung, die
Einführung neuer Strukturen und die vo-
ranschreitende Erweiterung. Ebenso müs-
sen die Besonderheiten des Nahost-Frie-
densprozesses, ein relativ widersprüch-
liches und nicht konsensfähiges politisches
Umfeld, hervorgerufen durch sehr unter-
schiedlich geprägte historische Beziehun-
gen der Mitgliedsstaaten zu Israel, sowie
die anerkannte amerikanische Führungs-
rolle berücksichtigt werden.

Trotz allem ist der Nahostkonflikt ein
ständiges Thema in den Ratssitzungen und
der Außenministerkonferenz. Häufig gibt
die EU Erklärungen und Stellungnahmen

Daniel Levy

Hindernisse auf dem Weg zu einer
europäisch-amerikanischen Nahost-Initiative
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ab, sie hat einen Sonderbeauftragten, der-
zeit Botschafter Marc Otte, benannt und es
gibt ständig sowohl gemeinsame als auch
individuelle Bestrebungen, um die Situa-
tion zu beeinflussen.

Die Nahostpolitik der letzten Jahre
steht allerdings im Schatten des 11. Sep-
tembers und des Irakkrieges. Die Bericht-
erstattung der EU und der USA scheinen
zwar oft identisch, aber in der Kernfrage
über den globalen Kampf gegen den Ter-
rorismus herrscht tiefgehende Unstimmig-
keit. Ein Großteil der außenpolitischen
Elite in Europa misstraut den definierten
Zielen der Bush-Administration für die
Zeit nach dem 11. September, insbesondere
bezüglich Demokratisierung und Füh-
rungswechsel. Die traditionelle europä-
ische Position – und anfänglich auch die
amerikanische – legte ihre Schwerpunkte
auf diplomatische Konfliktlösungen, Stabi-
lisierung,die Förderung einer schrittweisen
Reform und den Aufbau einer Zivilgesell-
schaft mit Rechtsstaatlichkeit, Handel und
Öffnung. Die Interessenvereinbarungen
zwischen der EU und den arabischen Mit-
telmeer-Anrainern sowie der Barcelona-
Prozess waren bezeichnend für dieses Vor-
gehen. Zudem gibt es unterschiedliche Mei-
nungen über die politische Bedeutung des
ungelösten Konflikts für die Entwicklung
in der Region.

Insbesondere für die, George Bushs
Nahostpolitik dominierenden, neokonser-
vativen Positionen ist die Palästinensische
Frage nur eine Ablenkung und ein An-
zeichen für den ungeordneten Zustand der
arabischen Politik und Gesellschaft. Viel-
mehr existiert diese Frage für sie gar nicht.
Sie sind der Meinung, wenn sich die arabi-
sche Welt demokratisieren, ihre Regierun-
gen ablösen und sich modernisieren würde,
dann würden sie auch Israel akzeptieren.
Sie würden die Palästinenser auffordern,
dankbar zu akzeptieren, was ihnen angebo-
ten wird, damit zu leben und aufzuhören,
soviel Aufhebens um Besetzung, Siedlun-
gen und ähnliches zu machen.

Die Neokonservativen finden auch in
Europa Gehör, insbesondere nach den Bom-
benanschlägen von London und Madrid,
als die Rede vom Islam-Faschismus und
der Islam-Phobie aufkam. Die Resonanz in
politischen Kreisen hält sich allerdings in
Grenzen.

Der Graben zwischen Europa 
und den USA

Die meisten Europäer empfinden – aus mei-
ner Sicht zu Recht – die Besetzung von pa-
lästinensischen Gebieten als echten Miss-
stand, welcher die anti-westliche Stimmung
in der arabischen und islamischen Welt
schürt. Selbstverständlich hat Israel das
Recht, in Sicherheit zu leben.Allerdings bie-
tet die anhaltende Besetzung der Westbank,
Gazas und Ostjerusalems – mit allen Folgen
wie den Siedlungsgebieten, Blockaden und
der Gewalt – und die Vorstellung, dass der
Westen dies alles scheinheilig unterstützt,
Al Qaida und anderen Extremisten ein Re-
krutierungsinstrument und versetzt gemä-
ßigte Araber und westliche Verbündete in
eine unkomfortable Situation. Dies alles
führt auch zunehmend zu Konflikten in
Europa.

Diese Einschätzung wird von einem
Großteil der amerikanischen außenpoliti-
schen Elite geteilt. Allerdings hat der 43.
Präsident kein offenes Ohr für diesen
Standpunkt.

Die Bush-Administration bestreitet
den Zusammenhang zwischen dem isra-
elisch-palästinensischen Konflikt und der
allgemeinen Instabilität der Region. Zu-
dem vernachlässigt sie das Thema zuneh-
mend. Dies hat den Graben zu den Euro-
päern vertieft, die für eine Wiederaufnah-
me der Gespräche plädieren, um die israe-
lisch-palästinensische Gewalt zu entschär-
fen und den Friedensprozess wieder anzu-
kurbeln. In seinem umfassenden, gut argu-
mentierenden und unterhaltsamen neuen
Buch The Much Too Promised Land: Ame-
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rica’s Elusive Search for Arab-Israeli Peace
beschreibt Aaron Miller, ehemaliger Bera-
ter und Friedensdelegierter von sechs Au-
ßenministern, George W. Bush als »Rück-
zieher« (Disengager) an der arabisch-isra-
elischen Front. Die meisten europäischen
Politiker teilen diese Ansicht und sind da-
rüber besorgt. Selbst der ehemalige briti-
sche Ministerpräsident, Tony Blair, drängte
den Präsidenten in seiner Rede beim World
Affairs Council in Los Angeles, im Zusam-
menhang mit dem Irakeinsatz, aktiv in den
israelisch-palästinensischen Konflikt ein-
zugreifen: »Fortschritte wird es nur dann
geben, wenn wir unseren Fokus, Anstren-
gungen und Einsatz radikal ändern, insbe-
sondere gegenüber den Palästinensern. Da-
zu ist eine aktive, amerikanische Führungs-
rolle ausschlaggebend. Nichts ist wichtiger
für den Erfolg unserer Außenpolitik.« 

Vor diesem Hintergrund versuchten
Europäer und Amerikaner bis Ende 2007
im Nahost-Friedensprozess, oder was da-
von noch übrig war, zu kooperieren.

Die bereits erwähnte Roadmap, anfäng-
lich totgesagt und kürzlich wiederbelebt, ist
eines der unrühmlichen Beispiele, wie
Amerikaner und Europäer in den vergan-
genen Jahren aneinander vorbeigeredet ha-
ben. Ohne zu hart zu sein, kann man sagen,
die Europäer haben stets in der Auseinan-
dersetzung verloren, sich dann zögernd der
amerikanischen Führung unterworfen und
die Verantwortung für immer kostspieli-
gere Misserfolge mitgetragen.

Europas Einwände
bleiben ungehört

Die Gründung des Quartetts war ein viel
versprechender und verheißungsvoller
Neubeginn. Dies brachte Europa und ande-
re internationale Partner mit den USA in
Fragen der Nahostpolitik an einen Tisch
und ermöglichte weitergehende Koordinie-
rung. Zu oft allerdings war das Gespräch
am runden Tisch bereits der Anfang vom

Ende. Mit seinem Beitritt zum Quartett
verlor Europa an Kreativität und Durch-
setzungsfähigkeit. Europa muss sich recht-
zeitig überlegen, wie das Potenzial des
Quartetts nach dem Regierungswechsel in
Washington im nächsten Jahr eingesetzt
werden soll.

Im Frühjahr 2004 stellte der damalige
israelische Ministerpräsident,Ariel Sharon,
seinen Plan für einen einseitigen Abzug aus
dem Gazastreifen vor. Die europäischen Po-
litiker erkannten neue Erfolgschancen für
einen umfassenden Friedensprozess. Unter
Führung des irischen Ratspräsidenten legte
die EU fünf Bedingungen für die Unter-
stützung der Entflechtung vor: Die Road-
map muss die Grundlage sein; ein Schritt in
Richtung Zweistaatenlösung muss getan
werden; eine Verlagerung von neuen Sied-
lungen in die Westbank muss ausgeschlos-
sen werden; es soll eine organisierte und
vereinbarte Übergabe der Verantwortung
an die Palästinensische Administration er-
folgen; Israel muss die Möglichkeit des Wie-
deraufbaus im Gazastreifen gegeben wer-
den. Geschehen ist allerdings nichts.

Die Amerikaner haben Sharons Plan
mit wenigen Auflagen befürwortet. In ei-
nem Unterstützungsschreiben haben sie
ihm die Lösung für strittige Punkte zugesi-
chert. Dies brachte die aktuelle Verhand-
lungsrunde in Bedrängnis. Schlussendlich
unterstützte Europa den einseitigen Abzug
trotz Kritik und half bei dessen Umsetzung
einschließlich der Stationierung von Be-
obachtungstruppen an der Grenze bei Ra-
fah. 2005, nach der Ablösung Arafats durch
Abbas, wurde der Plan wie ursprünglich
vorgesehen einseitig weiterverfolgt. Keiner
der europäischen Einwände wurde berück-
sichtigt und die erwarteten negativen Fol-
gen traten ein. Die europäische Version für
einen israelischen Rückzug setzte sich
nicht durch; trotzdem stellte Europa keine
weiteren Bedingungen für die Unterstüt-
zung beim einseitigen Abzug.

Es dauerte über zweieinhalb Jahre
nach Abbas’ Wahl zum Präsidenten der
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Palästinensischen Autonomiebehörde, bis
die Amerikaner den Friedensprozess wie-
der aufnahmen. Zwar hatte die EU diesen
beständig gefördert, aber die Umstände
hatten sich zu diesem Zeitpunkt bereits
wesentlich verändert.

Der Sieg der Hamas

Im Januar 2006 gewann die der Hamas na-
he stehende Liste Change and Reform die
palästinensischen Parlamentswahlen mit
einem kleinen Vorsprung (44 % gegenüber
42 % für die Fatah). Für die Sitzverteilung
im PLC (Palestinian Legislative Council)
war dies jedoch ein massiver Umbruch
(verursacht einerseits durch ein Wahlsys-
tem, das auf einer Kombination von Ver-
hältnis- und relativer Mehrheit basiert, an-
dererseits auf der klaren organisatorischen
Struktur der Liste im Gegensatz zu den
chaotischen internen Kämpfen innerhalb
der Fatah). Die Wahlen wurden von inter-
nationalen Beobachtern und der EU-Mis-
sion als frei und fair bewertet.

Ermutigt durch eine angeschlagene
Fatah-Führung, strebten Israel und die USA
einen internationalen Boykott der neuen
Hamas-Regierung an. Europa folgte dem
Anliegen. Es wäre sicherlich angebrachter
gewesen, die neue Hamas-Regierung auf-
zufordern, ihre Beteiligung, Unterstützung
und Tolerierung von Gewalt gegenüber
israelischen Zivilisten einzustellen. Aber
die Voraussetzungen, dies zu akzeptieren,
sprachen für die Hamas gegen eine An-
erkennung Israels und bestehender PLO-
Israel-Abkommen. Nirgends war auch die
Rede von Rechtsordnung, Demokratie,
Menschenrechten oder Zusicherung von
zukünftigen Wahlen. Im Gegenteil ent-
sprangen die internationalen Forderungen
gegenüber der Hamas ausschließlich aus
den Beziehungen zu Israel. Die EU bildete
da keine Ausnahme. Zwar war es auf EU-
Seite gerechtfertigt, finanzielle Leistungen
an eine von ihr als terroristisch klassi-

fizierte Organisation einzustellen, nicht
aber die Bemühungen, alle Zuflüsse an
Finanzhilfen von Außen zu kappen.

Von Mekka nach Annapolis

Manche Mitgliedsstaaten wollten auspro-
bieren, welchen Effekt die Regierungsver-
antwortung auf Hamas haben würde,wäh-
rend andere versuchten, Kommunikations-
kanäle aufzubauen. Die offizielle Haltung
war jedoch identisch mit derjenigen der
USA. Im Vorfeld zum Mekka-Abkommen
Anfang 2007, das der Bildung einer Ein-
heitsregierung zwischen Abbas’ Fatah und
der Hamas diente, wichen die amerikani-
schen und die europäischen Standpunkte
erneut voneinander ab. Führende europä-
ische Stimmen befürworteten den inter-
nen palästinensischen Dialog und vertra-
ten die Meinung, dass die Schaffung einer
Basis für eine Annäherung die zuvor auf-
erlegte Isolation beenden könnte. Diese
Ziele des Mekka-Abkommens stießen je-
doch auf geteilte Meinungen innerhalb der
EU, wobei diese sich der USA widersetzte
und es keine Änderung ihrer Politik gab.
All dies beschleunigte möglicherweise den
Zusammenbruch des Einigungsversuchs
und führte zu den Zusammenstößen in
Gaza und später zur Bildung von zwei
konkurrierenden Autoritäten in der West-
bank und im Gazastreifen.

Europa unterstützte die Wiederaufnah-
me des Friedensprozesses durch die USA
auf der Annapolis-Konferenz im Novem-
ber 2007 vehement. Zu später Stunde über-
zeugte Außenministerin Rice die Regierung,
dass die angeschlagene palästinensische Si-
tuation die ganze Region bedrohe und dass
die Angelegenheit mit Dringlichkeit und
Nachdruck bearbeitet werden müsse.

Die wegweisende Konferenz führte zu
anhaltenden israelisch-palästinensischen
Verhandlungen über die seit sieben Jahren
vernachlässigten Kernfragen und erneuten
Bestrebungen, die Situation in den Ge-
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bieten auf Basis der Roadmap zu verbes-
sern. Europa spielte dabei vor allem als
Geldgeber und Förderer für die Entwick-
lung der Ökonomie und öffentlicher Bau-
ten eine Rolle. Im Dezember 2007 fand in
Paris eine Geberkonferenz statt, gefolgt von
einem im Mai 2008 in London einberufe-
nen Forum und einer weiteren Zusammen-
kunft in Berlin im Juni 2008.

Warten auf die neue US-Regierung

Doch die Anstrengungen brachten bisher
nur dürftige Ergebnisse hervor. Die Gewalt
geht weiter, Verhandlungen sind ergebnis-
los, Blockaden und Siedlungsbau schreiten
sehr schnell voran und Gaza bleibt weiter-
hin von der Welt abgeschnitten. Dies hat
verheerende soziale und wirtschaftliche
Konsequenzen für die Bevölkerung. Alle
Bemühungen laufen auf eine Verschlim-
merung statt einer Verringerung der paläs-
tinensischen Zersplitterung und auf den
Ausschluss der Hamas hinaus. Dieser An-
satz ist jedoch eher kontraproduktiv als
Erfolg versprechend. Was kann in dieser
Hinsicht in Zukunft verbessert werden?

Europa muss sich selbst zunächst fra-
gen, ob der ungelöste israelisch-palästi-
nensische Konflikt Priorität hat. Es gibt
gute Argumente für diese Annahme. Der
Konflikt ist auch ein Mobilisierungswerk-
zeug für die Extremisten in der Region.
Darüber hinaus verunsichert und unter-
gräbt er moderate und pragmatische Kräf-
te und schwächt die Möglichkeiten des
Westens zur Bildung starker Allianzen.

Sobald entschieden wird, »ob« etwas
geschehen muss, lautet die nächste Frage,
»wie« dies im Hinblick auf die Vorgehens-
weise und die politische Linie anzupacken
ist.

Das Quartett ist nur sinnvoll, wenn es
sowohl in der Planung als auch in der Um-
setzung von politischen Strategien effizi-
enter wird. Es lohnt sich, dem Quartett
neues Leben einzuhauchen. Die USA könn-

ten wie die anderen drei Mitgliedsstaaten
einen Gesandten ernennen. Die Partner
könnten die Aktivitäten gemeinsam vor
Ort leichter koordinieren.Wenn solche An-
strengungen aber keine Resultate zeigen,
sollte das Quartett aufgelöst werden. Besser
eine starke bilaterale europäisch-amerika-
nische politische Diskussion mit Meinungs-
differenzen und ausgesprochener Uneinig-
keit als ein permanenter Debattierklub, der
den unabhängigen europäischen Hand-
lungsspielraum neutralisiert.

Die nächste US-Regierung wird versu-
chen, die Situation im Irak und in Afgha-
nistan zu stabilisieren und bei Bedarf euro-
päische Unterstützung anzufragen. Sollte
Europa mitmachen, könnte dies zu einer
Hebelwirkung für eine Agenda für den
gesamten Mittleren Osten und zu einer
vorgezogenen Lösung für den israelisch-
palästinensischen Konflikt führen.

Um die Erfolgschancen zu steigern,
sollte Europa auf einem umfassenden An-
satz bestehen. Sich auf einen Gegner einzu-
lassen, bedeutet weder Zustimmung noch
Beschwichtigungspolitik, sondern ist der
Kern strenger, lösungsorientierter Diplo-
matie. Dies ist auch für den Friedenspro-
zess im Nahen Osten unerlässlich. Auf pa-
lästinensischer Seite heißt das direkt oder
indirekt den Puls der Hamas zu fühlen und
den innerpalästinensischen Dialog und die
Aussöhnung anzustreben. Norwegen und
die Schweiz pflegen einen offenen und
fortlaufenden Dialog mit der Hamas. Die
EU und ihre Mitgliedsstaaten sollten
gleichziehen und Israel und Amerika Ver-
mittlerdienste anbieten. Sich nur auf die
ägyptische Vermittlung mit der Hamas zu
stützen ist problematisch, auch für Ägypten
selbst. Niemand profitiert von dieser Iso-
lation.Wir verstehen die Hamas immer we-
niger und sind deshalb in einer schlechten
Ausgangslage, ihre Entscheidungen zu be-
einflussen und sie ihrerseits haben wenig
Verständnis für unseren Standpunkt.

Die palästinensische Bevölkerung über-
trug die Verantwortung durch die Wahl an
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Mehr Sicherheit in palästinensichen Städten bedeutet mehr Sicherheit für Israel.
Der deutsche Außenminister in der Region Westbank/Bethlehem.

Grenzen, Jerusalem, Wasser, Flüchtlinge.
Das stimmt, und natürlich sind das nütz-
liche Grundlagen für die jetzigen Gesprä-
che. Einen Text oder ein Abkommen, auf
das sich beide Seiten zur Beilegung des
Konflikts hätten einigen können, gibt es
bisher aber eben nicht. Die Genfer Initia-
tive war wichtig, aber sie war getragen von
einzelnen zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren, nicht von den Regierungen.

NG/FH: Das Nahost-Quartett hat sich als
wenig wirkungsvoll beim Voranbringen
des Friedenprozesses im Nahen Osten
erwiesen. Ist es überholt? Was sollte ge-
gebenenfalls an seine Stelle treten? Kann
und muss die Bundesrepublik innerhalb
und außerhalb des Rahmens der Euro-
päischen Union eine größere Rolle spie-
len?

Steinmeier: Das Nahost-Quartett ist ganz
und gar nicht überholt! Es ist und bleibt
das entscheidende Gremium, um die in-
ternationalen Bemühungen für Frieden
im Nahen Osten zu bündeln und auf-
einander abzustimmen. Ein Wirrwarr aus
Einzelaktionen ist das letzte was wir brau-
chen. Daher haben wir uns ja auch so sehr
dafür eingesetzt, das Quartett aus seinem
Dornröschenschlaf zu befreien und wie-
der zu einem funktionierenden Format zu
machen. Das ist gelungen und wir haben
über das Quartett auch Amerika wieder zu
mehr Engagement im Nahen Osten be-
wegen können. Ohne diese Vorarbeit wäre
Annapolis nicht denkbar gewesen!

Und noch einmal: Deutschland und die
EU können weder den Gesprächswillen der
Konfliktparteien ersetzen, noch die Ver-
mittler-Rolle der Vereinigten Staaten ein-
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nehmen. Das ist etwas, worin sich selbst
Israelis und Palästinenser einig sind! Un-
sere Aufgabe ist es, die Parteien nach Kräf-
ten zu unterstützen. Politisch, indem wir
Fortschritte anmahnen und vor einseitigen
Schritten warnen, die die Gespräche ge-
fährden könnten. Aber auch durch ganz
konkrete Hilfe – beispielsweise bei der För-
derung der palästinensischen Wirtschaft
oder dem Aufbau staatlicher Strukturen.

NG/FH: Es entspricht den Traditionen so-
zialdemokratischer Friedenspolitik, auch
entschiedene Gegner in Friedensgespräche
einzubeziehen, wenn dies Erfolg in der
Sache verspricht. Ist es sinnvoll, diesen
Grundsatz im Nahen Osten auch auf die
Hamas zu beziehen, die wegen ihrer Über-
macht im Gazastreifen einen der Schlüssel
zur Lösung des Problems in der Hand hält?

Steinmeier: Ich bin der festen Überzeu-
gung, dass man jede Chance nutzen muss,
die es auf Einbindung auch schwieriger
Akteure in eine Konfliktlösung gibt. Das
ist in der Tat etwas, das sozialdemokrati-
sche Außenpolitik in der Tradition Willy
Brandts auszeichnet. Und genau aus dieser
Überzeugung heraus trete ich so entschie-
den dafür ein, immer wieder Anknüpfungs-
punkte mit Syrien zu suchen oder auf einer
diplomatischen Lösung des Atomkonflikts
mit dem Iran zu beharren.

Und natürlich ist es auch im Fall der
Hamas erlaubt, die Frage zu stellen, ob es
Möglichkeiten gibt, diese Organisation zu
einer Änderung ihres Verhaltens zu bewe-
gen. Der Unterschied ist aber: Während
Damaskus immer wieder betont, dass es zu
einem Friedensschluss mit Israel bereit ist –
sofern die eigenen Interessen gewahrt wer-
den – ist die Hamas derzeit nicht einmal
bereit, die Existenz Israels anzuerkennen.

Gespräche um der Gespräche willen
nutzen niemandem. Und wir sollten den
ohnehin kleinen Spielraum für Gespräche
zwischen Israel und den Palästinensern
nicht künstlich weiter einengen. Präsident

Abbas hat klare Erwartungen an innerpa-
lästinensische Gespräche mit der Hamas
geknüpft, und ich glaube, das sollten wir
respektieren! 

NG/FH: Welchen Beitrag zum Friedens-
prozess im Nahen Osten hat die Konferenz
Ende Juni in Berlin geleistet?

Steinmeier: Hinter uns liegen Monate sehr
intensiver Vorbereitung mit Premiermi-
nister Fayyad und seiner Regierung. In
zahlreichen Konsultationen haben wir bei
unseren internationalen Partnern um Un-
terstützung für unseren Ansatz und für
konkrete Beiträge geworben. Die letzten
Abstimmungsgespräche habe ich selbst
Anfang Juni in Israel und den Palästinen-
sischen Gebieten geführt.

Wir haben mit der Berliner Konferenz
zum Aufbau einer demokratischen Polizei
und Justiz in Palästina beigetragen. Dazu
gehört eine Verstärkung des bestehenden
europäischen Engagements, die Vergröße-
rung der bereits im Westjordanland täti-
gen Polizeiberatermission der EU und ih-
rer Ausweitung auf den Justizsektor. Wir
haben ein konkretes Maßnahmenpaket
für Polizei und Justiz in Palästina ge-
schnürt und die nötige Finanzierung be-
reit gestellt.

Allen ist klar: Sicherheit ist ein Schlüs-
selfaktor für Fortschritte im Friedens-
prozess.Der künftige palästinensische Staat
braucht eine effiziente Polizei und eine
Justiz, die rechtsstaatlichen Kriterien ver-
pflichtet ist. Und wir können es uns nicht
leisten, auf einen Friedensvertrag zu war-
ten, bevor wir diese Institutionen schaffen.
Die Menschen in den Palästinensischen
Gebieten brauchen jetzt Sicherheit auf den
Straßen. Und am Ende bedeuten mehr Si-
cherheit in den palästinensischen Städten
und verlässliche palästinensische Sicher-
heitskräfte auch mehr Sicherheit für Israel.
Auf diesem Weg hat uns die Berliner Kon-
ferenz einen Schritt vorangebracht.

(Die Fragen stellte Thomas Meyer.)
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Wir Deutsche haben eine Verantwortung
für den Staat Israel, weil dort Juden leben
und weil für alle Juden, wo immer sie le-
ben, die Existenz dieses Staates von un-
schätzbarer Bedeutung und im Ernstfall le-
bensnotwendig ist. Diese Überzeugung ist
für das Selbstverständnis der Bundesre-
publik Deutschland unaufgebbar.

Aber uns muss auch als Europäer be-
wusster werden, wie sehr die Sicherheit des
jüdischen Staates Israel unsere eigene Si-
cherheit prägt. Ob die EU ein Raum des
Friedens bleibt, wird zunehmend davon
abhängen, ob die Konflikte, die sich im öst-
lichen Mittelmeer und im Nahen und
Mittleren Osten ereignen, eingehegt wer-
den können. Auch deshalb wird in Israel
erkannt, wie wichtig es ist, die Beziehungen
zwischen der EU und dem eigenen Land
auszubauen. Die Achse der Weltpolitik
wird sich nach Asien verschieben. Peking
blickt anders auf den Nahen Osten als die
USA oder die EU. Umso dringlicher muss
Israel daran arbeiten, den Konflikt mit Pa-
lästina zu entschärfen.

Israel braucht künftig drei Säulen, auf
denen es seine Sicherheit aufbauen kann:
die eigene Kraft, die Garantien der USA
und der EU, darüber hinaus auch die feste
Zusage weiterer großer Mächte wie Russ-
land, bekräftigt durch die Vereinten Natio-
nen.

Als Modell des inneren Zusammen-
lebens ist die EU mit ihrer kulturellen Viel-
falt Israel nahe. In dieses kleine Land sind

aus 100 Ländern Menschen eingewandert,
ein Mosaik unterschiedlicher Lebensent-
würfe, gesellschaftlicher Erfahrungen und
kultureller Sichtweisen. Ebenso sind auch
die Mitgliedsstaaten der EU im Innern
zum Zerreißen gespannt.

Wir sind nationalstaatlich und transna-
tional, religiös und säkular. Wir brauchen
Zuwanderung und suchen sie zu kanalisie-
ren. Wir nehmen uns vor, den Islam zu eu-
ropäisieren. Wir wollen die muslimischen
Moderaten für die Aufklärung gewinnen.

Die Grundlage der Beziehungen zwi-
schen der EU und Israel ist das Assozia-
tionsabkommen. Israel hat signalisiert, es
wolle eine »tiefe Integration« in den Bin-
nenmarkt,einen Qualitätssprung in den Be-
ziehungen zu EU-Institutionen. So sollten
wir einen Plan bis Ende 2008 erarbeiten,
wie und in welchen konkreten Schritten
diese Beziehungen vertieft werden können.

60 Jahre lang hat Israel überzeugend
gezeigt, immer neu dazu lernen zu können.
Der Erfolg war gegründet auf der unver-
rückbaren Basis der eigenen Stärke. Israel
ist ein Solitär der Demokratie, militärisch
stark, wirtschaftlich erfolgreich, wissen-
schaftlich exzellent und kulturell hin-
reißend.

In Zeiten wachsender Ungewissheit
braucht Israel verlässliche regionale Part-
ner. Daraus kann Zutrauen erwachsen.

Die EU kann für eine Partnerschaft der
gemeinsamen Sicherheit ihre Instrumente
anbieten und sie hat bereits behutsam da-
mit begonnen. Und: Wenn es unsere Staats-
räson erfordert, wird Deutschland in der
EU sich dafür einsetzen, neue Instrumente
zu erfinden. Israel und die EU verfügen
über gemeinsame Interessen und gemein-
same Grundwerte.

Mare nostrum wurde früher das Mittel-
meer genannt. Vielleicht gelingt uns allen,
dass von dieser Region Frieden ausgeht.

Gert Weisskirchen

Israel und Europa

Gert Weisskirchen

(*1944) MdB, ist seit 1999 außenpolitischer
Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion

und seit 2005 persönlicher Beauftragter
des OSZE-Vorsitzenden zur

Bekämpfung des Antisemitismus.

gert.weisskirchen@bundestag.de
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Der Staat Israel ist in seiner heutigen Form
als jüdischer Staat Ausdruck des staatsbil-
denden Zionismus, der als Weltanschau-
ung und Praxis gegenüber dem Kultur-
zionismus obsiegte. Die Weltanschauung
des staatsbildenden, politischen Zionismus
hat zwei miteinander verflochtene, aber
nicht aufeinander reduzierbare Wurzeln:

– den europäischen Antisemitismus,
der sich zur Entstehungszeit des Zionis-
mus im westlichen Europa in Form gesell-
schaftlicher Diskriminierung, im russi-
schen Reich hingegen in Form von wie-
derkehrenden Segregationen und Pogro-
men äußerte,

– und den, vor allem in Deutschland,
etwa von Herder und Fichte entworfenen,
romantischen Nationalismus, der in der
Nation vor allem eine kulturelle Herkunfts-
gemeinschaft sah.

Demgegenüber sah das Staatsdenken
der Aufklärung, vor allem des republikani-
schen Frankreich und der revolutionären
USA in der Nation eine auf Zukunft set-
zende Bürger- und Rechtsgemeinschaft
jenseits der ethnischen Herkunft ihrer
Bürger.

Wider die Mythen

Ursprungsmythen hatten nicht nur in den
Anfängen des Zionismus eine wesentliche
Bedeutung. Mythische Überzeugungen
spielen bei der Betrachtung des Staates
Israel auch heute noch eine erhebliche
Rolle. So ist entgegen solchen Überzeu-

gungen der Staat Israel nach dem, aber
nicht wegen des Holocaust entstanden.So-
gar wenn Juden bereits in den 20er und
frühen 30er Jahren, was siedlungsgeogra-
fisch und ökonomisch kaum überwind-
bare Schwierigkeiten aufgeworfen hätte,
ins britische Mandat Palästina eingewan-
dert wären, hätte das den Massenmord an
den Juden nicht verhindern können. Dass
der Jischuw (die jüdische Bevölkerung in
Palästina, Anm. der Red.) in Palästina den
Zweiten Weltkrieg überstand, ist alleine
dem Umstand zu verdanken, dass General
Montgomery das deutsche Afrikakorps
unter Feldmarschall Rommel 1942 bei El
Alamein zum Stehen brachte. Der Staat
Israel ist also weder die Folge des Holo-
caust noch hätte er ihn verhindern kön-
nen.

Gleichwohl wurde nach dem Zweiten
Weltkrieg der Staat Israel durch den Tei-
lungsplan vom November 1947 von den
UN völkerrechtlich legitim ins Leben ge-
rufen,um am Vorabend des Kalten Krieges
einen absehbaren internationalen Krisen-
herd zu entschärfen bzw. die geostrate-
gischen Karten neu zu mischen. Der oh-
ne die Sowjetunion Stalins und ihrer Sa-

Micha Brumlik

Israel und die Diaspora im Übergang
zur postnationalen Welt

Die Existenz des Staates Israel begründet sich aus nationalstaatlichen Ideen des
19. Jahrhunderts ebenso wie aus der jüdischen Theologie. Dies führt zu einem ge-
brochenen Verhältnis zwischen den Juden innerhalb Israels und jenen in der
Diaspora. Eine Überbrückung dieser Spannung bedarf einer modernen poli-
tischen Theologie des Judentums.

Micha Brumlik

(*1947) ist Professor für Theorien der Bildung
und Erziehung an der Universität Frankfurt/
Main und war von 2000-2005 Direktor des
Fritz Bauer Instituts - Studien- und Dokumen-
tationszentrum zur Geschichte des Holocaust
und seiner Wirkung. Zuletzt erschien. Kritik des
Zionismus. Europäische Verlagsanstalt, 2006.
MBrumlik@aol.com
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telliten nicht zustande gekommene Tei-
lungsplan diente somit nicht zuletzt dem
Zweck, den sowjetischen Einfluss in der
Region gegen das niedergehende britische
Empire dauerhaft zu etablieren. Schließ-
lich war der Unabhängigkeitskrieg des
Jahres 1948 entgegen einem weiteren My-
thos nicht der Kampf eines Davids gegen
fünf Goliathe, sondern ein Krieg, in dem
sich die weitaus besser ausgebildete und
motivierte, bald mit tschechischen Waffen
ausgerüstete israelische Armee gegen ara-
bische Armeen behauptete, denen es – mit
Ausnahme der transjordanischen,von Bri-
ten geführten »Arabischen Legion« – an
jeder militärischen Professionalität fehlte.
Gegen diese »Arabische Legion« führte
Israel zunächst einen wenn auch blutigen
Scheinkrieg.Tatsächlich ging es gemäß der
hinter den Kulissen geführten diplomati-
schen Verhandlungen zwischen Israel und
Transjordanien um die Aufteilung des auf-
gegebenen britischen Mandatsgebiets.

Der völkerrechtlich illegale, nach dem
im Herbst 1947 ausgebrochenen Bürger-
krieg jedoch verständliche Angriff von
fünf arabischen Staaten bot Israel end-
lich die Chance, ein zusammenhängendes
Staatsgebiet zu erobern, siebenhundert-
tausend Palästinenser meist gezielt zur
Flucht zu bewegen oder zu vertreiben, sich
ihres Eigentums an Böden, ihrer Ernte so-
wie anderer Habe zu bemächtigen, Flucht
und Vertreibung endlich durch ein Rück-
kehrverbot zu besiegeln und das neuge-
wonnene Eigentum an Böden und Woh-
nungen jüdischen Neueinwanderern zu-
zuweisen.

Staatsbegründung zwischen
Theologie und Nationalismus

Unabhängig davon erschien die Staats-
gründung den Juden in der Diaspora, die
sechs Millionen Tote zu betrauern hatten
und einer seelischen Kompensation für je-
ne unfassbaren Verluste und Traumata be-

durften, als ein Wunder, so dass die Ent-
stehung Israels oft nach Maßgabe eines
theologischen Deutungsmusters verstan-
den wurde: Tod und Auferstehung! Damit
ist zugleich die Frage nach der Möglichkeit
und Legitimität einer Geschichtstheologie
gestellt, in der ein allmächtiger Gott zwar
für Wohltaten, nicht aber für das diesen
Wohltaten vorhergehende Leiden zustän-
dig ist.

Auch noch heute, 60 Jahre nach seiner
Gründung stellt Israel für die überwiegen-
de Mehrzahl religiös immer schwächer ge-
bildeter Juden in der Diaspora ein starkes,
identitätsbildendes Element dar, das umso
stärker wirkt, je geringer ihre Bereitschaft
ist, selbst dort zu leben. Nationales Emp-
finden wirkt so als Ersatzreligion. Und
wirklich: Das im Tenach (also der Hebrä-
ischen Bibel,dem neben dem Talmud wich-
tigsten Schriftwerk des Judentums, d. Red.)
verheißene »Land Israel«, »Erez Israel« ist
für den jüdischen Glauben von unver-
zichtbarer Bedeutung.

Daher gilt: Die reformjüdische Lösung
des 19. Jahrhunderts, die Bitte um die
Rückkehr Gottes und Israels nach Zion
aus den Gebetsbüchern zu streichen, wird
dem historisch gewachsenen rabbinischen
Judentum nicht gerecht.

Umgekehrt gilt: Schon die Rabbanim,
die Weisen des Talmud, diskutierten heftig
über das Verhältnis von Land Israel und
Erfüllung der Mitzvoth (der religiösen
Weisungen) und waren sich uneinig darü-
ber, ob Mitzvoth nur im Lande Israel rich-
tig erfüllt werden könne oder ob die Rück-
kehr Gottes und seines Volkes nach Zion
nicht Ausdruck endzeitlicher, nicht mehr
der historischen Zeit zugehöriger Erlö-
sung sein werde.

Auf jeden Fall: Da weder die Autoren
des Tenach noch die Weisen des Talmud
einen Begriff vom modernen National-
staat hatten, verbietet sich jeder Versuch,
die Geschichte des Zionismus und der
Entstehung des Staates Israel in theologi-
schen Kategorien zu fassen oder gar als
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Ereignis einer Heilsgeschichte zu sehen.
Diese Perspektive gehört dem 19. Jahrhun-
dert an und ist nicht mehr zeitgemäß. Der
Zionismus war ein Nationalismus und ge-
hört damit dem zu Ende gehenden Zeit-
alter nationalstaatlicher Organisation von
Gesellschaften an.

In der heute entstehenden Weltge-
sellschaft erweisen sich alle Nationalstaa-
ten, von denen beinahe täglich neue – wie
etwa der kosovarische Staat – gegründet
werden, tatsächlich als ihrer früheren Kern-
aufgaben zugunsten transnationaler Orga-
nisationen wie der EU entkleidete Gebilde,
die keinem anderen Zweck dienen, als
die politisch gewiss höchst bedeutsamen
symbolischen Bedürfnisse ihrer Bürger
nach Zugehörigkeit und Identität zu be-
dienen.

Israel und die Diaspora:
Ein gebrochenes Verhältnis

Im Übrigen sind Leib und Leben von Ju-
den heutzutage nirgends so gefährdet wie
in Israel und den besetzten Gebieten. Dem
zum Trotz besteht die nach wie vor viel ge-
hörte, kaum je der Sache nach begründe-
te Meinung, dass nur der Staat Israel den
Juden der Diaspora ein Leben in Würde
garantieren könne. Dem korrespondiert
umgekehrt der auffällige Umstand, dass
etwa 30 % der israelisch-jüdischen Staats-
bürger inzwischen den Pass eines weiteren
Landes besitzen und dem Vernehmen
nach die Schlangen vor den Konsulaten
von EU-Ländern nicht eben kürzer wer-
den.

Die Juden Israels und die Juden dias-
porischer Gemeinschaften in der transna-
tionalen Welt stehen somit zueinander in
einem eigentümlich gebrochenen Verhält-
nis. Schließlich gilt einerseits – aus theolo-
gischen Gründen – nach wie vor: »Ganz
Israel bürgt einer für den andern« (Baby-
lonischer Talmud, Traktat Schebuoth 39a).
Das bedeutet, dass alle Glieder des von

Gott zu seinem Dienst und damit dem
Dienst an allen Menschen und Völkern der
Welt berufenen Volkes eine Verantwor-
tungsgemeinschaft bilden und vor Gott
füreinander einzustehen haben. »Suchet
der Stadt Bestes«, »Wa dirschu et schalom
ha ir«, so gibt der Diasporaprophet Jere-
mia (29,7) Gottes Weisung wieder.

Andererseits ist in der immer noch an-
haltenden Epoche der Moderne ernst zu
nehmen, dass sich ein Teil dieses Volkes
die politische Form einer souveränen
Staatsnation gegeben hat und damit für
sich und seine Existenzweise politisch
selbst und letztverantwortlich ist und
bleibt. Weder kann der Staat Israel in be-
sonderer Weise die Verantwortung für das
Leben von Diasporajuden übernehmen,
noch haben jene eine besondere morali-
sche oder politische Verpflichtung, die
Politik des demokratischen Souveräns in
Israel besonders zu verteidigen oder zu
kritisieren. Das hat niemand präziser aus-
gedrückt als der israelische nation builder
David Ben-Gurion, als er im Jahre 1949
vor allem in Bezug auf die jüdische Ge-
meinschaft in den USA folgendes zu Pro-
tokoll gab:

»Kein Jude der Diaspora, sei er Zionist
oder nicht, kann der Regierung Israels ange-
hören. Der Staat ist souverän, und sein Re-
gime, seine Verfassung und seine Regierung
werden einzig durch den Willen seiner Bür-
ger bestimmt... Andererseits repräsentiert
der Staat Israel weder die jüdische Bevöl-
kerung in der Welt noch ist die israelische
Regierung berechtigt, im Namen des Welt-
judentums zu sprechen... Ein Jude, der im
Staat Israel lebt, besitzt kein höheres Recht,
sich mit jüdischen Angelegenheiten zu be-
fassen, als jeder Jude aus anderen Teilen der
Welt.«

Ohne eine noch zu entfaltende, moder-
ne politische Theologie des Judentums
wird sich diese Asymmetrie zwischen theo-
logisch gebotenem Zusammenhalt und po-
litisch begründeter Abstinenz nicht über-
brücken lassen.
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Der 1913 von europäischen nationalen
Verbänden gegründete Internationale Ge-
werkschaftsbund (IGB) hatte zwar den
Ersten Weltkrieg überlebt, löste sich aber
nach dem Zweiten Weltkrieg 1945 auf. Da-
nach war das Bild der internationalen Ge-
werkschaftspolitik durch eine Vielzahl ver-
schiedener Organisationen geprägt. Neben
dem Weltgewerkschaftsbund (WGB) mit
starkem Einfluss der sowjetischen Ge-
werkschaften und dem 1949 in London ge-
gründeten Internationalen Bund Freier Ge-
werkschaften (IBFG) – mit starker Beto-
nung auf »frei« – existierte etwas abseits
der ideologischen Schlachtfelder seit 1920
auch eine Internationale Christliche Ge-
werkschaftsbewegung, die 1968 in die
Gründung des Weltverbandes der Arbeit
(WVA) mündete. Darüber hinaus wurde
1973 der Europäische Gewerkschaftsbund
(EGB) gegründet, der stets seine Eigen-
ständigkeit betonte und sich geografisch
an der Europäischen Gemeinschaft/Union
– unter Einschluss von Anwärtern auf eine

künftige Mitgliedschaft in der EU – aus-
richtete, so dass Gewerkschaften aus ver-
schiedenen Lagern im EGB zusammenge-
führt wurden.

Mit dem Zusammenbruch der Sowjet-
union verschwand der WGB als politischer
Wettbewerber in der historischen Versen-
kung. Damit endeten zugleich die fort-
laufenden ideologischen Auseinanderset-
zungen mit den staatlich gelenkten Ge-
werkschaften und machten den Weg frei zu
einer weitgehend geeinten Gewerkschafts-
bewegung in allen Teilen der Welt.

Neue Bündnisse

Auf seinem 18.Weltkongress im Dezember
2004 im japanischen Miyazaki beschloss
der IBFG, der mit 236 Mitgliedsorganisa-
tionen in 154 Ländern und einem Gesamt-
mitgliederstand von 156 Millionen die bis
heute größte Sozialorganisation der Welt
bildet, denn auch einstimmig die Gründung
eines neuen internationalen Gewerkschafts-
bundes gemeinsam mit dem 20 Millionen
Mitglieder zählenden WVA, der nach der
Wende zwar weiterhin auf seine Unab-
hängigkeit bedacht war, aber zunehmend
Allianzen und Kooperationsformen mit
dem IBFG einging. Nicht zuletzt die Zu-
sammenarbeit der Mitglieder im EGB aus
beiden Organisationen schuf die notwen-

Jürgen Eckl

Internationale Gewerkschaftspolitik
und soziale Globalisierung

Über Jahrzehnte prägte eine Vielzahl von Organisationen die internationale
Gewerkschaftsbewegung. Mit dem Zusammenschluss der größten Organisationen
2004 wurde der Grundstein für eine soziale Dimension der Globalisierung ge-
legt. Auch wenn erste Erfolge sichtbar sind, ist die Aufgabe der Integration nicht
abgeschlossen.

Jürgen Eckl

(*1943), Sozialwissenschaftler, war von 1986
bis 2008 Referatsleiter für inter-

nationale Gewerkschaftspolitik beim
Bundesvorstand des DGB und arbeitete

von 1988 bis 1993 als Gewerkschafts-
koordinator der Friedrich-Ebert-Stiftung

für Lateinamerika.
juergen.eckl@dgb.de
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dige Vertrauensbasis für den Zusammen-
schluss. Für Mitglieder ohne nationale Kon-
kurrenten wie den Deutschen Gewerk-
schaftsbund bestand der Mehrwert dieser
Neugründung vor allem darin, dass mit die-
sem Vereinigungsbeschluss die ausdrück-
liche Einladung an unabhängige, demokra-
tische und repräsentative Gewerkschafts-
dachverbände verbunden wurde, sich an
diesem Prozess und an der Gründung des
wieder entstehenden Internationalen Ge-
werkschaftsbundes IGB zu beteiligen.

Diesen ersten Schritt unternahmen am
1. November 2006 in Wien 308 Dachver-
bände aus 155 Ländern mit zusammen
168 Millionen Mitgliedern mit der Grün-
dung des Internationalen Gewerkschafts-
bundes IGB. Diesem gehörten als Grün-
dungsmitglieder auch nationale Verbände
an, die bisher keinem Weltverband ange-
hörten, wie z.B. die CUT (Kolumbien), die
CTA (Argentinien), die CGT (Frank-
reich), die OPZZ (Polen) und GEFONT
aus Nepal. Gerade an diesen Neumit-
gliedern wird beispielhaft deutlich, wel-
cher Paradigmenwechsel sich in den tradi-
tionellen internationalen Gewerkschafts-
strukturen vollzogen hat, welche Jahr-
zehnte alten Alleinvertretungsansprüche
von etablierten Dachverbänden überwun-
den worden sind. Die Satzung beschreibt
den neuen Bund als »geeinte und pluralis-
tische Organisation, die demokratischen,
unabhängigen und repräsentativen Ge-
werkschaftsdachverbänden offen steht
und die deren Autonomie und die Vielfalt
ihrer Inspirationsquellen und ihrer orga-
nisatorischen Formen respektiert«.

Ein halbes Jahrhundert der internatio-
nalen Gewerkschaftsarbeit im Kalten Krieg
hat im IBFG wesentlich zum pluralisti-
schen, oft auch sozialdemokratisch-sozia-
listischen Profil vieler Gewerkschaften in
der Welt beigetragen. In den letzten Jahr-
zehnten ist es auch gelungen, neue und un-
abhängige Gewerkschaftsbewegungen, die
sich nicht ins Schema des Ost-West-Kon-
fliktes einordnen ließen, an die alte und

neue Gewerkschaftsinternationale heran-
zuführen; selbst unter traditionell starkem
kommunistischen Einfluss stehende Ge-
werkschaften, ob in West- und Südeuropa,
ob in Brasilien, in Chile, in Südafrika oder
anderswo, konnten auf diesem Weg mitge-
nommen werden. Nicht zuletzt wurde die
sich nach dem Zerfall des sowjetischen
Systems auffächernde Gewerkschaftsland-
schaft in Mittel- und Osteuropa weitge-
hend in den IBFG und zum kleineren Teil
auch in den WVA integriert.

Für eine soziale Globalisierung

Gewerkschaften erfahren in der Globali-
sierung, dass soziale Normen, die national
und auch international zum verbrieften
Standard zu gehören schienen, weltweit in
Frage gestellt werden. Was für wirtschaft-
liche und technische Standards gilt, muss
gleichermaßen auch für soziale Standards
erst wieder erwirkt werden: die Beachtung
völkerrechtlich verbindlicher Normen, wie
sie in den Übereinkommen der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation IAO festgelegt
worden sind. Mit ihrer Forderung nach der
Verankerung von Kernarbeitsnormen in
internationalen Handelsverträgen bezie-
hen sich die Gewerkschaften auf folgende
elementare Menschenrechtskonventionen:

– Verbot der Zwangsarbeit (Überein-
kommen 29 und 105);

– Schutz der Vereinigungsfreiheit
(Übereinkommen 87) und des Rechts auf
Kollektivverhandlungen (Übereinkommen
98);

– Verbot der Kinderarbeit (Überein-
kommen 138 und 182);

– Verbot der Diskriminierung in Be-
schäftigung und Beruf (Übereinkommen
111) und der Anspruch auf Gleichheit des
Entgelts männlicher und weiblicher Ar-
beitskräfte für gleichwertige Arbeit (Über-
einkommen 100).

Diese acht Konventionen, mittlerweile
von 130 bis 162 Mitgliedsstaaten der IAO
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ratifiziert, bilden das Minimum bindender
Regeln für die globale Wirtschaft. Mit der
Erklärung der IAO zu den grundlegenden
Prinzipien und Rechten in der Arbeit, die
auf der Jahreskonferenz 1998 einstimmig
von Regierungen, Gewerkschaften und
Arbeitgebern verabschiedet wurde, erhielt
die IAO ein grundsätzliches Mandat, das
Verhalten der Mitgliedsstaaten bei der
Respektierung der sozialen Grundrechte
zu überwachen – in allen Staaten, auch
wenn sie die betreffenden Übereinkom-
men nicht ratifiziert haben.

Das seit 1999 in der IAO schrittweise
entwickelte Konzept der menschenwürdi-
gen Arbeit für alle als globales Ziel umfasst
eine Agenda von vier strategischen Fel-
dern: 1. Kernarbeitsnormen; 2. Beschäfti-
gungspolitik; 3. Soziale Sicherheit; 4. So-
zialer Dialog.

Der integrierende Ansatz der Agenda
der menschenwürdigen Arbeit der IAO er-
fordert einen kohärenten Abstimmungs-
prozess mit den anderen Institutionen des
internationalen Systems. Das gelingt leicht
in den entwicklungs-, gesundheits- und
umweltpolitischen Organisationen der Ver-
einten Nationen, die in der dreigliedrigen
Verfassung der IAO (Regierungen, Arbeit-
geber und Arbeitnehmer) eine grundsätz-
lich erhöhte demokratische Legitimation
sehen.

Durch die konstitutive Rolle des IGB
innerhalb der IAO sind die Gewerkschaf-
ten bereits Teil des Internationalen Sys-
tems. Ihre beratende Funktion in der EU
und der OECD, in den sich herausbilden-
den regionalen Integrationsprozessen in
Lateinamerika, Afrika und Asien werden
sie dazu nutzen, weiter an der sozialen
Dimension der Globalisierung zu arbei-
ten und der herrschenden Globalisierung
das Ungleichgewicht zwischen wirtschaft-
lichen Interessen und sozialen Zielen aus-
zutreiben.

Lediglich die Welthandelsorganisation
WTO bedürfte für die Einrichtung eines
gemeinsamen konsultativen Forums mit

der IAO nach den Worten ihres General-
direktors Pascal Lamy des politischen An-
stoßes durch wichtige Mitglieder, d.h. na-
tionale Regierungen, um den überfälligen
institutionellen Dialog in Gang zu setzen.

Für die internationale Gewerkschafts-
bewegung eröffnet sich in der Fortsetzung
ihres Vereinigungsprozesses in den nächs-
ten Jahren ein immer größerer Spielraum,
die Widersprüche in der Globalisierung,
die Legitimationskrise ihrer Institutionen
auszunutzen. Beim G8-Gipfeltreffen in
Heiligendamm ist zumindest verbal die
Einsicht gereift, dass der Globalisierung ei-
ne soziale Dimension beigefügt werden
müsse,weil ihr sonst ihre Schöne Neue Welt
um die Ohren fliegen könnte. Dennoch
bleibt die Stärkung der IAO und die Arbeit
der Gewerkschaften in der IAO auch in den
nächsten Jahren der zentrale Hebel bei der
sozialen Gestaltung der Globalisierung. Bei
aller Kritik am gelegentlich schwerfälligen
Gebaren der IAO darf eines nicht vergessen
werden: eine Weltorganisation mit dreitei-
liger Verfassung und maßgeblicher Mitbe-
stimmung der Gewerkschaften, als die sie
1919 unter dem Eindruck des Ersten Welt-
krieges in Genf gegründet worden ist, käme
in der heutigen Weltlage unter keinen Um-
ständen mehr zustande.

Die Schranken im Kopf müssen
überwunden werden

Die Chancen stehen gut, dass in wenigen
Jahren das angestrebte gemeinsame Forum
von IAO und Welthandelsorganisation ein-
gerichtet werden kann, um die Beachtung
sozialer Standards im Welthandelsregime
zu gewährleisten. Die Expertise der IAO
könnte eine soziale Folgeabschätzung han-
delspolitischer Maßnahmen leisten, die
auch in den Streitschlichtungsverfahren
der WTO berücksichtigt werden müsste.

Bestand die Internationale Gewerk-
schaftsarbeit des DGB und der dafür von
ihm mit einem entsprechenden Mandat
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versehenen Friedrich-Ebert-Stiftung vor
Ort bisher in der Förderung der Mitglieder
in der IBFG-Familie und der neuen und
unabhängigen Gewerkschaften linker Prä-
gung, so verlangt die erfolgreiche Weiter-
führung des internationalen gewerkschaft-
lichen Vereinigungsprozesses die Öffnung
der Kooperation gegenüber anderen Ge-
werkschaftstraditionen, denen man bisher
eher fremd, wenn nicht gar feindlich ge-
genüberstand. Grenzüberschreitendes Han-
deln wird und muss auch in der neuen
Internationalen Gewerkschaftsbewegung
immer wieder angestrebt und eingefordert
werden,wird aber nur insoweit auch geleis-
tet, wie die nationalen Schranken im Kopf
dem nicht entgegenstehen. Auch wenn
Sachzwänge eine interessengeleitete Ein-
sicht eigentlich befördern müssten, bedarf
es erst eines gewissen Leidensdrucks, bis
die Herausforderungen der Globalisierung
nicht nur in den Köpfen angekommen

sind, sondern im Idealfall das eigene Han-
deln beflügeln.

Der Vereinigung und Neugründung
der internationalen Gewerkschaftsbewe-
gung, diesem ehrgeizigen Projekt stehen
jetzt die Mühsale der Ebene bevor, Kritik
und Stress werden den internationalen
Gewerkschaftsorganisationen ebenso we-
nig erspart bleiben wie den nationalen
Bünden. Ihre Fehler und Schwächen, die
Schwerfälligkeit ihrer Organisation wie
die Umständlichkeit ihrer Entscheidungs-
findung, ihr seltsam ritualisiertes Innen-
leben wie ihre oft holzschnittartige Au-
ßendarstellung nerven leicht den Zeitgeist,
der seine Zuflucht dann eher im spontane-
ren Gewimmel von Nichtregierungsorga-
nisationen gleich welcher Provenienz und
Konsistenz sucht – nur die Menschen, die
von ihrer Arbeit leben müssen, haben für
sich bis jetzt nichts Besseres als Gewerk-
schaften erfunden.

Seit Jahren vergeht kaum ein Tag, an dem
nicht die Segenswirkungen von Büro-
kratieabbau gepriesen werden. Das reicht
von den notorischen Wortmeldungen aus
Union und FDP bis zur Gehirnwäsche der
»Bertelsmänner« und Initiatoren der
»Neuen Sozialen Marktwirtschaft«. Es
wird so getan,als wäre Bürokratieabbau die
Lösung für die vielen Struktur- und
Organisationsprobleme der deutschen und
europäischen Wirtschaft. Der Ende 2007
zum Vorsitzenden der High Level Group

der Brüsseler Kommission gekürte Ed-
mund Stoiber setzt auf »Mut zur Lücke«
und den »Abschied von der Vorstellung,

Barbara Adamowsky

Wunderwaffe Bürokratieabbau?

Barbara Adamowsky

(*1972) ist Politikwissenschaftlerin
und Referatsleiterin im Bereich
Gesellschaftspolitik und Grundsatzfragen
im DGB-Bundesvorstand, Berlin.

barbara.adamowsky@dgb.de

Bürokratie wird oft nur mit Geldverschwendung und Gängelung der Bürger gleich-
gesetzt. Sollte nicht stattdessen die gesellschaftliche Bedeutung funktionierender Bü-
rokratie hervorgehoben werden? Denn diese ist notwendig, etwa um die Umsetzung
politisch getroffener Entscheidungen zu garantieren. Zudem zeigen aktuelle Studien,
dass Bürokratie Unternehmen nicht so stark belastet, wie oft behauptet wird, und
dass erhoffte Einsparungen nicht zwingend zu mehr Arbeitsplätzen führen.
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dass der Staat alles regeln muss«. Ausge-
rechnet der als Umstandskrämer berüch-
tigte Stoiber soll also die Euro-Bürokraten
aufmischen. Da frohlockten sogleich die
Satiriker. Zu befürchten ist, der bislang
eher maue Fortschritt im Lissabon-Prozess
soll nun als Legitimation herangezogen
werden, um weiter zu deregulieren. Schon
der rot-schwarze Koalitionsvertrag ver-
sprach sich vom Bürokratieabbau »Chan-
cen für mehr Arbeitsplätze« und eine Ent-
lastung von immenser Bedeutung für die
Wirtschaft und Bürger.Und eine schon fast
wieder vergessene Pikanterie: Die Bundes-
regierung im Herbst 2006 sowie die Euro-
päische Kommission im Herbst 2007 ha-
ben mit dem Normenkontrollrat bzw. der
High Level Group erst einmal neue Büro-
kratien zur Umsetzung des Bürokratie-
abbaus geschaffen. Im Bundeskanzleramt
angesiedelt, beraten acht Mitglieder über
Bürokratiekosten bestehender Gesetze.
Sie geben Empfehlungen bezüglich Büro-
kratiekosten für neue Regierungsvorlagen
(»Ex-ante-Messung«) und beraten weitere
Ziele des Bürokratiekostenabbaus.

Die Skepsis wächst

Unter Bürokratiekosten werden im Zu-
sammenhang mit der Berufung des Nor-
menkontrollrates auch die statistischen
Berichtspflichten der Wirtschaft verstan-
den. Das Statistische Bundesamt wurde
beauftragt, den Ist-Stand dieser Pflichten
mit der Methode des Standardkostenmo-
dells (SKM) zu messen. Bis zum Jahr 2011
soll nach niederländischem Vorbild um
25 % reduziert werden.

Nicht enthalten waren in der aktuellen
politischen Diskussion rund um die »Mit-
telstandsentlastungsgesetze I und II« und
den Normenkontrollrat die viel weiter rei-
chenden Forderungen der Arbeitgeber-
und Industrieverbände nach einer umfas-
senden Deregulierung des Kündigungs-
schutzes und der Mitbestimmungsrechte

der Arbeitnehmer. Diese in der Diktion
der Wirtschaftsliberalen »Hemmnisse für
die Wirtschaft« oder in der Sprache des
Koalitionsvertrages verschleierte »Weiter-
entwicklung des Kündigungsschutzes« ist
von den SPD-Ministern in der Großen
Koalition bisher noch verhindert worden.
Im Laufe des Gesetzgebungsprozesses zum
Normenkontrollrat befürchteten große
Teile der SPD-Bundestagsfraktion, es wer-
de Bürokratieabbau gesagt, aber etwas an-
deres gemeint. Es war von einer »fünften
Kolonne für den Sozialabbau« die Rede.
Die Skepsis war groß, zumal es zunächst
hieß, der Normenkontrollrat solle auch
Gesetzesinitiativen des Bundestages und
der Länderkammern begutachten. Dies
wurde mit der Begründung abgelehnt, ein
Kontrollrat der Exekutive dürfe nicht in
die Arbeit der Legislative eingreifen.

Belastungsstudie
beweist Gegenteil

Interessant sind im Zusammenhang mit
der gegenwärtigen Initiative der Bundes-
regierung die Ergebnisse der repräsenta-
tiven »DIW-Belastungsstudie« von 2006.
Demnach sind 85 % der knapp 3,5 Mio.
Unternehmen in Deutschland 2004 über-
haupt nicht zu einer Erhebung der Sta-
tistischen Ämter herangezogen worden.
Die knapp 529.000 Unternehmen (15 %),
die zu einer oder mehreren Statistiken be-
fragt wurden, mussten im Durchschnitt
rund 64 Minuten im Monat (das sind 12,7
Stunden pro Jahr) für Fragen der amt-
lichen Statistik aufwenden. Es gibt aller-
dings erhebliche Unterschiede zwischen
Wirtschaftsbereichen und Unternehmens-
größen. Nur ca. 1 % (38.590) der Unter-
nehmen war sehr stark mit Erhebungen
der Statistischen Ämter belastet. Diese Un-
ternehmen wurden zu mindestens fünf Er-
hebungen herangezogen. Im Verarbeiten-
den Gewerbe lag 2004 die Durchschnitts-
belastungszeit bei 35,4 Stunden im Jahr.
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Bei größeren und Großunternehmen lag
der Jahresaufwand 2004 bei durchschnitt-
lich 97,4 Stunden. Kleinunternehmen
wendeten dagegen nur 6,1 Stunden im
Jahresschnitt auf. Die Autoren stellten zu-
dem starke Belastungsunterschiede zwi-
schen den einzelnen Statistiken fest.

Der Präsident des Statistischen Bun-
desamtes Walter Radermacher ist für eine
differenzierte Betrachtung. Er plädiert für
gute Politik durch gute Statistik. Das Ver-
hältnis von Nutzen und Aufwand sei zu
optimieren und wäre eine Daueraufgabe,
für die Entlastung der Unternehmen gäbe
es Grenzen. Das derzeitige Berichtssystem
sei aufeinander abgestimmt, punktuelle
Streichungen könnten das System und die
Genauigkeit der Daten gefährden. Zudem
hält er fest, zwei Drittel aller statistischen
Erhebungen basierten auf EU-Rechtsvor-
schriften, d.h. sie lägen nicht in der Kom-
petenz der deutschen Rechtssetzung.

Versprechen an die Wähler

Die Zahlen der DIW-Studie und der Appell
des Statischen Bundesamtes stehen damit
dem Mainstream diametral gegenüber. Of-
fen bleibt, ob sich die politischen Entschei-
dungsträger darüber einfach hinwegsetzen.
Bundeskanzlerin Merkel erklärte den Bü-
rokratieabbau zur Chefsache. Spätestens
2009 müssen sich die Koalitionsparteien an
ihren Erfolgen beim Bürokratiekostenab-
bau messen lassen. Der Erfüllung der Ver-
sprechen an Unternehmer und Bürger steht
aber noch einiges im Wege. Nicht nur
gegenüber der EU bestehen Berichtspflich-
ten. Im föderal gegliederten Bundesstaat
Deutschland hat die Bundesregierung nur
eingeschränkt Kompetenzen, Berichts-
pflichten festzulegen bzw. abzuschaffen.
Und in einzelnen Bundesministerien regt
sich Widerstand. Dort steht man der Vor-
gehensweise der Bundesregierung und den
möglichen Zielvorgaben des Bürokratie-
abbaus skeptisch gegenüber.

Vorausgesetzt die Zahlen stimmten
überhaupt und die gesetzten Ziele seien
realistisch: Wer der Öffentlichkeit vor die
Nase hält, es gäbe ein Potenzial von bis zu
20 Mrd. Euro satte Kostenersparnis – wohl-
gemerkt: für die Wirtschaft – durch Ver-
minderung von Bürokratiekosten, müsste
auch dazusagen, dass diese 20 Mrd. Euro
aller Voraussicht nach der Volkswirtschaft
verloren gehen. Denn wo steht geschrie-
ben, die Kostenersparnisse würden in In-
vestitionen in den Standort Deutschland
oder in Beschäftigungsaufbau fließen?
Problematisch ist auch, dass die Kosten, die
bei den derzeitigen Berichtspflichten ent-
stehen, zum großen Teil Verwaltungs- und
damit Personalkosten sind. Sparte man
hier, würden im zu befürchtenden worst
case über den Bürokratieabbau Stellen ge-
strichen. Das Institut für Mittelstandsfor-
schung nahm 2006 an, die Unternehmen
könnten Personal im Umfang von 423.000
bis 633.000 Personen einsparen. Diese ho-
hen Entlastungsschätzungen werden von
Experten als weder belegbar noch nach-
vollziehbar zurück gewiesen, sie offenba-
ren jedoch das Kalkül der Wirtschaft. Die
Wähler sollten sich fragen, wo dabei die im
Koalitionsvertrag angekündigten »Chan-
cen auf mehr Arbeitsplätze« bleiben.

Jedem leuchtet ein, Bürokratie müsste
abgebaut werden. Nur, an manchen dieser
Fronten war man schon fleißiger als ei-
nem lieb sein könnte. Die Verwaltungsre-
formen, verknüpft mit massivem Stellen-
abbau im Öffentlichen Dienst, die Ein-
führung von Kundenmanagements mit
vorgeschalteten Call Centern, auch das war
und ist Bürokratieabbau. Es wurden jede
Menge Kosten eingespart und Effizienzen
gesteigert, aber Bürokratie ist deswegen
nicht immer bürgernäher geworden, eher
kafkaesker.

Dazu kommt: Das Messen der Belas-
tung für die Bürger durch die Bürokratie
gehört noch gar nicht zu den gegenwärti-
gen Aufgaben des Normenkontrollrats.
Zwar sollen laut Jahresbericht 2007 des
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Normenkontrollrates zukünftig auch die
Bürger und die Verwaltung entlastet wer-
den, jetzt ist erst einmal die Wirtschaft an
der Reihe. Sie hat scheinbar einfach die
besseren Lobbyisten.

Rationalste Form der
Herrschaftsausübung

Der Vorwurf lautet, Bürokratie verursache
generell zu hohe Kosten und Bürokratie
sei per se unangemessen und unsinnig.
Wir brauchen aber einen gesellschaft-
lichen Konsens, der Bürokratie nicht pau-
schal als Gängelung der Bürger, Arbeit-
nehmer und Wirtschaftstreibenden ver-
unglimpft. Bürokratie mit bloßem Verweis
auf die Kosten für Gesellschaft, Staat oder
Wirtschaft generell mies zu reden, das ist
reiner Populismus. Die viel geschmähte
Bürokratie hat wichtige Aufgaben im de-
mokratischen Rechtsstaat. Bei vielen der
bestehenden und nun zur Diskussion ste-
henden Berichtspflichten der Unterneh-
men geht es um mehr, als um sinnentleer-
tes Erfassen, Dokumentieren und Berich-
ten um der schnöden Statistik Willen.
Bürokratie kontrolliert ja nicht zuletzt, ob
gesetzliche Pflichten eingehalten werden,
ob festgelegte politische Marschrouten ih-
ren Zweck erfüllen. Es geht um Einhaltung
von Arbeits- und Umweltnormen und um
Effizienz und Wirkung in gesellschaft-
lichen und wirtschaftlich relevanten Be-
reichen. Das Bürokratiemodell Max We-
bers – in unserer politischen Kultur tief
verwurzelt – besagt, die bürokratische
Verwaltung sei die rationalste Form der
Herrschaftsausübung.

Bürokratie sinnvoll zu gestalten, zu
überprüfen und immer wieder besser im
Sinne ihres Zweckes und Nutzens für die
Gesellschaft zu machen, ist der ständige
Auftrag des Gesetzgebers und der Verwal-
tung. Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und
Angemessenheit sind dabei oberstes Ge-
bot. Kontrolliert wird sie jetzt bereits durch

den Bundesrechnungshof, sowie mit Stel-
lungnahmen und Gutachten,beraten durch
den Bundesbeauftragten für die Wirt-
schaftlichkeit in der Verwaltung (BWV).
Das neue Normenkontrollrat-Gesetz legt
als alleiniges Ziel Kostenreduktion in der
Bürokratie fest. In dieser Verkürzung of-
fenbart sich eine neoliberale Staatskritik
(Markt-, Staats- und Bürokratieversagen).
Warum sollte Bürokratie hauptsächlich
billiger und nicht qualitativ besser werden?
Also »better regulation« im Sinne einer
breiten Rechtsvereinfachung und -bereini-
gung, verknüpft mit einer ernsthaft betrie-
benen Gesetzesfolgenabschätzung.

Differenzierte Herausgehens-
weise nötig

Eine differenziertere Herangehensweise
der Bundesregierung wäre also sachge-
rechter, als simplifiziert den Abbau von
Bürokratiekosten »in Bausch und Bogen«
zu fordern. Ob Regelungen überflüssig
sind und daher abgeschafft werden kön-
nen, ob komplizierte Sachverhalte und Ge-
schäftsprozesse vereinfacht werden sollen,
ob (z.B. umwelt- oder sozial-)politische
Ziele mit konkreten bürokratischen Maß-
nahmen sinnvoll erfüllt werden, ob und
wie mehr Bürgernähe in der Verwaltung
hergestellt werden kann, darüber muss je-
weils ein gesellschaftlicher Konsens herge-
stellt werden. Mit der Einbeziehung oder
dem Ausschluss der parlamentarischen
aber auch zivilgesellschaftlichen Akteure
steht und fällt die Glaubwürdigkeit der
Bundesregierung, es für alle Betroffenen
besser machen zu wollen.

Richtig ist: der Normenkontrollrat wird
Bürokratiekosten »nur« messen bzw. schät-
zen. Der Politik bleibt es vorbehalten, in-
wieweit sie den Empfehlungen folgen will.
So scheint es doch nicht ausgeschlossen,
dass der Mythos, Deregulierung fördere
tatsächlich Wirtschaftswachstum und Po-
litikakzeptanz, hinterfragbar bleibt.
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wegen attraktiv, weil er die Staatstätigkeit
auf ein Minimum zu beschränken gestat-
ten würde.

Utopie

Konzeptionen des bedingungslosen Grund-
einkommens gehen mit der Vision eines
Reiches der Freiheit einher: Jeder kann zu
jedem Zeitpunkt entscheiden, ob er der
Erwerbsarbeit nachgehen will, ob er ande-
re Arbeiten aufnehmen will (bürgerschaft-
liches Engagement, Familienarbeit …) oder
sich der Muße widmen. Da Erwerbsarbeit
nicht mehr notwendig ist, würde durch das
bedingungslose Grundeinkommen zum
ersten Mal der Zwang zur Arbeit nicht nur
für einige Wenige, sondern für alle ent-
fallen.

Soziale Spaltung der
Gesellschaft

Schon ein bescheidenes, bedingungsloses
Grundeinkommen in der Höhe des disku-
tierten Mindestlohns einer vollen Arbeits-
stelle würde zu sehr hohen Steuern führen.
Die Höhe der Steuern ist natürlich davon
abhängig in welchem Umfange vom bedin-
gungslosen Grundeinkommen Gebrauch
gemacht wird, d.h. wie groß der Anteil der-
jenigen ist, die dann freiwillig aus dem
Erwerbsleben ausscheiden, auf Zeit oder
auf Dauer, teilweise oder vollständig. Da
ein bedingungsloses Grundeinkommen
zwar in der Höhe des durchschnittlichen
Arbeitseinkommens schon aus steuerli-
chen Gründen unrealistisch ist, würde eine
Existenz auf der Basis des bedingungslosen
Grundeinkommens nur für Teile der Be-
völkerung attraktiv sein, dazu gehören ins-
besondere Jüngere, in der Phase nach Ab-
schluss ihres Bildungsweges und vor Ein-
stieg in die Erwerbstätigkeit und diejeni-
gen, die etwa durch innerfamiliäre Trans-
ferleistungen aus Arbeitseinkommen ihren

Lebensstandard oberhalb des bedingungs-
losen Grundeinkommens sichern können.
Die empirische Evidenz ist überwältigend,
dass längere Absenz von Erwerbstätigkeit
die Erwerbsfähigkeit drastisch reduziert.
Absolventen müssen nach Abschluss ihrer
Ausbildung bzw. ihres Studiums rasch in
das Erwerbsleben integriert werden, weil
sonst ihre Qualifikation an Wert verliert.
Langzeitarbeitslose sind auch dann nur
schwer in das Erwerbsleben zu integrieren,
wenn sie über gute Qualifikationen verfü-
gen. Anreize zur langjährigen Absenz vom
Erwerbsleben sind von daher unverant-
wortlich. Sie führen zu einer Spaltung der
Gesellschaft in dauerhaft Erwerbstätige
und dauerhaft Erwerbslose, wenn auch mit
bedingungslosem Grundeinkommen ver-
sorgte.

Kulturelle Spaltung
der Gesellschaft

Für manche kulturelle Milieus ist die Exis-
tenz auf der Basis eines bedingungslosen
Grundeinkommens unattraktiv, das gilt
besonders für diejenigen, die über ihr indi-
viduelles Dasein hinaus Verantwortung,
z.B. in Form von Elternschaft und Familie,
übernommen haben, aber auch für dieje-
nigen, die vom Beruf mehr als nur ein gesi-
chertes Arbeitseinkommen erwarten. Der
kulturellen Integration durch Erwerbstä-
tigkeit, durch Arbeitsethos und Berufsver-
antwortung, durch Entwicklungschancen
und strukturierte Kooperationen im Be-
rufsleben steht die kulturelle Integration
durch freiwilliges, meist nur punktuelles
und kurzfristiges Engagement oder auch
die Cliquenbildung der Freizeitgesellschaft
gegenüber. Man wird hier entgegenhalten,
dass doch auch politisches und bürger-
schaftliches Engagement all die Möglich-
keiten und Verpflichtungen bereitstellt, die
im Beruf eine Rolle spielen können. Die
empirischen Befunde sind aber auch hier
andere. Die Bereitschaft zu bürgerschaft-

3

4
5

Jul-Aug_08_Aktuell_1.qxd  02.07.2008  13:25  Seite 84

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 84]



F O R U M S O Z I A L E D E M O K R AT I E

N G | F H   7 / 8 | 2 0 0 8 8 5

lichem politischen Engagement sinkt dras-
tisch mit dem Ausstieg aus dem Erwerbs-
leben, das gilt nicht nur für Arbeitslose,
sondern auch für Ruheständler. Die Ein-
führung eines bedingungslosen Grundein-
kommens würde die ohnehin bestehende
kulturelle Spaltung der Gesellschaft in be-
ruflich Integrierte und beruflich Nicht-
Integrierte, sei es durch prekäre und häufig
wechselnde Beschäftigungsverhältnisse
oder durch Arbeitslosigkeit vertiefen. Die
Einführung eines bedingungslosen Grund-
einkommens käme einer Kapitulation
gleich. Statt einer Strategie der Integration
und Inklusion in die Arbeitsgesellschaft
würde der endgültige und dann bald irre-
versible Ausstieg aus der Arbeitsgesell-
schaft prämiert. Die mutige Begründung
der These »Why surfers should be fed«
durch den bedeutendsten und systema-
tischsten Theoretiker eines bedingungslo-
sen Grundeinkommens (van Parijs) ist
durchaus ernst zu nehmen. Während bis-
lang für die Allermeisten eine solche Exis-
tenzform nur für Übergangsphasen der
Biografie in Frage kommt, würde sie in
Zukunft zu einem verbreiteten Phänomen,
dessen quantitative Dimension von der
Höhe des bedingungslosen Grundeinkom-
mens abhinge.

Gender-Spaltung

Ein bedingungsloses Grundeinkommen
würde sich in der Realität wie eine üppig
ausgestattete Herd-Prämie, wie sie die CSU
vorgeschlagen hat, auswirken. In Migran-
ten-Familien, für die die Berufstätigkeit
der Frau nach wie vor kulturell fremdartig
ist, wäre das Thema der Berufstätigkeit der
Ehefrau endgültig erledigt: Wo keine öko-
nomische Notwendigkeit, da muss man
sich mit einer solchen Veränderung des
Gender-Verhältnisses nicht mehr befas-
sen. Millionen von Frauen, die gegenwär-
tig – unter den aktuellen sozialen Bedin-
gungen mühsam genug – Mutterschaft

und Beruf zu verbinden versuchen, wür-
den aus dem Erwerbsleben vorüberge-
hend und dann in den meisten Fällen wohl
auch endgültig ausscheiden. Die bestehen-
de Gender-Spaltung würde dramatisch
vertieft werden.

Kooperation

Die sozialstaatlichen Strukturen in Mittel-
und Nordeuropa orientieren sich bislang
nicht nur an Bedürftigkeit, sondern auch
an Anspruchskriterien. Als Arbeitnehmer
erwirbt man einen Rentenanspruch, der
nicht an Bedürftigkeit gekoppelt ist. Die
sozialstaatlichen Ansprüche haben sowohl
den Charakter einer individuellen Ver-
sicherung, als auch den einer solidarischen
Kooperationsprämie. Dies gilt in beson-
ders offenkundiger Form etwa bei Be-
triebsrenten, in weniger offenkundiger
Form aber auch bei der gesetzlichen Kran-
kenkasse oder beim Kindergeld. Dieser
Kooperationsaspekt ginge beim bedin-
gungslosen Grundeinkommen verloren.

Fehlallokation

Wir haben gegenwärtig in Deutschland
und in vielen Sozialstaaten eine deutliche
Fehlallokation sozialer Ressourcen,ein Bei-
spiel ist die Familienförderung. Die gewal-
tigen Summen, die etwa über das Kinder-
geld zur Förderung der Familien eingesetzt
werden, verfehlen den gewünschten Effekt:
Sie sichern weder die ökonomische Selbst-
bestimmung der Frauen, noch eine ange-
messenen Betreuung der Kinder.Wir haben
in Deutschland zuwenig Ganztagseinrich-
tungen, zuwenig Krippen, zuwenig Ganz-
tagsschulen, eine unzureichende Förde-
rung von Bildungsinstitutionen, auch weil
die Mittel fehlen, um diese Angebote in
Gestalt öffentlicher Dienste zu realisieren.
Stattdessen fließen Milliarden-Summen in
die privaten Haushalte, unabhängig von der
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Bedürftigkeit und heben dort den Lebens-
standard ein wenig an. Die Freiheitsgewin-
ne von Eltern und die Bildungsgewinne
von Kindern würden in weit höherem Ma-
ße durch den Einsatz eines Großteils dieser
Mittel für Ganztagsangebote gefördert. Der
deutsche Sozialstaat setzt generell in zu ho-
hem Maße auf Transfers und in einem zu
geringen Maße auf soziale Dienstleistun-
gen. Die Einführung eines bedingungslo-
sen Grundeinkommens würde die beste-
hende Fehlallokation potenzieren.Sehr vie-
le, die keine Unterstützung benötigen, wür-
den dies in Anspruch nehmen, während
das Geld für Ganztagseinrichtungen und
soziale Dienste weiter fehlte.

Bürgergeld statt bedingungs-
losem Grundeinkommen

Es gibt einen attraktiven Aspekt des bedin-
gungslosen Grundeinkommens: Der so-
zialstaatliche Regelungsbedarf würde dra-
matisch sinken, die Ansprüche würden ra-
dikal vereinheitlicht und die Stigmatisie-
rung in bestimmten Formen der sozialen
Sicherung (Hartz IV) würde unterbleiben.
Dieser Vorteil würde durch den Nachteil
unerwünschter Mitnahmeeffekte,kulturel-
ler, sozialer und Gender-Spaltungen, sowie
durch extrem hohe Steuerlasten konterka-
riert. Die Frage stellt sich also: Kann man
diesen Vorzug bewahren, ohne die Nach-
teile in Kauf nehmen zu müssen? Die Ant-
wort lautet: Ja, dies ist möglich. Jedenfalls
ist das der Grundgedanke der sozialdemo-
kratischen Konzeption des Bürgergeldes.
Vereinheitlichung der Ansprüche als Bür-
gerin und Bürger, aber keine Anreize zum
Ausstieg aus der Arbeitsgesellschaft.

Arbeitsgesellschaft

Die Sozialdemokratie hat als Arbeiterbe-
wegung begonnen und sollte diesem Erbe
treu bleiben: Ihr geht es um die humane

Gestaltung (gesetzlicher Mindestlohn, Ar-
beitsschutz, Kündigungsschutz, Arbeits-
zeitverkürzung und Arbeitszeitsouveräni-
tät), die Selbstbestimmung (Arbeitnehmer-
rechte, Bestimmungsrechte), die Inklusion
(Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und an-
derer Formen der Ausschließung) in der
Arbeitsgesellschaft. Die Sozialdemokratie
vertritt keine Strategie des Ausstiegs aus
der Arbeitsgesellschaft. Sie hält die These
vom Ende der Arbeitsgesellschaft für em-
pirisch falsch und politisch nicht wün-
schenswert. Sozialdemokraten wollen ei-
nen politischen, ökonomischen und sozia-
len Wandel organisieren, der den Frauen
die gleichen Partizipationschancen im Ar-
beitsleben und unter gleichen Bedingun-
gen öffnet und wir werden auch über die
stärkere Integration der älteren Generatio-
nen jenseits des Ruhestandsalters in die
Arbeitsgesellschaft der Zukunft reden müs-
sen. Menschen leben in der Regel länger
und besser, wenn sie in die Arbeitsge-
sellschaft auch in höherem Alter integriert
bleiben. Die Wirtschaftsgeschichte zeigt,
dass Rationalisierungen in bestimmten
Bereichen (in den letzten Jahrzehnten be-
sonders dramatisch im verarbeitenden in-
dustriellen Gewerbe) andere Bereiche erst
marktfähig werden lassen. Die Idee eines
im Großen und Ganzen festen Potenzials
marktgängiger, d.h. nachfrage-relevanter
Interessen, die bei fortschreitender Ra-
tionalisierung mit einem immer geringe-
ren Volumen an Arbeitszeit zu bewältigen
sind, ist eine Chimäre. Diesen Fundus gibt
es nicht. Er variiert, je nach kulturellen und
ökonomischen Bedingungen. Aber selbst
wenn es diesen Fundus gäbe und damit
die Thesen etwa von Jeremy Rifkin oder
André Gorz zuträfen, könnte jeder gesamt-
wirtschaftliche Rationalisierungsgewinn
durch eine korrespondierende gesamtwirt-
schaftliche Verkürzung des Arbeitsvolu-
mens ohne Wohlstandseinbußen kompen-
siert werden.

(Eine Kurzfassung erschien am 5./6.
Juni 2008 in der Frankfurter Rundschau)
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Lydia Leipert

Tausche Vereinsheim gegen Chatroom

Die Protest-Gruppe Anonymous organisiert sich nur online und will dabei die
mobilisieren, die sich sonst als unpolitisch bezeichnen. Nicht nur Wissenschaftler
erhoffen sich so Chancen für eine verstärkte politische Partizipation junger Leute.
Der Protest entfaltet bereits Wirkung, was nicht zuletzt die Reaktionen von
Scientology, die Ziel des Protests war,, zeigen.

»Das erste Treffen war schon echt ko-
misch«, sagt Dada 9869. »Wir kannten uns
alle nur übers Netz und plötzlich steht man
da mit lauter fremden Leuten auf einer ge-
meinsamen Demo und protestiert gegen
Scientology«. Dada 9869 ist ein Nickname,
ein Name, den der 23-jährige Berliner im
Internet nutzt. Seit Februar ist er dabei, bei
Anonymous, einer Gruppe, die sich allein
über das Internet organisiert.

Wozu Tom Cruise
gut sein kann

Die Idee dazu entstand aus einer Abwehr-
haltung: Mitte Januar wurde im Internet
ein Video auf das Onlineportal Youtube ge-
stellt, in dem sich US-Schauspieler Tom
Cruise zu Scientology bekannte. Sein hys-
terischer Auftritt war jedoch nicht lange zu
sehen. »Die Scientologen haben das sofort
aus dem Netz genommen«, sagt Dada
9869, »und für mich ist das nichts anderes
als Zensur. Dagegen möchte ich kämpfen«.
Verletzt in ihren »Internet-Grundrechten«,
griff eine Gruppe Hacker, die sich Anony-
mous nannte, den Scientology-Server an
und erstellte das Manifest »Message to
Scientology« – eine Art digitale Kriegser-
klärung an die Organisation der Sciento-
logen. »Dagegen gab es dann aber schnell
Proteste von Anti-Scientology-Aktivisten«,

erklärt einer, der sich David nennt. Denn
nur friedlich könne man gegen die Orga-
nisation Scientology kämpfen. Und das ma-
chen Dada 9869 und David seit Februar
dieses Jahres mit viel Energie. Sie übernah-
men die Idee aus den USA und begannen
eine Online-Community in Deutschland
aufzubauen. Und sie lasen sich im Internet
Wissen über die »Church of Scientology«
an. Heute diskutieren sie in Chatrooms
und Internetforen über gemeinsame Ak-
tionen, planen Demos, tauschen sich mit
anderen »Anons«, so nennen sich die ein-
zelnen Beteiligten von Anonymous, rund
um den Globus aus. »Innerhalb von 12
Tagen sind in 108 Städten der Welt Ano-
nymous-Gruppen entstanden«, sagt David.
Über 20.000 seien auf der internationalen
Website der Gruppe angemeldet.

Dabei halten sich die jungen Leute
selbst für unpolitisch. »Ich habe mich vor-
her noch nie für Politik interessiert«, sagt
David, der 28 Jahre alt ist. »Auch von
Scientology hatte ich vorher überhaupt kei-
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Absolventin der Berliner Journalisten-
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ne Ahnung«. Das ist jetzt anders: Er kennt
die Organisation aus dem Effeff, kann die
Struktur und die Ziele von Scientology aus
seiner Sicht genau erklären. Auch für ihn
gab das Herausnehmen des Tom Cruise-
Videos aus dem Netz der Ausschlag. »Das
kann man nicht akzeptieren. Und als ich
dann mehr über Scientology und deren
Methoden erfuhr, wollte ich mich engagie-
ren.« David ist ein typischer »Anon«: Er
verdient sein Geld als freiberuflicher Gra-
fikdesigner; wie die meisten von Anony-
mous ist er unter 30,männlich und arbeitet
in der Computer- oder IT-Branche – böse
Zungen würden sagen, die meisten Unter-
stützer von Anonymous seien Computer-
Nerds. »Ich sitze ja eh die ganze Zeit vor
dem Rechner, da läuft die Organisiererei
von Anonymous so nebenher.« 

Podcasts, Blogs und Videos – Die
neuen Medien der Partizipation

Ohne Internet läuft bei Anonymous gar
nichts. Auch allgemein spielt das Netz für
junge Leute im Bereich der politischen
Partizipation mittlerweile eine sehr wich-
tige Rolle. Ingrid Paus-Hasebrink, Profes-
sorin für Kommunikationswissenschaft
an der Universität Salzburg, hat zur Rolle
des Web 2.0 im Alltag von Jugendlichen
geforscht. Sie hält das Netz für Jugendliche
als Forum der politischen Mitwirkung für
sehr geeignet. »Im Internet gibt es eine
Form der direkten Demokratie – das
heißt, jeder kann sich auf gleiche Weise
einbringen. Jede Meinung ist gleichwertig
und es gibt keine Hierarchien«, sagt sie.
Im Vergleich zu Organisationen, die sich
hauptsächlich »offline« treffen, funktio-
niert hier außerdem alles viel schneller.
»Junge Leute wollen sich nicht hundert
Mal zu Wort melden müssen, bevor sie
Gehör bekommen. Dieses sofortige Han-
deln passt viel besser zu ihrem Lebens-
gefühl.« Außerdem schreckten die regel-
mäßigen Treffen ab. »Vereinsmeierei liegt

Jugendlichen nicht, sie wollen ihr Anlie-
gen schnell auf den Punkt bringen«, sagt
Paus-Hasebrink.

Vielleicht ist Anonymous auch deshalb
so erfolgreich. Hier gibt es keine langwei-
ligen Vereinssitzungen, kein Abarbeiten
der verschiedenen Tagesordnungspunkte,
keine Schatzmeisterwahl. »Einer stellt eine
Idee ins Netz und dann wird das online
diskutiert«, sagt einer von Anonymous mit
dem Nickname Partydude. »Und dann
übernimmt jeder einfach eine Aufgabe
und sagt ›ich kümmere mich um die -
Plakate oder bringe den Kuchen mit‹ und
erstaunlicherweise klappt das.« Es gibt al-
so keinen Leiter, der Aufgaben verteilt
oder kontrolliert, ob alle da sind. Obwohl
keiner für das gesamte Projekt Verant-
wortung übernimmt,scheint dieses dezen-
trale Netzwerk trotzdem zu funktionie-
ren.

Ingrid Paus-Hasebrink hält deshalb
Gruppen wie Anonymous für eine zu-
kunftsweisende Art der politischen Teil-
nahme. »Für junge Leute geht Aktion über
Organisation. Sie wollen ihre Bedürfnisse
schnell auf einen Punkt bringen und sich
sofort miteinander austauschen.« Und das
ist über das Internet möglich – hier leben
viele Aktionen und Ideen von Spontanität:
Die »Anons« machen neben der monat-
lichen Großdemo vor der Scientology-
Zentrale in Berlin auch spontane Aktionen
bei »Stresstest-Ständen« der Organisation
vor Supermärkten. »Einer sieht irgendwo
in Berlin einen Stand und stellt den Ort
online. Und dann wird kurz zusammenge-
trommelt und schon sind wir da und war-
nen die Leute, die gerade beim Einkaufen
sind und keine Ahnung haben, zu wem die
Stände gehören.« 

Der Vorreiter der politischen Aktion im
Internet ist attac. Schon früh hat das globa-
lisierungskritische Netzwerk erkannt, dass
man über das Internet mit geringem finan-
ziellem Aufwand möglichst viele Leute er-
reichen kann. »Wir arbeiten sehr stark mit
Mailinglisten und haben so die Möglich-
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keit, viele einzelne Meinungen zu Wort
kommen zu lassen«, sagt Frauke Distelrath,
Pressesprecherin von attac. Auch auf der
Hauptwebsite der Organisation geht es
nicht nur um die Information von Außen-
stehenden, sondern auch um die Kommu-
nikation untereinander. »Die mehr als 100
verschiedenen regionalen Gruppen und
thematischen Arbeitsgemeinschaften kön-
nen sich auf eigenen, dem Portal unterge-
ordneten Seiten organisieren und so den
Auftritt im Netz mitgestalten.« Auf der
Hauptseite, die täglich im Schnitt 1.500
Besucher zählt, gibt es außerdem Podcasts,
Blogs und Videos rund um die attac-Akti-
vitäten.

»Blogs und Chatrooms spielen eine
immer entscheidendere Rolle«, sagt auch
Katrin Döveling, Medien- und Kommuni-
kationswissenschaftlerin an der Freien
Universität Berlin. »Hier finden sich Platt-
formen zum gegenseitigen Austausch, die
sehr viele Jugendliche nutzen.« Denn im
Internet würde eine ihnen verständliche
Sprache gebraucht, die sie in der Politik
nicht entdecken könnten. »Die Sprache
der Politiker ist für viele Jugendliche nicht
authentisch und wenig emotional und des-
halb können die meisten damit wenig an-
fangen«, sagt Döveling.

Das Internet:
Einstieg in ein politisches
Engagement, das wirkt

Aber ist denn der Gegner – Scientology –
nicht völlig zufällig gewählt? Könnte die
Gruppe nicht auch für die Menschen-
rechte in Tibet eintreten? »Nein«, sagt Da-
vid. »Denn würden wir gegen den Krieg,
gegen China oder gegen sonst irgendetwas
auf die Straße gehen, es würde überhaupt
nichts verändern. Allein seit Februar, seit
es unsere Aktionen gegen Scientology gibt,
haben wir so viele Erfolge erzielt.Wir glau-
ben, dass wir hier wirklich etwas bewegen
können.« Denn verschiedene Ex-Sciento-

logen hätten durch die Einsätze von Ano-
nymous den Mut gefasst, aus der Organi-
sation auszusteigen. »Viele andere trauen
sich auch, jetzt wieder offen darüber zu re-
den«, sagt David.

Auch Scientology nimmt die Protestler
aus dem Internet sehr ernst. Sabine Weber,
Sprecherin und Präsidentin von Sciento-
logy Berlin, ist über die Gruppe und ihre
lauten Aktionen verärgert. Denn die Grup-
pe steht mit lauter Musik und Schildern,
auf denen »Hupen gegen Scientology« steht,
regelmäßig vor den Büros der Organisa-
tion.Auch der Partyfaktor ist den »Anons«
wichtig, betonen sie immer wieder. Wäh-
rend der Demos tragen sie außerdem
Masken. Die »Anons« glauben, dass sie,
wenn sie identifizierbar gegen Scientology
auf die Straße gingen, sich selbst in Gefahr
bringen würden. Denn in den USA seien
Anti-Scientology-Aktivisten auf Internet-
videos mit Namen und Adresse vorgeführt
worden. Die Polizei in Berlin und auch in
einigen anderen deutschen Städten duldet
das Tragen der Masken, trotz des gelten-
den Vermummungsverbotes. Sabine We-
ber von Scientology empfindet das als un-
gerecht: »Aufgrund von offensichtlichen
Vorurteilen gegen unsere Glaubensgemein-
schaft hat das Polizeipräsidium Berlin lei-
der Vorgehensweisen von Anonymous ge-
nehmigt, die jedem anderen Normalbür-
ger nicht erlaubt sind«.

Diese neue, vom Internet dominierte
Art der politischen Teilhabe zeigt also
Wirkung. Das Internet kann sogar eine
Starthilfe sein, Jugendliche zur politi-
schen Teilhabe zu aktivieren, glaubt Ingrid
Paus-Hasebrink. »Viele junge Leute nut-
zen das Netz nicht nur, um soziale Be-
ziehungen zu pflegen und sich selbst dar-
zustellen. Es geht auch darum, Informa-
tionen zu gewinnen und die eigene Mei-
nung einzubringen.« Das Netz als mög-
licher Anfang des Engagements: »Diese
Art des Mitmachens kann für den einzel-
nen auch ein spezieller Einstieg ins Poli-
tische sein.«
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Seit seinem ersten Auftreten als Lyriker –
mit dem Gedichtband Irdisches Vergnügen
in g von 1959 – war Peter Rühmkorf ein
unzeitgemäßer Dichter. Er war es schon
aufgrund des Umstands, dass er keinerlei
Scheu zeigte, sich zum ältesten Kunst- und
Wundermittel der Poesie zu bekennen:
dem Reim in seinen verschiedenen Er-
scheinungsformen. Das verstand sich in
den fünfziger Jahren nicht von selbst, als
der Reim aus der Mode gekommen, vom
Bannstrahl der Kunstrichter und dem
Misstrauen der Poeten bedroht war. Eine
geschichtlich ernüchterte Zeit neigte zu
der Ansicht, es habe sich ausgereimt.
Rühmkorf dagegen hielt am Reim fest und
wusste ihm alte und neue Reize abzuge-
winnen: »Die Loreley entblößt ihr Haar /
am umgekippten Rheine… / Ich schwebe
graziös in Lebensgefahr / grad zwischen
Freund Hein und Freund Heine.«

Immer wieder hat er seine Gedichte
mit musikalischer Begleitung vorgetragen;
das Musikalische entdeckte man bereits in
ihrer sprachlichen Gestalt. »Schräg, mit der
geistesgegenwärtigen Balance eines leicht
Betrunkenen«, schrieb Reinhard Baum-
gart, »neigt sich manches Gedicht zum
Shanty, zum Kalauer, zur Leierkastenro-
mantik hin, doch auf plötzlich ansetzende,

täuschend kurze Höhenstürze hinauf in
Hölderlinseligkeiten, Bennposen, Klop-
stocksches Orgelbrausen müssen wir jeder-
zeit gefasst sein … Jede Zeile nur Durch-
zug, ein Vorüberwehen, im Übergang zu
ihrer Modulation und Variation.« Das war
die beste Beschreibung des Rühmkorf-
Sounds, den der Autor als sein eigener Vor-
tragskünstler unverwechselbar gemacht
hat. Das hat ihm schon bald den Ruf eines
»Klassikers zu Lebzeiten« eingetragen.

Man darf die geläufige Formel nicht
sogleich und unbesehen für bare Münze
nehmen. Auch dem Dichter selbst wollte
in Erinnerung an sein einstiges Wirken,
unter dem Namen Leslie Meier, im »Lyrik-
Schlachthof« eines Blättchens, das zu-
nächst Studentenkurier und später konkret
hieß, der klassische Sockel vielleicht
schmeicheln, aber nicht schmecken. Tat-
sächlich entzog sich Peter Rühmkorf aus
Hamburg-Övelgönne, trotz ausgeprägtem
Personalstil, der schnellen Festlegung: auf
der einen Seite durch artistische Qualität,
auf der anderen durch seine Vielseitigkeit.
Er hat ein halbes Dutzend Gedichtbände
veröffentlicht (als Lyriker einer der Groß-
meister der zweiten Jahrhunderthälfte),
drei Theaterstücke (denen auf der Bühne
wenig Glück beschieden war), Studien
über Klassiker wie Klopstock und Walther
von der Vogelweide sowie eine Vielzahl
von Essays und Kritiken, die, gesammelt,
mehrere Bände füllen. Er hat Anthologien
(z.B.des Expressionismus) herausgegeben,
ist als Biograf (etwa des nur wenig älteren,
aber frühverstorbenen Wolfgang Bor-
chert) aufgetreten, war Ethnologe des lite-
rarischen Untergrundes (in dem Band

Hanjo Kesting

Die Geheimschrift des Dichters

Zum Tode des großen Poeten Peter Rühmkorf

Hanjo Kesting

(*1943) Seit 2006 ist er Kulturredakteur
dieser Zeitschrift. Im Mai ist

von ihm bei Wallstein erschienen:
Ein Blatt vom Machandelbau.

Deutsche Schriftsteller vor und
nach 1945.
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Über das Volksvermögen), Literaturdenker
und Poetologe (in der Sammlung Schach-
telhalme), er hat »aufgeklärte Märchen«,
eine Autobiografie (Die Jahre die Ihr kennt)
und vier Jahrzehnte lang Tagebücher ge-
schrieben – nur ein Teil davon ist bisher an
die Öffentlichkeit gelangt.

So in Umrissen das reich verzweigte
Werk. Auf den ersten Blick erkennt man
daran die Vielfalt, bei genauer Betrachtung
eine tiefer wirksame Einheit. Eine Einheit
der Gegensätze. Es wäre vergebliche Liebes-
müh, wollte man bei Rühmkorf das Dich-
terische vom Intellektuellen, das Poetische
vom Poetologischen trennen oder gar das
eine gegen das andere ausspielen. Mühelos
widerlegte der Autor die beliebte Mär, dass
nur der Schlaf der Vernunft poetische Blü-
ten hervorbringt und der Höhenflug der
Poesie erst dann beginnt, wenn der Geist
der Reflexion auf Tauchstation gegangen
ist. Intellekt und Poesie gehen bei Rühm-
korf ein durchaus geschwisterliches Ver-
hältnis ein.

Hüter der Tradition

Rühmkorfs Kollege und nur wenig jün-
gerer Jahrgangsgenosse Hans Magnus En-
zensberger fand dafür die Formel: »Bruder
Lustig und metaphysischer Dichter«. Das
ließ sich weiterspinnen: Dichter des Volks-
vermögens und raffinierter Artist, Melan-
choliker und Spaßmacher, homo ludens
und homo politicus, ein Hypochonder, der
klagt: »Man blickt an sich selber runter /
wie auf Sanierungsgelände«, und ein Epi-
kuräer, der singt: »Ich butter meinen Toast
von beiden Seiten«. Lauter Gegensätze, die
Rühmkorf im Gedicht zur ungeniertesten
Synthese gebracht hat, nach der Losung:
»Ich aber sage dir: in meinen Kopf passen
viele Widersprüche«.

Einem Lyrikband aus den späten sieb-
ziger Jahren hat er den Titel gegeben: Halt-
bar bis 1999. Den Gedichten wurde hier,
nicht ohne Koketterie, eine Halbwertzeit

von zwanzig Jahren zugeschrieben. Doch
war Rühmkorfs poetische Produktion dau-
erhafter und wertbeständiger als der Ga-
rantieschein in Aussicht stellte. Manche
Gedichte gehören zum lyrischen Grund-
bestand des letzten Halbjahrhunderts,
sind anthologie- und schulbuchfähig: von
Meisterstücken wie »Himmel abgespeckt«,
»Hochseil« und »Im Fahrtwind« über die
Variationen auf Gedichte und Lieder im al-
ten Stil, etwa das traulich-schauerliche
»Auf eine Weise des Joseph Freiherrn von
Eichendorff« bis zu den »Zersungenen Lie-
dern« des Bandes Einmalig wie wir alle mit
ihrer gespenstischen Musik: »Trau nimmer
Red und Üblichkeit / ums letzte schwarze
Kap – / Auch solch ein Halbpfund Herze-
leid / nimmt mit dem Mondschein ab...«
Erwähnt sei noch das Langgedicht »Mit
den Jahren. Selbst III/88«, der Versuch
eines lyrischen Selbstporträts – ein fabel-
haftes Virtuosenstück an Tempo und Witz,
aber, wie immer bei Rühmkorf, nicht frei
von melancholischen und zarten Geheim-
nissen. Manche seiner lyrischen Prägun-
gen führen längst ein geflügeltes Eigen-
leben, wie das berühmte »Bleib erschütter-
bar und widersteh« – die Titelzeile eines
ganzen Jahrzehnts, der siebziger Jahre,
mit ihren Erschütterungen und verlorenen
Hoffnungen. Sie haben Rühmkorfs Werk
nicht unberührt gelassen, ohne seine -
Lebenskraft und Qualität zu beeinträchti-
gen.

Doch war er nicht nur ein Meister der
Laute und Klänge, sondern auch ein Hüter
der Tradition, ein poeta doctus. Er be-
herrschte die Register der deutschen Lyrik
vom Minnesang bis zum Lautgedicht,
kannte ihre Techniken, Tonfälle, Sprach-
formen und Klangwirkungen. Rühmkorfs
Gedichte sind reich an Echowirkungen:
von Brockes, Claudius, Hölderlin oder
Eichendorff. Die Dichter des Barock ge-
hören ebenso zu seiner Ahnenreihe wie
die Vagantenpoeten vom Schlage Villons.
Auch die Artisten unter den Lyrikern und
alle Art von Käuzen (Arno Holz, Morgen-
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stern, Ringelnatz e tutti quanti) hat Rühm-
korf mit Gewinn gelesen und sich angeeig-
net. In dem Essayband »Dreizehn deut-
sche Dichter« finden wir eine sehr persön-
liche Porträtgalerie, die von Heinrich Hei-
ne bis zu Robert Gernhardt reicht, aber im
Vorwort hat Rühmkorf hinzugefügt, »daß
es auch dreizehn ganz andere hätten sein
können«. Sein Kopf war ein Archiv der
Poesie, dessen Schätze, paraphrasiert,
einmontiert, anempfunden oder auf heim-
lich-unheimliche Weise »zersungen« durch
seine Gedichte geistern, wobei die Groß-
meister Benn und Brecht lange Zeit mehr
lieferten als nur Vorechos, nämlich verita-
ble Muster. Die Liebe zu Benn war niemals
völlig unbeschwert, doch im Ganzen un-
anfechtbar. »Nevertheless, ganz großer
Mann«, heißt es im Tagebuch. »Nicht zu-
letzt weil so was verdammtnochmal Deut-
sches und – wie meine eigenen Gedichte –
kaum in eine Fremdsprache zu über-
tragen.«

Da war auch eine ganz seltene, gewis-
senhafte Handwerkstüchtigkeit und Me-
tiergenauigkeit, getreu der Maxime: »Erst
kommt die Kunst und dann erst die Mo-
ral.« »Art is about buttons« hat ein briti-
scher Literaturgelehrter gesagt: »Kunst
handelt von Knöpfen«. Knöpfe sind inte-
ressanter als Meinungen oder Gesinnun-
gen, einfach, weil sie real sind: wie eine
Blume, ein Vogel, ein Stück Holz, die noch
immer die ehrwürdigsten Themen und
Motive für ein Gemälde oder ein Gedicht
abgeben. Zwar konnte man Peter Rühm-
korf nicht unter die Naturlyriker einrei-
hen,aber das Buch der Natur stand ihm of-
fen, er kannte sich aus im Reich des Ge-
genständlichen.

Nachklang der Romantik

Zum guten Handwerk gesellte sich das
ausgeprägte Traditionsbewusstsein. En-
zensberger nannte ihn einen der wenigen,
die »an dem weiter[schreiben], was einst

Nationalliteratur hieß«. Damit war nichts
Offizielles und Staatstragendes gemeint,
sondern die intime Kenntnis der litera-
rischen Überlieferung, die unterirdische
Korrespondenz mit den literarischen
Stimmen der Vorzeit. Es bedurfte dazu,
wie Enzensberger schrieb, »einer histori-
schen Empfindlichkeit, von der man ge-
schworen hätte, dass sie längst ausgestor-
ben« sei. Ausdrücklich sprach er Rühm-
korfs »Deutschheit« an, die nachgerade ei-
genbrötlerisch sei und seine Lyrik unüber-
setzbar mache. Tatsächlich nahm Rühm-
korf in Kauf, mit jedem Tag unverständ-
licher zu werden, da das Publikum zuneh-
mend ignoriert, was er noch voraussetzte:
das Gespür für Anspielungen und Echo-
wirkungen oder ganz einfach Kenntnis,
Bildung, Horizont. Diese Erfahrung hat
Rühmkorf schon früh machen müssen:
»Hatte ja immer geglaubt, aus allgemein
verfüglichen Wörterkübeln zu schöpfen –
Volkslied – Bibel – Abzählreimen – Haus-
märchen – Kinderversen – Proverbs and
sayings – möglicherweise Gesangbüchern
– und merkte plötzlich nicht ohne gewis-
ses Erschrecken, dass selbst schlichtere
Anspielungen kaum noch mit einem öf-
fentlichen Resonanzboden rechnen kön-
nen. Ergo: Auch meine eigenen Hervor-
bringungen bereits im Deutschen eines
Übersetzers bedürftig.« Eine Notiz von
1971. Der kollektive Gedächtnisverlust hat
seither zweifellos weiter zugenommen.
Aber vielleicht lag in diesem bewusst in
Kauf genommenen Anachronismus die
Qualität seiner Lyrik.

Marcel Reich-Ranicki hat über Rühm-
korf gesagt, er sei »immer auf der Suche
nach einer schönen, einer verlockenden
Blume« gewesen, der »Blume der Roman-
tik«. Eine überraschende Kennzeichnung.
Man musste einen hohen und kühnen Be-
griff von literarischer Romantik haben,
um bei Rühmkorf auf der rechten Spur zu
bleiben. Ihr Bestes gehört dazu: die kriti-
sche Schärfe Friedrich Schlegels, der sati-
rische Witz Ludwig Tiecks, die magische
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Glut Brentanos und Eichendorffs. All das
geistert durch Rühmkorfs Werk, nicht in
naiver Form, sondern gegen den Strich ge-
lesen, ohne den Zauber zu zerstören. Die
Romantiker waren die Schatzgräber soge-
nannter »Volkskunst«. Sie haben, wie die
Brüder Grimm, Sagen und Märchen ge-
sammelt, wie Arnim und Brentano die
Lieder und Gesänge aus Des Knaben Wun-
derhorn, wie Gustav Schwab und Karl
Simrock die Volksbücher und Epik des
Mittelalters. Peter Rühmkorf hat Ähn-
liches geleistet mit seinen Exkursen in den
literarischen Untergrund: Über das Volks-
vermögen. Er hat Schlager, Gassenhauer,
Kinderreime, Kalauer, Graffiti, die plebe-
jischen Blüten der Poesie, gepflückt und
seinen Gedichten eingepflanzt. Nach 1980

überraschte er mit Märchen: Der Hüter des
Misthaufens hieß die Sammlung, die drei-
zehn Stücke enthielt. Auch das klingt nach
Romantik. Die Märchen schillern zwi-
schen poetischem Zaubergeist und poli-
tischer Aufklärungslust, träumen Utopi-
sches und befestigen es subversiv in der
wirklichen Welt.

Zugleich waren die Märchen Finger-
übungen des verhinderten Erzählers, der
lange vom großen Zeitroman träumte, oh-
ne ihm Gestalt geben zu können. Stoß-
seufzer im Tagebuch: »Mein alter und oft
bedauerter Jammer, keine Romane, Novel-
len oder Kurzgeschichten schreiben zu
können. Richtige Romane mit richtigen
Helden und weiblichen Hauptpersonen.«
An die Stelle der Erzählprosa trat bei
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Peter Rühmkorf verband wie kaum ein Zweiter Poesie und gesellschaftliches Engagement. Ein
überzeugter Linker, »Unterabteilung Sozialdemokratie, jedoch ohne Parteibuch« (Klaus Staeck).
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Rühmkorf das Tagebuch – als Versuch,
»die kaleidoskopartig zusammenschie-
ßenden Widersprüche noch einmal als in-
dividuellen Komplex zu erfassen«.

Das Tagebuch als Zeitroman

Die Rede ist von dem Werkkomplex mit
dem Titel TABU, von dem zu Lebzeiten
zwei Segmente publiziert wurden. TABU I:
die Chronik der Jahre 1989/90, deutscher
Wendezeiten also. Höhepunkt: die Auf-
zeichnungen von einer Lesetournee durch
die gerade noch existierende DDR, deren
finales Stadium hellsichtig wahrgenom-
men wird. Den Vorzeichen einstürzender
Mauern und durchlässiger Grenzen (die
Mauer fiel in der Tat fünf Wochen später)
ist der animose Vorgeschmack patrioti-
scher Einheitseuphorie und deutsch-deut-
scher Fehlentwicklungen beigemischt. TA-
BU II, zehn Jahre später erschienen, tritt
den Rückzug in die persönlich wie poli-
tisch bewegten frühen siebziger Jahre an,
in eine selbsternannte Revolutionsepoche
mit der Roten Armee Fraktion als Speer-
spitze. Rühmkorf notiert: »... die Annah-
me eines kollektiven Paranoiasystem noch
die freundlichste aller möglichen Diagno-
sen.« An anderer Stelle: » ... meine kaum
erklärlichen Idiosynkrasien gegenüber
den generationsübergreifenden Devotio-
nalienbildern unserer herrschenden Rev-
Popkultur. Che Guevara – Frantz Fanon –
Marighela – Malcolm X – Rudi Dutsch-
ke – RAF-Fahndungsfotos – ein nicht en-
denwollender Heiligenfries als Überbau-
dekoration unserer Undergroundaktivis-
ten...« 

Auch für Ulrike Meinhof, die Wegge-
fährtin aus früheren konkret-Zeiten, hielt
Rühmkorf eine Deutung bereit, die ge-
walttätigen Veränderungseifer und per-
sönliche Familienmisere unmittelbar in
Beziehung setzte: »Daß ihre wirkliche
Wunde Klaus Röhl heißt, will die in ideo-
logische Wahnvorstellungen vernarrte Mit-

welt schon gar nicht wahrhaben – es ver-
stieße allzu lachhaft gegen ein oblaten-
haftes Heiligenbild.« Genosse Rühmkorf
mitsamt Eva-Marie, der Ehefrau, die sich
damals um die Resozialisierung von straf-
fälligen Jugendlichen kümmerte, wusste
sich gegen solche Schwärmerei gefeit:
»Beide zusammen – wir – letzten Endes
auf das praktisch Machbare und konkret
Verbesserliche eingeschworen.« Nach Ver-
haftung der Meinhof notiert er: »... da wird
es in den nächsten 20 Jahren kaum noch
ein Entkommen und keine roten Blüten-
träume mehr geben. Während ihre senti-
mentalischen Sympathisanten, mittlerweile
an der Grenze des Pensionsalters, erinne-
rungsselig über ihren Memoiren und Ge-
nossen-wisst-ihr-noch-Rückblicken sit-
zen. Der lange Marsch durch die Institu-
tionen – als täglicher Rundgang auf wech-
selnden Gefängnishöfen.«

Aber dann kam für den 77jährigen die
schwere, zehrende Krebserkrankung. Ihr
hat Rühmkorf im letzten Winter noch
einmal einen Gedichtband abgewonnen:
Paradiesvogelschiß. Er enthält in seinem
umfangreichen zweiten Teil wunderbare
Wortfügungen und Geistesblitze, die noch
in der geringsten Spruchweisheit den gro-
ßen Poeten offenbaren, der sich eine Welt
aus Wörtern baut. Man schaut in die Werk-
statt und fragt sich, wie es sich verhält mit
Einfall und Form: wenn jener zündet, ist er
bereits Form geworden. Handwerkliche
Erfahrung, von zweiter Unschuld kaum zu
unterscheiden. Den Band eröffnet die
»Ballade von den geschenkten Blättern«,
die man gleichermaßen als Dankgesang
und Abschiedsgruß (und nebenbei als
Gedicht über das Dichten) lesen kann:
»Weil auf jedem Blatt steht ein goldener
Spruch / in privater Geheimschrift ge-
schrieben. / Und wenn du sie einsäckelst
Fitz für Fitz, / selbst die schrägen und
scheinbar verrenkten, / und es mangelt dir
eines Tages an Witz, / dann greif nur zu-
rück auf deinen Besitz, / und es knattern
wie eh die Poengten…«
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NG/FH: Im März in Berlin sagtest Du, Du
hättest die Bibel dabei. Du liest sie immer
wieder?

Yoram Kaniuk: Ja, weil ich die Art des
Erzählens liebe. Manchmal denke ich, mir
sind noch nirgends bessere Erzählungen
begegnet: ohne Urteile, ohne Psychologie,
ohne Erklärung. Zwanzig oder dreißig Zei-
len, und alles steckt darin. Außerdem ist
dort von Menschen die Rede, die manch-
mal Schreckliches tun. Abraham versucht,
seine Frau zu verkaufen und gibt sie als
seine Schwester aus. Er geht nach Ägypten,
weil er vor dem Hunger wegläuft. Und
dann ist er der Stammvater Israels! Dieser
Mann, der seine beiden Söhne in die Wüste
in den Tod schickte. Die biblischen Helden
sind voller menschlicher Schwächen. Das
sind Giganten, die zugleich ganz niedrig
sind. Anders als bei den Griechen sind es
keine Figuren der Bewunderung. Und doch
haben sie Größe.

Jetzt in Barcelona habe ich die bei-
den Schöpfungsgeschichten wiedergele-
sen. »Und Gott sprach: Es werde Licht!
Und es ward Licht.« Das geht auf babylo-
nische Motive zurück. Aber in der hebrä-
ischen Version, die zuerst auftauchte, heißt
es, er schuf durch Worte. Deshalb sagt auch
Johannes: »Am Anfang war das Wort.« Das
Wort ist die Essenz der jüdischen Tradi-
tion, die Essenz des frühen Christentums,
die Essenz einer Kultur, die nicht wie die
Ägypter riesige Monumente erbaute, son-
dern Gebäude aus Worten. Eine ganze Welt
aus Worten.

NG/FH: Ich habe mich immer gefragt, wie

die hebräische Sprache wiederbelebt wur-
de. Heute ist Hebräisch eine ganz normale
Alltagssprache, voller Internationalismen
und Slang.

Kaniuk: Das war eine große Revolution.
Wir haben es geschafft, eine Sprache zu
modernisieren – die zwar in Gebrauch war
all die Jahre,aber nicht im Alltag – ohne sie
zu verändern. Ein achtjähriges Kind kann
heute die Bibel lesen! Vielleicht stockt es
hier oder da, wie ein englischsprachiges
Kind, das Shakespeare liest. All diese Wör-
ter haben ihre Wurzeln in den alten Bü-
chern. Wir haben uns bei den Verände-

Das Werk von Yoram Kaniuk wurde in viele Sprachen übersetzt und mehrfach
ausgezeichnet. Im März war er auf Einladung der Friedrich-Ebert-Stiftung in
Berlin und München. Die Fragen stellte Natascha Freundel (*1974), sie arbeitet
als freie Journalistin in Berlin.

Yoram Kaniuk

Geboren 1930 in Tel Aviv. Er kämpfte
unter Yitzhak Rabin im 1948er Krieg
und wurde in Jerusalem schwer ver-
wundet. Als Helfer auf einem Immi-
grantenschiff begegneten ihm zum ers-
ten Mal Holocaust-Überlebende aus
Osteuropa – eine einschneidende Er-
fahrung. 1951 verschlug es ihn nach
Paris und Amerika, als Maler, Journa-
list und Schriftsteller. In New York City
lernte er das Leben der Musik- und
Künstlerbohème und seine Frau Mi-
randa kennen. Nach zehn Jahren kehr-
te er nach Tel Aviv zurück. Kaniuk ver-
fasste 17 Romane sowie Erzählungen,
Essays und Kinderbücher. Sein Werk
wurde in viele Sprachen übersetzt und
mehrfach ausgezeichnet, unter ande-
rem mit dem wichtigsten israelischen
Literaturpreis, dem Brenner-Preis.

Gespräch mit dem Schriftsteller Yoram Kaniuk

60 Jahre israelische Literatur
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rungen an die Wurzeln gehalten.Vielleicht
ist die Wiederbelebung des Hebräischen
überhaupt das Größte, das hier geschehen
ist. Dass man eine L-15 fliegen kann, und
dabei die Sprache von Moses benutzt.

NG/FH:War Dir als Kind bewusst: Ich kann
alles mit dieser Sprache machen, weil sie
noch wächst?

Kaniuk: Hebräisch ist so uralt: Zum Bei-
spiel »dam« ist Blut, »adam« ist Mensch,
»adom« ist Rot, »adama« ist Erde. Du
kannst sehen, wie die Sprache aufgebaut
ist. Nicht nur Hebräisch, alle kanaaniti-
schen Sprachen jener Zeit. Beinah überall
im Hebräischen findet man diese logische

Verbindung. Das gibt es im Englischen
oder Französischen nicht. Deshalb war
Hebräisch einfach zu erneuern. Heute ist
es in einem extremen Maße modern, das
ist wunderbar. Meine Mutter gehörte zur
ersten Generation, die Hebräisch sprach.

NG/FH: Ich höre oft von Israelis: Wenn
du die Schönheit und Raffinesse unserer
Sprache kennenlernen möchtest, musst
Du Agnon lesen. Aber mein Hebräisch
reicht kaum für Straßenschilder hin, und
auf Deutsch war Agnon eine Enttäu-
schung.

Kaniuk: Ich habe Agnon noch nie ge-
mocht. Er schreibt mir zu parfümiert. Er
hat ein paar sehr gute Kurzgeschichten, die
mir gefallen.Aber es gibt viele Autoren sei-
ner Generation, die ich weit mehr schätze,
z.B.Asher Barash.Nur wurde keiner davon
wie er zu einer Vaterfigur der israelischen
Literatur gemacht.

NG/FH: 1966 bekam Agnon als erster he-

bräischer Schriftsteller den Literaturno-
belpreis.

Kaniuk: Zusammen mit Nelly Sachs, die
eine große Lyrikerin war. Eine deutsche
Lyrikerin, die in Schweden lebte und ge-
liebt wurde. Aber man wollte unbedingt
auch einen Israeli dabei haben. Deshalb
wurde Agnon mit ihr ausgezeichnet, als
Tribut an den jungen Staat Israel. Nelly
Sachs war damals die Heldin des Preises.
Was sie über die israelische Nation, über
Juden geschrieben hat, ist so schön, emo-
tional und konkret zugleich. Sie schrieb
wirklich mit Feuer. Zum Beispiel: »einer
muss doch die blutigen Fußspuren Israels
aus dem Sande sammeln«. Ich muss dabei

immer an meinen Vater denken, der nach
Israel kam, ohne in die Fußstapfen seiner
Familie treten zu können. Und ich bin
nach Deutschland gefahren, um nach sei-
nen Spuren zu suchen und ihnen nachzu-
gehen.

NG/FH: Agnon wurde 1888 in einem gali-
zischen Schtetl geboren. Die erste Schrift-
stellergeneration der »echten Israelis«, der
»Sabres«, wollte mit dieser Welt nichts
mehr zu tun haben. Der Historiker Tom
Segev schreibt in seinem Buch Die ersten
Israelis über die Flut von Zeitungen und
Zeitschriften vor, während und nach dem
Unabhängigkeitskrieg 1948 und über die
Romane, in denen der attraktive, starke
israelische Soldat wie ein Cowboy durch
die Wüste reitet und, wenn er denn schie-
ßen muss, hinterher weint. Haben Bücher
aus dieser Zeit noch Gewicht?

Kaniuk: Damals gab es ein paar sehr gute
Bücher. Etwas Neues begann. Sie handelten
von Sabres, die in den Krieg zogen. Heute
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» Die Israelis sagten damals, dass die Juden nie eine eigene Geschichte hat-
ten, sie waren immer Teil der Geschichte anderer. Und jetzt kehren sie zu-
rück nach Erez Israel, um auch Geschichte zu machen. Doch was ist das für
eine Geschichte? Ist sie jüdisch, israelisch? Bis heute ist diese Frage offen.«
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mag manches davon merkwürdig klingen.
Aber mich haben diese Bücher beeinflusst.
Ich kam aus diesem Krieg. Und die Bücher
handelten nicht nur von Israelis, die wie
Cowboys herumlaufen. Sondern auch vom
Zusammenprall mit den Holocaust-Über-
lebenden, die damals nach Palästina ein-
wanderten. Das ist grundlegend für Israel:
dieser Zusammenprall. In den ersten an-
derthalb Jahren nach der Staatsgründung
kamen 350.000 Holocaust-Überlebende in
ein Land, in dem bis dahin 650.000 Juden
lebten. Diese Vermengung und diese Ago-
nie! Eine gewaltige Geschichte, über die
nicht sehr viel geschrieben wurde, denn es
war ja alles noch im Werden.

Moshe Shamir war einer der führenden
Schriftsteller dieser Zeit, ein sehr guter.
Aber er wurde später ein rechter Politiker,
und alle haben ihn dafür gehasst. Es gibt
diesen Satz von ihm: »Elik wurde aus dem
Meer geboren.« Er meinte seinen Bruder,
der im 1948er Krieg gefallen ist. Das wurde
ein Sprichwort in Israel: Elik ging nicht aus
der jüdischen Vergangenheit hervor, son-
dern aus dem Meer, ohne Vergangenheit.
Die Israelis sagten damals, dass die Juden
nie eine eigene Geschichte hatten, sie waren
immer Teil der Geschichte anderer. Und
jetzt kehren sie zurück nach Erez Israel, um
auch Geschichte zu machen.

Doch was für eine Geschichte? Ist sie
jüdisch, israelisch? Bis heute ist diese Frage
offen. Kann Elik aus dem Meer geboren
sein? Ohne Wurzeln, ohne Chassid, ohne
Großvater, denn all diese Leute starben im
Holocaust.

NG/FH: Dein Roman Adam ben kelev (Adam
Hundesohn) war 1968 soweit ich weiß der
erste israelische Roman,der vom Holocaust
erzählte. Von Menschen, die im Holocaust
den Verstand verloren haben und nun in ei-
nem Zirkus in der Wüste auftreten ...

Kaniuk: Bis heute wissen die Leute nicht,
was sie damit anfangen sollen. Weltweit
bekam es wunderbare Kritiken, aber hier

haben viele Schwierigkeiten damit, wie ich
Humor in Leidensgeschichten einsetze.
Ich bin ein Jude, und Juden haben ihre Ge-
schichten immer so erzählt. Ich tat es aber
’68, nach dem Sechs-Tage-Krieg, als jeder
nur daran dachte, wie großartig und fan-
tastisch wir sind. Von wegen, wir können
die ganze Welt erobern.

NG/FH: Der Holocaust war lange kein
wichtiges Thema in Israel. Erst 1989 kam
Stichwort Liebe von David Grossman he-
raus, der Roman, von dem es oft heißt, er
habe das Holocaust-Tabu gebrochen.
Auch die Bücher von Aharon Appelfeld
galten lange als jüdische und nicht israeli-
sche Literatur. Jetzt hat Paul Schrader aus
Adam Hundesohn einen Film gemacht:
Adam Resurrected mit Jeff Goldblum,
Willem Dafoe und Joachim Król. Die
Premiere soll noch in diesem Frühjahr
sein. Die Holocaust-Zeugen werden im-
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mer weniger, in den Medien, in der
Literatur, im Film ist das Thema aber ganz
zentral.Weshalb?

Kaniuk: Weil es so ungeheuerlich war und
so unglaublich. Nehmen wir meine Fami-
lie. Meine Mutter kam früh, aus Russland.
Aber mein Vater kam aus Berlin und vor-
her aus Osteuropa. Seine gesamte Familie
wurde ermordet, in einer Stadt, an einem
Ort, an einem Tag. Er hat nie darüber ge-
sprochen. Erst vor ein paar Jahren fand
man es in Yad Vashem heraus: alle Ver-
wandten, Onkel, Cousins und so weiter. Es
war zuviel für meinen Vater. Er muss ge-
dacht haben, dass er sie betrogen hat, weil
er nicht bei ihnen geblieben ist. Das The-
ma ist immer wichtiger geworden mit der
Zeit. Und wenn der iranische Präsident
sagt, Israel müsse zerstört werden, oder
wenn es in Europa heißt, Israel sei eines
der größten Probleme der Welt, dann zeigt
der Antisemitismus sein neues Gesicht,
den Antizionismus. Und die Menschen
hier erinnern sich, dass ein Drittel unserer
Nation das durchlebt hat.

NG/FH: Gibt es ein Spezifikum der isra-
elischen Literatur? 

Kaniuk: Sie ist wundervoll. Aber ich bin ein
Außenseiter. Den meisten kanonischen
Autoren fehlt Humor, meiner Ansicht nach.
Sie nehmen sich selbst zu ernst und ver-
wenden eine Sprache, die mir nicht be-
sonders zusagt. Leute wie Amos Oz, A. B.
Jehoshua, David Grossman. Ich mag Auto-
ren wie Orly Castel-Bloom oder Itzhak
Laor, die etwas von schwarzem Humor ver-
stehen. Sie sind eher Underground, haben
mehr Wut, schärferen Witz. Sie schreiben
aus dem Schmerz ihrer Erfahrungen heraus
und lachen über den Schmerz. In Au-
schwitz kursierten viele Witze. Und die
Frauen dort schrieben einander Koch-
rezepte auf. Ich mag Literatur, die diese
Kraft hat. Die kanonische israelische Lite-
ratur ist sehr gut, ich kritisiere sie nicht.

Aber mir fehlt da etwas, das immer typisch
für die Juden war: der Sinn für Humor, das
Lachen in der Hölle. Leiden und Lachen.

NG/FH: Mitte der 80er Jahre bist Du zum
ersten Mal nach Deutschland gefahren,
auf Einladung des Bundespräsidenten. In
Deinem Buch Der letzte Berliner von 2002
hast Du Dich über Antisemitismus und
Israelfeindlichkeit hierzulande ausgelas-
sen. Jetzt in Berlin sagtest Du, seit die Stra-
fe, die Wunde der Mauer verschwunden
ist, kannst Du Berlin nicht mehr richtig
böse sein.

Kaniuk: Ich habe den Eindruck, zwischen
unseren beiden Ländern geschieht gerade
etwas, noch im Verborgenen. Das wird Be-
gegnungen in der Zukunft erleichtern. Die
Wut ist weg, jedenfalls auf der israelischen,
jüdischen Seite. Deutsche machen sich
Sorgen um die Zukunft Israels. Aber die
Juden in Deutschland haben Probleme da-
mit, wenn ich sage, jüdisches Leben hat in
Deutschland keine Zukunft in den nächs-
ten fünfzig Jahren. Ich denke, Juden sollten
etwas stolzer sein und nicht in Deutsch-
land leben. Deutscher zu werden nach al-
lem, was geschehen ist – dafür ist es ein-
fach zu früh. Warum wollen die professio-
nellen Juden in Deutschland dafür gefeiert
werden, dass sie deutsche Juden sind? Ich
verstehe das nicht.

NG/FH: »Berlin ist für manche eine Ver-
längerung von Tel Aviv«, sagte mir vor
kurzem der Künstler Dan Reisner. Im
April konnte ich hier viele jüngere Autoren
treffen, Eshkol Nevo, Assaf Gavron, Ron
Leshem, Yiftach Ashkenazy. Für sie ist
Etgar Keret ein Vorbild. Nevo sagte: »Wir
schreiben ganz anders als die ältere Gene-
ration, wir sprechen zum Beispiel viel offe-
ner über Sex. Wir sind auch viel schneller,
bei uns passen Anfang, Mitte und Ende
einer Geschichte auf eine Seite.«

Kaniuk: Das stimmt. Und ich habe das
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schon vor fünfzig Jahren gemacht. Aber ich
mag diese Generation, und sie sind meine
besten Leser. Die Jüngeren sprechen nicht
im Namen der Nation. Sie schreiben oft
sehr witzig. Was Sex in der Literatur be-
trifft, das kümmert mich nicht besonders.
Mich interessiert eher der Unterschied zwi-
schen Goethe und Kleist. Kleist wurde zu
seiner Zeit nicht verstanden, aber er ist ei-
ner der größten Schriftsteller überhaupt.
Goethe fehlt, was es in Michael Kohlhaas
gibt.

NG/FH: Assaf Gavron und Eshkol Nevo
lassen in ihren Romanen auch einen Paläs-
tinenser sprechen. Sie nehmen die Rolle
des anderen ein. Ist das neu?

Kaniuk: In meinem Buch Bekenntnisse ei-
nes guten Arabers von vor 35 Jahren spricht
ein Junge, der halb Araber ist, halb Israeli.
Jetzt werden diese Stimmen stärker wahr-
genommen und gefeiert, das überrascht
mich nicht.

NG/FH: Juden waren ein Volk der Bücher,
Du sagtest, sie kamen nach Israel, um eine
Geschichte zu haben. Nun haben sie eine.
Aber es verändert viel, zum Akteur zu wer-
den. Spielt diese Spannung im intellektuel-
len Diskurs Israels heute eine Rolle?

Kaniuk: Ich denke, heute haben es die
Leute hier sehr schwer. Anders als meine
Generation, die einen Staat hervorbrachte
aus dem Nichts. Und zwar, um die Juden
Europas zu retten. Heute wissen viele nicht
genau, weshalb sie in Israel leben. Sie lieben
die Sprache, die Landschaft, das Wetter,
aber sie haben keine starke Verbindung zu
den Wurzeln Israels. Einige sind sehr links
und kritisieren die Politik. Das ist in Ord-
nung. Ich glaube, Israel ist eine großartige
Geschichte, und viele schreckliche Dinge
passieren.Aber jedes Land tut Furchtbares.
Junge Autoren schreiben heute über die
arabische Seite, über die Naqba. Es findet
eine Diskussion statt, die sich in Literatur

manifestiert. Alles ist viel offener. Aber es
ist sehr schwierig, hier zu leben.Als ich aus
Barcelona zurückkam herrschte Krieg im
Libanon,Ashkelon wurde beschossen.Hier
passieren so viele Dinge an einem Tag wie
in Dänemark in einem Jahr.

(Aus dem Englischen von Natascha
Freundel)

Auf Deutsch sind von Yoram Kaniuk
u.a. erschienen:

Bekenntnisse eines guten Arabers, Ro-
man, 1988; Adam Hundesohn, Roman,
1989; Der letzte Jude, Roman, 1990; Das
zweifach verheißene Land, mit Emil Habibi,
1997; Und das Meer teilte sich. Der Kom-
mandant der Exodus, 1999; Verlangen, Ro-
man, 2001; Der letzte Berliner, 2002; Die
Queen, ihr Liebhaber und ich, Roman, 2004;
I did it my way, 2006; Die Vermisste, Roman,
2007.
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Der englische Kulturhistoriker Peter Bur-
ke, dem wir eine Reihe lesenswerter Bü-
cher über das frühneuzeitliche Italien ver-
danken, hat einmal gesagt, die städtische
italienische Gesellschaft sei eine »Theater-
gesellschaft«. Damit meinte er natürlich
nicht, dass die Italiener besonders gern
und häufig ins Theater oder in die Oper
gehen, vielmehr, dass sie in ihrer Selbst-
darstellung und Kommunikation Formen
bevorzugen, die auf theatralische Effekte
zielen – eben wie auf einer Bühne.

An – wenn auch schlechtes – Theater
fühlt man sich erinnert, wenn man italie-
nische Wochenschauen und Propaganda-
filme aus den 30er und frühen 40er Jahren
betrachtet, die öffentliche Auftritte Benito
Mussolinis zeigen. Die sorgsam inszenier-
ten Veranstaltungen mit dem Duce, etwa
wenn er vom Balkon des Palazzo Venezia
die Massen rhetorisch aufpeitschte, waren
tatsächlich Theateraufführungen großen
Stils. Was aus dem historischen Abstand
von siebzig, achtzig Jahren eher lächerlich
und erhaben komisch anmutet – die über-
spannt virile Körpersprache des Faschis-
tenführers, seine mahlenden Kinnladen
und grotesken Armbewegungen –, ver-
fehlte seinerzeit nicht seine Wirkung
auf die Masse der Zuhörer. Mussolinis
»Theaterstil«, wenn man so will, erwies
sich als höchst effektiv im Sinne der von
ihm übermittelten politischen Botschaften

und Appelle. Der theatralisch aufgerüstete
Körper des Duce – zeitgenössische Fotos
zeigen ihn abwechselnd als Bauern, Ar-
beiter, Sportler, Soldaten und Lebemann –
war das größte politische Kapital Musso-
linis, mit dem er geschickt zu wuchern
wusste.

Gerade die Geschichte des Faschismus
bietet sich für eine Historiografie an, die
ihren Gegenstand unter dem Aspekt des
Körpers und der Körperpolitik betrachtet.
In seinen Männerphantasien hat Klaus
Theweleit brillant vorgeführt, welchen
Nutzen und Ertrag ein solch »körper-
politischer« Zugang für das Verständnis
faschistischer Massenbewegungen ab-
wirft. Der 1963 geborene italienische His-
toriker Sergio Luzzatto ist noch einen
Schritt weitergegangen und hat vor zehn
Jahren eine Studie vorgelegt, die sich mit
dem toten Körper des Duce beschäftigt.
Sie ist jetzt in deutscher Übersetzung un-
ter dem etwas vagen Titel Ein Leben nach
dem Tod erschienen; das italienische Ori-
ginal spricht präziser von einem Körper
»zwischen Imagination, Geschichte und
Gedächtnis«.

Berühmt-berüchtigt sind jene Fotos,
die die toten und geschändeten Körper
Mussolinis und seiner Geliebten Clara
Petacci auf dem Mailänder Piazzale Loreto
zeigen. Nachdem beide am 28. April 1945
von Partisanen aufgespürt und erschossen
worden waren, wurden die Leichen am
nächsten Tag öffentlich zur Schau gestellt,
indem man sie unter dem johlenden Bei-
fall der anwesenden Menge am Gitterdach
einer Tankstelle an den Füßen aufhängte.
Das makabre Schauspiel war, wie Luzzatto
schreibt, nicht nur eine Art »letzte Ölung,
sondern auch eine Bluttaufe«. An diesem
Tag und an diesem Ort wurde das nach-

Hans-Martin Lohmann

Kampf um die Hegemonie

Mussolinis bizarres Nachleben

Hans-Martin Lohmann

(*1944) ist freier Publizist in Frankfurt
am Main. Er arbeitet regelmäßig

für Die Zeit und den Deutschlandfunk.
Seine Schwerpunkte sind

Psychoanalyse und Marxismus.

k.stroczan@freenet.de
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faschistische, das neue demokratische Ita-
lien geboren. Mit der öffentlichen und de-
mütigenden Zurschaustellung der Toten
auf dem Piazzale Loreto wurde zugleich
eine alte Rechnung beglichen: Genau hier
nämlich hatten die faschistischen Milizen
im August 1944 die Leichen von fünfzehn
Mitgliedern der Resistenza, die auf Befehl
der SS erschossen worden waren, depo-
niert und dem öffentlichen Blick preisge-
geben. »Sie lagen übereinander, bedeckt
von Fliegen«, notierte die Journalistin Ca-
milla Cederna. Für den linken und kom-
munistischen antifaschistischen Wider-
stand war es gleichsam Ehrensache, die
Rache am toten Körper des Duce an dem
Ort zu exekutieren, der als Ort der Erinne-
rung an die entehrten und erniedrigten
Opfer aus den eigenen Reihen festge-
schrieben war. Luzzatto spricht in Bezug
auf diese Ereignisse von einer »Tragödie
der Körper«.

Die öffentliche Zurschaustellung des
toten Mussolini, auf zahlreichen Presse-
fotos festgehalten, sollte nebenbei den
Zweck erfüllen, jeden Zweifel daran zu er-
sticken, dass es mit dem Faschismus ein
für alle Male vorbei war. Mögliche Ängste
oder Hoffnungen, der Duce könnte den
Zusammenbruch der Republik von Salò
überlebt haben, konnten nur mittels der
nicht zu widerlegenden Semiotik des toten
Körpers gegenstandslos gemacht werden.
Wenn man sich vergegenwärtigt, welche
Irritationen, Spekulationen und Fantasien
im Deutschland der unmittelbaren Nach-
kriegszeit die Tatsache auslöste, dass der
Körper des toten Führers Adolf Hitler un-
auffindbar war, dann war die, wenn auch
barbarische, Tat der Resistenza ein Akt po-
litischer Rationalität.Allerdings kann man
sich, wie es der Autor tut, auch fragen, ob
die massenhafte Anteilnahme an der öf-
fentlichen Schändung des toten Mussolini
nur das Spiegelbild jener Massenver-
sammlungen auf der römischen Piazza
Venezia war, auf denen die Italiener ihrem
Duce einst zugejubelt hatten.

Der Körper des Duce sollte Gesell-
schaft und Politik Italiens noch für Jahr-
zehnte beschäftigen. Luzzatto entfaltet die-
se Geschichte im Stil eines veritablen Man-
tel- und Degenstücks, in dem sich allerlei
sinistre Figuren als Täter, Agenten und
Strippenzieher betätigen. Nachdem die
Leiche auf Geheiß des amerikanischen
Militärkommandos vom Piazzale Loreto
entfernt und im städtischen Leichen-
schauhaus gerichtsmedizinisch obduziert
worden war, schaffte man sie, zusammen
mit der Clara Petaccis und anderer Fa-
schistenführer, in aller Heimlichkeit auf
einen Mailänder Friedhof, wo sie anonym
verscharrt wurde.

Gleichwohl gelang es einem jungen
Faschisten, Domenico Leccisi, im April
1946, das Grab des Duce zu identifizieren,
den Leichnam mit einigen Helfershel-
fern heimlich zu exhumieren und zu ent-
wenden. Es dauerte hundert Tage, bis die
Polizei in der Lage war, den Täter zu ver-
haften und den toten Körper des Duce
sicherzustellen. Man fand ihn in der be-
rühmten Certosa di Pavia unter der Obhut
von Franziskanermönchen. Nicht nur in
diesem Zusammenhang stellte sich für
viele Italiener die Frage, welche Rolle die
Kirche im katholischen Italien während
der Zeit des Faschismus gespielt hatte und
ob es angemessen sei, Mussolini postum
Barmherzigkeit angedeihen zu lassen,
indem man ihm eine christliche Bestat-
tung gewährte. Nach Luzzattos Auffas-
sung neigten weite Kreise der Kirche dazu,
»die epochale Bedeutung des Übergangs
von der Diktatur zur Demokratie herun-
terzuspielen« und das politische Gewicht
des Neofaschismus, der sich schon 1946
als Partei etabliert hatte, großzügig zu
bagatellisieren. Manches erinnert dabei
an die laue und zweideutige Haltung, die
der Pacelli-Papst gegenüber der Juden-
politik des »Dritten Reiches« eingenom-
men hatte.

Der »Fortsetzungsroman« (Luzzatto)
um den toten Körper des Duce war damit
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noch nicht beendet. Auf Anweisung des
Ministerpräsidenten De Gasperi wurde
Mussolinis Leichnam von 1946 bis 1957
»aus Gründen der Staatsräson« versteckt
gehalten – in einer Kapelle des Kapuziner-
klosters Cerro Maggiore in der Nähe von
Mailand. Damit sollte vermieden werden,
dass das Grab des Duce im Guten wie im
Schlechten ein Ort der Erinnerung würde.
Paradoxerweise führte diese staatspoliti-
sche Maßnahme dazu, das die physische
Abwesenheit des Leichnams nur seine All-
gegenwart in der kollektiven Fantasie be-
förderte. So wurde unter anderem in der
Öffentlichkeit immer wieder die Frage er-
örtert, ob der Duce nicht ein politisches
Testament hinterlassen habe. 1957 schließ-
lich, unter dem Druck der Gelegenheit, die
Neofaschisten zu befrieden und den poli-
tischen Führungsanspruch der Democra-
zia Cristiana bis hin zur extremen Rechten
auszudehnen, entschloss sich die Regie-

rung, den Leichnam der Familie Musso-
linis zu übergeben, die ihn auf dem Fried-
hof von Predappio zu Grabe trug – bis
heute ein italienischer Wallfahrtsort, wo
man sich in ein Kondolenzbuch eintragen
kann.

Natürlich geht es dem Historiker nicht
um die bloße Nacherzählung eines reich-
lich bizarren Theaterstücks – obwohl die
Versuchung dazu beträchtlich ist. Den Fa-
schismus als Theater zu definieren und im
Duce eine »gemeinsame Maske« zu sehen,
in der man sich wiedererkennen konnte,
hatte den – je nachdem gewollten oder un-
erwünschten – Effekt, entweder alle Ita-
liener freizusprechen oder sie alle auf die
Anklagebank zu zerren. Demgegenüber
favorisiert Luzzatto eine Lesart, die den
Kampf um den toten Körper des Duce als
einen Kampf um die politische und kultu-
relle Hegemonie im Nachkriegsitalien in-
terpretiert, in dem nicht zuletzt den medial
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Bella Italia: Faschismus als Theater, Il Duce als »gemeinsame Maske«?
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in Szene gesetzten Bildern eine zentrale
Bedeutung zukommt. Im Laufe der 60er
Jahre setzte Luzzatto zufolge ein Prozess
der ideologischen und moralischen Legi-
timierung der Resistenza und damit der
italienischen Linken insgesamt ein, bei
dem die suggestive Macht der Bilder des
toten Duce und die damit verbundenen
Erinnerungen und Fantasmen allmählich
zurückgedrängt wurden. Vor allem unter
dem Einfluss des neuen Leitmediums Fern-
sehen, das die Illustrierten als Instrument
der kulturellen Erziehung ablöste, schwand
die Faszination, die der Duce als Lebender
und als Toter so lange auszuüben vermocht

hatte – die beliebig reproduzierbaren be-
wegten Bilder von Mussolini verloren, so
Luzzatto, ihre »besondere Aura«.

Gleichwohl behält die Theatermeta-
pher im Hinblick auf die italienische Öf-
fentlichkeit eine gewisse Berechtigung:
Ein Schauspieler und Entertainer vom
Schlage eines Silvio Berlusconi ist tat-
sächlich nur in Italien als Ministerpräsi-
dent möglich, und das bereits zum dritten
Mal.

Sergio Luzzatto: Il Duce. Das Leben
nach dem Tod. Aus dem Italienischen von
Michael von Killisch-Horn. Eichborn Ver-
lag, Frankfurt a.M. 2008, 353 S., € 28,50.

K U LT U R U N D K R I T I K

N G | F H   7 / 8 | 2 0 0 8 1 0 3

Es könnte sich um ein Werbemotiv der
Firma FIAT für den legendären Cinque-
cento handeln. Ein einnehmend blaues
Modell dieses Wagentyps vor weißem
Hintergrund. Ein in ähnlich strahlendem
Blau gehaltenes Lesebändchen. Ab in den
Süden. Dolce vita ... Der Inhalt des Buches
handelt aber mehr vom »Dolce amara«,
vom bitteren Leben der Opfer in den
bleiernen Jahren des italienischen Terro-
rismus. Während in Deutschland wie in
Italien unendlich viele Erinnerungen aus
den Reihen der Täter terroristischer Ge-
walttaten in den 70er, 80er Jahren existie-
ren, bleiben die Angehörigen der Opfer
fast immer stumm.In einigen Fällen ist der
Schmerz über den Verlust eines Familien-
mitglieds bis heute noch so groß, dass
die Betroffenen nicht an die Tat erinnert
werden wollen. Mario Calabresi, Sohn ei-
nes Attentatsopfers und Amerikakorres-
pondent der italienischen Tageszeitung La
Repubblica durchbricht mit seiner ebenso
detaillierten wie feinfühligen Recherche

über die Ermordung seines Vaters dieses
Schweigen.

Zum Hintergrund: Am 17. Mai 1972
wurde Kommissar Luigi Calabresi beim
Verlassen seiner Mailänder Wohnung mit
zwei Pistolenschüssen mit großer Kälte
und Präzision hingerichtet. Die Täter aus
dem Umkreis der sogenannten »Roten
Brigaden« (der deutschen RAF vergleich-
bar) hatten Calabresi ermordet, weil sie
ihn als verantwortlich für den Tod von
Giuseppe Pinelli, einem linken Anarchis-
ten ansahen. Pinelli war während eines
Verhörs zur Aufklärung, eines anderen
großen Attentats unter mysteriösen Um-

Carl Wilhelm Macke

Die Stimmen der Opfer

Mario Calabresi erinnert an die Ermordung seines Vaters

Carl Wilhelm Macke 

(*1950) freier Publizist in München
und Ferrara (Italien);
Geschäftsführer von »Journalisten
helfen Journalisten« e.V.
(www.journalistenhelfen.org).
Mitglied »Libertà e Giustizia«.

cwmacke@t-online.de
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ständen aus dem Fenster des Büros von
Kommissar Calabresi gestürzt. In dem
extrem aufgeheizten politischen Klima je-
ner Zeit wurde Kommissar Calabresi von
Seiten der extremen Linken sofort als per-
sönlich verantwortlich für diesen Tod de-
nunziert. Ganz besonders heftig wurde
Calabresi dabei von der Tageszeitung Lot-
ta Continua angegriffen. Maßgeblicher
Kommentator der Zeitung war damals
Adriano Sofri, der Jahre später von einem
ehemaligen Mitglied von Lotta Continua
als der entscheidende Drahtzieher bei der
Vorbereitung der Ermordung von Cala-
bresi bezeichnet wurde. Aufgrund der
Aussagen dieses Kronzeugen wurde Sofri
zusammen mit zwei anderen Angeklagten
zu einer mehrjährigen Gefängnisstrafe
verurteilt, die immer wieder durch Revi-
sionsverhandlungen neu in Frage gestellt
wurde. Die rechtsstaatliche Korrektheit
dieses Verfahrens wurde auch von Be-
obachtern infrage gestellt, die über jede
Sympathie für die Angeklagten erhaben
sind.

Tödliche Attentate für
gesellschaftliche Befreiung

Mario Calabresi hält sich mit einem Urteil
über die direkte persönliche Schuld der
drei Angeklagten zurück, auch wenn ihn
die öffentliche Aufmerksamkeit, die vielen
tatsächlichen oder nur vermeintlichen
»Rotbrigadisten« sehr schmerzt. Er ver-
sucht vielmehr, mit seiner detaillierten
journalistischen Recherche die aggressive
politische Stimmung im zeitlichen Umfeld
der Tat nachzuzeichnen, um sie auch für
nachgeborene Generationen verständlich
zu machen. Aber er rechnet nicht ab mit
den Tätern oder schwört Rache, sondern
er vertraut einer möglichst wahrheitsge-
mäßen Aufklärung der Taten – soweit dies
einem Opferkind überhaupt möglich ist.
Wie der Autor hier versucht, die Umstände
der Ermordung, vor allem aber die Ge-

fühle in der Familie des Opfers nach der
Tat in Worte zu fassen, ergreift den Leser
von der ersten Seite an. Zu den »Jahren des
Bleis«, der Zeit des sich linksextrem etiket-
tierenden Terrorismus, gibt es in Italien
wie auch in Deutschland inzwischen einen
jedes Jahr höher werdenden Berg an
Publikationen. Und trotzdem ist die Rat-
losigkeit über die Gründe für diese Ge-
waltwelle immer noch mehr gewachsen.
Was hat die an den tödlichen Attentaten
beteiligten jungen Menschen dazu ge-
bracht, sich anzumaßen, andere Menschen
umzubringen, die sie als Hindernis auf ih-
rem Weg »gesellschaftlicher Befreiung«
und »Weltverbesserung« ansahen? Wa-
rum haben sie auch vor der Zerstörung
ganzer Familien nicht zurückgeschreckt,
nur um ihren vollkommen abstrusen und
realitätsblinden Kampf gegen das »kapita-
listische Schweinesystem« zu führen?
Weshalb wird in der politischen Öffent-
lichkeit Italiens (und auch Deutschlands)
den terroristischen Tätern ungleich mehr
Aufmerksamkeit geschenkt als den Ange-
hörigen der Opfer, die mit ihrem Schmerz
alleine gelassen werden? 

Mit Hochachtung spricht Mario Cala-
bresi von Politikern wie Carlo Azeglio
Ciampi und Giorgio Napolitano, dem ehe-
maligen und dem heutigen italienischen
Staatspräsidenten, die endlich auch den
Opfern der Attentate in den 70er Jahren
ihren großen Respekt zollen. Eine Politik,
die ihre Lehren aus den Jahren des Terro-
rismus gezogen hat, kann auf die von ih-
nen repräsentierte Tradition ziviler Werte
und persönlichen Anstands nicht verzich-
ten. Damit weist das Erinnerungsbuch von
Mario Calabresi nach vorne und lässt jede
Form der Abrechnung hinter sich.

Mario Calabresi: Der blaue Cinque-
cento. Geschichte meiner Familie im Schat-
ten des Terrorismus (Aus dem Italienischen
übersetzt und mit einem Nachwort ver-
sehen von Michaela Wunderle). Schir-
merGraf Verlag, München 2008, 223 S.,
€ 17,80.
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Seit es soziale Ungleichheit gibt, wird ver-
sucht, sie zu erklären und zu rechtfertigen.
Seit Aristoteles nur »die Besten« (to aristoi)
geeignet fand, den Staat zu führen, hatte
die Aristokratie, der Adel, das Sagen. Erst
im 18. Jahrhundert, zeigt Deutschlands
führender Eliteforscher Prof.Michael Hart-
mann in seiner Elitesoziologie, kam »Elite«
in Frankreich als bürgerlicher Kampfbe-
griff auf.

»Elite ist eine soziale Gruppe mit
hoher Qualifikation, Leistungsfähigkeit
und -bereitschaft, die die Gesellschaft
stark beeinflusst« (Brockhaus). Hartmann
zeigt, wie (großbürgerliche) »Elite« in älte-
ren Theorien in Abgrenzung zur (klein-
bürgerlich-proletarischen) »Masse« ge-
rechtfertigt wurde.Diese Elitetheorien von
Mosca bis Pareto führten in den Führer-
kult des Faschismus und waren nach 1945
in Deutschland diskreditiert. Nach Jahren
des Schweigens wurden daher bei uns von
Dreitzel bis Dahrendorf angelsächsische
Ansätze über Funktionseliten, die mit Leis-
tung nach vorn kommen und miteinander
konkurrieren, rezipiert. Seit den 60er Jah-
ren zeigen kritische Ansätze, dass Eliten
in unseren Gesellschaften mit Klassen zu
tun haben, dass die ökonomische Teilelite
(Mills) viel Einfluss hat und dank ihres
ökonomischen auch kulturelles, symbo-
lisches und politisches Kapital anhäuft
(Bourdieu).

In den letzten Jahren wurden Eliten
immer offener propagiert und gefördert –
bei uns nicht zufällig vor allem im Bil-
dungssektor – zugleich gerieten sie aber
auch ins Gerede: Mit der Ungleichheit
wächst die Skepsis im Volk: Laut Allens-
bach halten 67 % die Manager und 50 %
die Politiker für gierig, 74 % der Manager
und 57 % der Politiker traut man wenig

Interesse für das Wohl der Bürger zu (FAZ
23.4.2008). In Die Arroganz der Eliten
schildert Heinz Verfürth Eliten, »die alle
Maßstäbe verloren haben«. Detailreich
schildert der Ex-Chefredakteur von Traum-
gehältern bis Korruption Eliten in Verruf,
ihr historisches Versagen und ihre aktuelle
Dialogunfähigkeit.

Dass Eliten eben nicht aus Leistungs-
gründen Erfolg haben, belegt Michael
Hartmanns Studie Der Mythos von den
Leistungseliten (2002): Die Langzeitanalyse
der Lebenswege promovierter Ingenieure,
Juristen und Ökonomen zeigt, dass deren
Karriere viel stärker als von Leistung und
Diplomen vom »klassenspezifischen Habi-
tus« abhängt, an dem sich Eliten wieder er-
kennen und den sie fördern. Kurz gesagt:
Kinder von Topmanagern werden wieder
Topmanager oder Juristen usw. Die Chan-
cen von Angestellten- oder Arbeiterkin-
dern sind weit schlechter: Bei aller Leistung
fehlt ihnen das gewisse Etwas, das ein
Großbürgerskind quasi von selbst mitbe-
kommt und es den Entscheidern sympathi-
scher macht. Und wo das nicht reicht, hel-
fen Elitebildungsstätten. Hartmanns inter-
nationaler Vergleich Eliten und Macht in
Europa zeigt, wie diese Schulen und Uni-
versitäten – in Frankreich die ENA u.a., in
Großbritannien »Oxbridge«, in USA die
»Ivy League« (Yale, Harvard etc) dafür sor-
gen, dass Eliten unter sich bleiben (da reüs-

Stefan Grönebaum

Auf dem Rollfeld zum Erfolg
Elite – im Kommen und in Verruf

Stefan Grönebaum

(*1962) Historiker und Politologe,
ist seit 1998 Chefredakteur der DEMO,
der größten deutschen Monats-
zeitschrift für Kommunalpolitik.

groenebaum@demo-online.de 
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siert eben auch ein George W. Bush, Vaters
Geld machte alle schlechten Noten wett).
Und hier sehen Teile unseres Bürgertums
zentrale Wettbewerbsschwächen: Einmal
waren Elitetheorien nach 1945 bzw. 1968
bei uns verpönt, zweitens fehlen renom-
mierte Elitenbildungsinstitute, die interna-
tional gleiche Chancen und national den
Abschluss gegenüber der Konkurrenz von
unten sichern könnten.

Damit wird klar, warum es heute Elite-
debatten gibt: Wenn auch das Bildungs-
system vor allem unter wettbewerbs- und
ökonomischen Aspekten gesehen wird,
braucht es die Einrichtungen, die dem
Großbürgertum bisher gefehlt haben. Julia
Friedrich beschreibt in Gestatten Elite auf
einfühlsame, aber theoriearme Weise den
neuen Kosmos elitärer Bildungsstätten, an
denen die Jungeliten lernen, »besser zu
sein als alle anderen«: Es sind Internate
wie Salem, Privatunis wie Witten-Her-
decke u.a., Tempel des Neoliberalismus
wie die European Business School bei Wies-
baden, wo die »Mehrleister« geformt wer-
den – immerhin trifft sie dort noch Stu-
denten, die zugeben, dass sie ohne das Geld
ihrer Eltern nie dort wären. Doch die
meisten werden bald von ihrer Überlegen-
heit überzeugt und ziehen aus, um als
Juristen und BWLer Gutes zu tun, d.h.
die Gesellschaft durchzuökonomisieren –
stets gewiss, es zu verdienen, bessere Jobs
zu haben und das Land zu dominieren.

Elite gefährdet Demokratie

Der Politik trauen sie wenig zu. Anstatt
Alternativen zu bieten, ebnet sie den Jung-
eliten das Rollfeld zum Erfolg, bis hin zur
Perversion, dass Eliteunis mehr Geld be-
kommen als ohnehin überfüllte staatliche
Massenunis – »Das Ende der Gleichheits-
lüge«, wie das Handelsblatt unlängst jubel-
te (9.4.2008). Hier hat Rot-Grün ein langes
Sündenregister: Während es von der Bil-
dungsexpansion der 70er Jahre zehrte, fi-

nanzierte es Privatunis wie die Rice Uni-
versity in Bremen und ließ die Staatsuni
hängen und die Studienchancen von Ar-
beiterkindern schlechter werden als vor
der Bildungsexpansion.

Gerechtfertigt werden alle Klimmzü-
ge, die Ungleichheit der Bildungschancen
noch zu vergrößern, mit dem Hinweis auf
die Notwendigkeit von Eliten: so FAZ-Bil-
dungsjournalistin Heike Schmoll in ihrem
altkonservativen Bildungs- und Tugend-
appell Lob der Eliten. Warum wir sie brau-
chen. Sie gibt zu, dass Eliten heute kaum
Gemeinwohlinteresse haben, aber sie
wünscht es, wie ihr geneigter Rezensent
und FDP-MdB Konrad Schily, der fordert,
dass Eliten »immer auch das Gemeinwohl
in Betracht ziehen« (Rheinischer Merkur,
3.4.2008). Tatsächlich hat wohl Michael
Hartmann Recht: »Die Elite gefährdet die
Demokratie« (Tagesspiegel, 23.2.2008). Die
Wirtschaftselite fordere Topbedingungen
vom Staat, wolle aber den schlanken Staat.
Heute predige sie das Ende der sozialen
Hängematte, morgen könnte sie ein Ende
der langwierigen und teuren demokrati-
schen Prozeduren fordern. Mit ähnlichen
Argumenten wurde bereits die störende
Mitbestimmung an den Unis beseitigt.

Ein Blick auf Berlusconis hemmungs-
lose Politik für Eliten lässt für die Zukunft
nichts Gutes erwarten. Während deutsche
Eliten versuchen, mit Hilfe der Politik na-
tionale Elitebildungsstätten zu errichten
wie andere Länder auch, sieht Hartmann
(2007) bereits eine globale (Manager-)
Klasse entstehen. Bis dahin ist Kampf an-
gesagt: Alle Studien sagen, dass die Kluft
zwischen Arm und Reich nirgends so ra-
sant wächst wie bei uns. Da verteidigen
Eliten ihre Privilegien, die Mittelschicht
wehrt sich gegen den Abstieg (siehe die
realen »Klassenkämpfe« bei der Fusion
von Real- und Hauptschule) und die Un-
terschicht gegen ihre Marginalisierung.
Wer bei den aktuellen Kräfteverhältnissen
gewinnt, wenn keine Bewegung oder Par-
tei mehr »die Masse« vertritt, zeigen die
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USA – wo der Klassenkampf entschieden
scheint: Nicht nur Multimilliardär Warren
Buffet sieht seine Klasse als klaren Sieger.

Julia Friedrichs: Gestatten Elite. Auf den
Spuren der Mächtigen von morgen. Hoff-
mann und Campe, Hamburg 2008, 255 S.,
€ 17,95.

Michael Hartmann, Der Mythos von
den Leistungseliten: Spitzenkarrieren und
soziale Herkunft in Wirtschaft, Politik,
Justiz und Wissenschaft. Campus, Frank-
furt a.M. 2002, 220 S., € 19,90.

Ders.: Elitesoziologie. Eine Einführung.
Campus Studium, Frankfurt a.M. 2004,
203 S., € 14,90.

Ders.: Eliten und Macht in Europa. Ein
internationaler Vergleich. Campus, Frank-
furt a.M. 2007, 268 S., € 19,90.

Heike Schmoll: Lob der Eliten. Warum
wir sie brauchen. C.H.Beck, München 2008,
173 S., € 17,90.

Heinz Verfürth: Die Arroganz der Eliten.
Gütersloher Verlagshaus, Gütersloh 2008,
255 S., € 19,90.
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Immerhin scheiterten bisher in Deutsch-
land sechs islamistische Terroranschläge –
teils, weil Bundeskriminalamt und Geheim-
dienste gut gearbeitet hatten, aber auch,
weil die Attentäter Anfängerfehler mach-
ten. Also alles ganz gut im Griff, könnte
man meinen. Falsch, sagt Annette Ramels-
berger in ihrem Buch Der deutsche Dschi-
had und sie zitiert die langjährige Chefin
des britischen Inlandsgeheimdienstes  MI5,
Eliza Manningham-Buller, mit dem Satz, es
sei »nicht mehr die Frage, ob ein Anschlag
geschieht, sondern nur noch wann«.

Doch die Stimmung in der Öffentlich-
keit bleibt davon unbeeindruckt: Nach jeder
neuen Meldung über einen Zugriff der Po-
lizei wallt die Aufmerksamkeit kurz hoch,
danach sinkt die Sorge vor Anschlägen ins
allgemeine Vergessen ab. Wir seien ja nicht
im Irak-Krieg dabei, zitiert Ramelsberger
die gängige Selbstberuhigungsformel, als
hätten die Deutschen »im Jahr 2002 eine

kollektive Lebensversicherung gegen den
Terror abgeschlossen«. Gegen dieses irrige
Gefühl und nicht aus Alarmismus schrieb
die Autorin der Süddeutschen Zeitung ihr
Buch. Denn »nicht Vorsicht ist dumm, son-
dern das Wegschauen aus Angst vor dem
Untergang der heilen Welt«.

»Sauber recherchiert« und »nie in Ge-
fahr der Meinungsmache« war die Begrün-
dung der Jury, als die SZ-Autorin für ihre
Reportage »Für eine Abschiebung ist es nie
zu spät« vor zehn Jahren den Theodor-

Gerhard Hofmann

Keine Frage des Ob, sondern des Wann
Annette Ramelsberger beschreibt die Planung
des »deutschen Dschihad«

Wir haben bisher Glück gehabt, mehr nicht. »Man kann fünfmal, sechsmal, sie-
benmal Glück haben«, warnt Innenstaatssekretär und Ex-BND-Chef August
Hanning, »beim achten Mal hat man kein Glück mehr«.

Gerhard Hofmann

(*1948) Historiker, war langjähriger
Chefkorrespondent von RTL und n-tv.
Zurzeit ist er Vice President International
Affairs der City Solar AG.

Gerhard.Hofmann@citysolar.de
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Wolff-Preis erhielt. Das Gleiche lässt sich
über ihr aktuelles Buch sagen. Sie vermeidet
das wohlfeile, aber unsäglich inhaltsleere
Geschwätz nichtssagender selbsternannter
Terrorexperten wie Tophoven und Ulfkotte,
die Gottseidank im Buch nicht vorkom-
men. Im Gegensatz zu ihnen hat Ramels-
berger Substanz, sie hat Daten und Fakten,
sie hat etwas zu sagen, und sie kann schrei-
ben. Souverän geht sie mit dem Stoff um,
packend schildert sie die Strafprozesse, in
denen sie oft als einzige Beobachterin saß.

Sie hat sehr gute Quellen: Gerichtsur-
teile und Aussagen von Zeugen, Gespräche
mit Staatsanwälten, Richtern und Vertei-
digern, Innenministern und Staatssekre-
tären, Vertretern der Nachrichtendienste
und Ermittler. Doch wichtiger noch sind
die Worte der Täter selbst, der O-Ton des
Dschihad, Dutzende von Wortprotokollen
aus abgehörten Telefongesprächen. Dabei
ergibt sich »ein Kaleidoskop von Erkennt-
nissen, das nur eines nicht ist: beruhigend«.
Dabei lässt sie auch Vorwürfe nicht unbe-
achtet, die Verantwortlichen täten des
Guten zuviel und beschnitten mit immer
schärferen Sicherheits-Forderungen unsere
Freiheit, das Lebenselixier der Demokratie.

Sie zitiert genau, hält sich natürlich an
den in diesem Genre verpflichtenden Quel-
lenschutz und auch daran, noch nicht
rechtskräftig Verurteilte ausschließlich mit
Namensinitial zu benennen.

Sauber listet Annette Ramelsberger die
sechs Fälle und deren Hintergründe auf, in
denen wir noch einmal davon gekommen
sind, zeichnet die Wege der Täter nach und
beschreibt deutsche Brennpunkte des Isla-
mismus wie das IIZ, das »Islamische Infor-
mationszentrum« in Ulm und das »Multi-
kulturhaus« in Neu-Ulm. Denn der Dschi-
had beginne keineswegs immer in den
Großstädten, sonder z.B. auch »in einem
Schrebergarten in Hessen« wie im Falle
des Sauerland-Trios. Die Autorin illus-
triert an vielen Einzelbeispielen,wie die oft
von Frust und Ausgrenzung gespeiste Ra-
dikalisierung vor sich geht,woher der Hass

auf alles Westliche kommt, welche Karrie-
ren vom Junkie zum heiligen Krieger füh-
ren, und wie sie im Gerichtssaal enden, wo
die Anwälte die Attentatsvorbereitungen
dann als »verbalerotische« Hirngespinste
zu verharmlosen versuchen.

Akribisch gibt sie Einblicke in die ver-
schlüsselte Sprache der Terroristen und
nimmt den Leser schließlich mit ins Inter-
net, dem neuen – und gefährlichen – An-
werbe- und Austausch-Forum vieler Isla-
misten, wobei sie um Verständnis dafür
wirbt, in streng limitierten und kontrol-
lierten Fällen online den Cyber-Verkehr
zu überwachen, jedoch nicht in Form der
Festplatten-Durchsuchung, das sei sinn-
los, sondern im Augenblick des sich ver-
schlüsselnden Tastendrucks.

Doch nicht »nur durch Härte, sondern
auch durch Sensibilität« müsse das Prob-
lem gelöst werden. »Nicht Selbstaufgabe«
(wie bei der Opernabsetzung in Berlin),
»nicht Selbstzensur« oder »romantische
Selbsttäuschung« sei vonnöten, sondern
»kritische Sympathie«. Ja zu (kontrollier-
tem!) Islamunterricht in den Schulen –
nein zu trennenden Mauern auf Fried-
höfen. Aber die jungen Moslems müssten
sich auch bei uns angenommen und zu
Hause fühlen – ein langer Weg. Noch fühlt
sich die Mehrheit ausgegrenzt, chancenlos.
Am Ende ist eine Minderheit bereit, Rache
zu nehmen an der ohnehin enthemmten
und verkommenen Gesellschaft, die einen
ablehnt. Aber es geht nur mit ihnen, nicht
gegen sie. Ob allerdings die Austrocknung
der Kreuzberger 1. Mai-Krawallszene durch
engagierte Anwohner als Beispiel für ge-
lungenen Umgang mit gewaltbereiten Mos-
lems taugt, wie am Ende des Buches erwo-
gen wird, darf in Zweifel gezogen werden.
Ein sehr wichtiges Buch, dem mehr als eine
Auflage zu wünschen ist, ab der zweiten
aber bitte mit Register.

Annette Ramelsberger: Der deutsche
Dschihad. Islamistische Terroristen planen
den Anschlag. Econ, Berlin 2008, 208 S.,
€ 16,90.
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Robert Reich und Paul Krugman, Ökono-
men und Vordenker der Demokratischen
Partei in den USA, beschäftigen sich in ih-
ren jüngsten Büchern mit dem gleichen
Thema: der Auflösung der egalitären Ge-
sellschaftsstrukturen der Nachkriegszeit.
Sie zeigen, wie der geteilte Wohlstand und
parteiübergreifende Konsens des »demo-
kratischen Kapitalismus« von einer Ära
wachsender Unsicherheit, Ungleichheit,
und Polarisierung abgelöst wurde. Das ein-
drucksvolle Wachstum der US-Wirtschaft
seit etwa 1980 ist vorwiegend den Wohl-
habenden zugute gekommen, während die
Interessen der Allgemeinheit an wirt-
schaftlichen, sozialen und umweltpoli-
tischen Schutzmaßnahmen vernachlässigt
worden sind. Diese Trends rückgängig zu
machen, würde weitreichende Reformen –
beispielsweise eine gewerkschaftsfreund-
liche Gesetzgebung und eine universelle
Krankenversicherung – voraussetzen, was
allein die Demokratische Partei erreichen
könnte. Trotz des gemeinsamen Ansatzes
weichen die Autoren in bestimmten Punk-
ten voneinander ab; bei scheinbar kleinen
Divergenzen geben sie grundverschiedene
Erklärungen für den Verfall des egalitären
Wirtschafts- und Sozialsystems der Nach-
kriegsjahre.

Lieber »Schnäppchen«
als soziale Verantwortung?

Reich, gegenwärtig Volkswirtschaftler an
der Universität von Kalifornien, Berkeley,
und ehemaliger Arbeitsminister in der
Clinton-Regierung,nennt die Blütezeit des
demokratischen Kapitalismus ein »nicht
ganz goldenes Zeitalter«. Die Wirtschaft ist
damals um 2,5 - 3 % pro Jahr gewachsen;
zudem nahmen fast alle Erwerbstätigen
durch höhere Löhne und großzügige, vom

Arbeitgeber mitfinanzierte Nebenleistun-
gen wie Krankenversicherung und Renten
am steigenden Wohlstand teil. Das reale
mittlere Familieneinkommen verdoppelte
sich zwischen 1947 und 1973.Aber ein der-
artiges sozial ausgewogenes Wachstum hing
auch mit geschichtlich einmaligen Faktoren
zusammen: unter anderem dem beschränk-
ten Wettbewerb, informellen Preisabspra-
chen, flächendeckenden Tarifverträgen
und staatlicher Regulierung bestimmter
Industrien.

Dieses Zeitalter war allerdings nie ganz
golden. Oligopole erschwerten Innovatio-
nen und führten zu hohen Preisen. Trotz-
dem hätten die USA in diesen Jahren,
Reich zufolge, »das Gemeinwohl annähe-
rungsweise erreicht«. Warum aber wurde
dieses anscheinend stabile, egalitäre Wirt-
schaftssystem aufgegeben? Reich antwor-
tet auf diese Frage anders als Krugman. Er
verspottet die üblichen politischen Erklä-
rungen: etwa die Erstarkung des Neolibe-
ralismus oder die zunehmende soziale Ver-
antwortungslosigkeit amerikanischer Un-
ternehmen. Stattdessen verweist er auf
technische und ökonomische Wandlun-
gen, die die bequemen Geschäftspraktiken
von ehedem unterminiert hätten. Zu die-
sen zählen u.a. der Einsatz der Container-
logistik sowie die Verbreitung von Com-
putern und globalen Versorgungsketten.
Diese hätten wiederum die Automation,
die Entindustrialisierung, und den globa-
len Wettbewerb beschleunigt.

Lewis Hinchman

Die Auflösung egalitärer Gesellschaftsstrukturen

Lewis Hinchman

(*1946) ist Professor für Politik-
wissenschaft an der Clarkson University
in Potsdam/New York.

hinchman@clarkson.edu
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Allmählich hätten solche Entwicklun-
gen die älteren oligopolistischen Strukturen
unterminiert. Unter dem Druck aggressiver
Konkurrenten und ungeduldiger Investo-
ren waren die Geschäftsleitungen immer
mehr bestrebt, ihre Kosten durch »unsozia-
le« Maßnahmen jeglicher Art zu senken.
Laut Reich ist es auch richtig so, denn Un-
ternehmen existieren, um den Gewinn zu
maximieren. Sie sollen uns lieber »Schnäpp-
chen« und innovative Produkte anbieten,
als sich sozial verantwortlich gebärden.

In ihrer Rolle als Investoren hätten die
meisten Amerikaner auch von dieser Inno-
vationswelle profitiert. Aber die Bürger-
interessen seien zunehmend aus den Augen
verloren worden. Konzerne hätten ihren
wieder aufkeimenden Wettbewerbseifer
durch Lobbying und massive Parteispen-
den in die politische Arena hineingetragen.
Das Gemeinwohl sei unter dem Druck der
Interessen der Großkonzerne und Verbän-
de ins Hintertreffen geraten. Das sei, so
Reich, die neue Wirklichkeit des »Super-
kapitalismus«. Er empfiehlt nicht, dass wir
uns mit dem Tausch des wirtschaftlichen
Vorteils gegen Nachteile für das Gemein-

wohl abfinden, sondern dass wir uns für ein
Programm der demokratischen Reformen
einsetzen sollten. Aber seine Analyse bietet
wenig Hoffnung. Superkapitalistische Fir-
men beherrschten die Politik; den Bürger-
verbänden, die deren Einfluss austarieren
könnten, hapere es an Geld und Macht.
Schlimmer noch, wie Reich seinen Lesern
klarmacht: »Sie und ich sind mitschuldig.«
Wir zögen so großen Nutzen aus dem Ak-
tienboom, billigen Flugpreisen und Wal-
Mart-Schnäppchen, dass wir sie nie freiwil-
lig aufgeben würden. Deswegen, so fasst er
zusammen, »können wir nie den demokra-
tischen Kapitalismus des nicht ganz golde-
nen Zeitalters wiederherstellen und sollten
es nicht einmal versuchen«, da unabwend-
bare technologische und ökonomische
Trends dessen Untergang besiegelt hätten.

Erosion der gesellschaftlichen
Normen und Institutionen

Krugman, Volkswirtschaftslehrer an der
Princeton University, widerspricht dieser
Schlussfolgerung mit einem Argument,das
er selbst als »volkswirtschaftliche Häresie«
bezeichnet. Im Gegensatz zum determi-
nistischen Dogma der Berufsökonomen
könnten politische Umbrüche – in diesem
Fall der Aufstieg des rechten Flügels der
Republikanischen Partei und des Neolibe-
ralismus – sehr wohl die Vermögensver-
teilung entscheidend beeinflussen, viel-
leicht sogar noch stärker als der technolo-
gische und strukturelle Wandel selbst. Der
vergleichsweise hohe Grad der sozialen
Gerechtigkeit, den die Amerikaner zwi-
schen 1947 und 1973 genießen durften, sei
weder zufällig noch vom Markt vorge-
zeichnet gewesen. Er sei vielmehr eine un-
mittelbare Folge der Reformen der Sozial-
und Steuerpolitik des New Deal, der Preis-
und Lohnkontrollen der Kriegszeit, sowie
des parteiübergreifenden Nachkriegskon-
sensus über die Notwendigkeit eines Wohl-
fahrtsstaates. Aber ab den frühen 70er Jah-
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ren habe der rechte Flügel der Republika-
nischen Partei allmählich die Grundlagen
des Egalitarismus der Nachkriegszeit un-
terminiert. Wie war das möglich? Wie
Krugman meint, steckten in erster Linie
weder die Technologie oder die sinkende
Nachfrage nach ungelernter Fabrikarbeit
noch die Globalisierung – die üblichen
Verdächtigen – hinter Amerikas Rutsch in
die soziale Ungerechtigkeit.Verantwortlich
sei vielmehr »die Erosion der gesellschaft-
lichen Normen und Institutionen, die einst
die soziale Gerechtigkeit förderten«. Der
rechte Flügel der Republikanischen Partei
habe diese institutionellen Barrieren gegen
extreme soziale Ungleichheit dermaßen
geschwächt, dass nun in den USA wesent-
lich die plutokratischen Bedingungen der
20er Jahre wiederhergestellt seien.

Wer hat Recht? 

Gewichtige Argumente unterstützen die
»Normen- und Institutionen«-Interpre-
tation Krugmans. Da der technologische
Wandel auf Volkswirtschaften überall in
der Welt im gleichen Maße einwirkt, müss-
te man eine Zunahme der Ungleichheit in
allen fortgeschrittenen Volkswirtschaften
erwarten, wenn die Analyse von Reich zu-
träfe. Aber das ist eben nicht der Fall. Wie
Krugman kommentiert: »Amerika ist ein-
zigartig.« Angesichts eines ähnlichen tech-
nologischen und ökonomischen Druckes
haben andere Länder wie die BRD bisher
eine Rückkehr zur extremen Ungleichheit
verhindert. Die Theorie der »Normen und
Institutionen« kann also die Divergenzen
zwischen den USA und anderen OECD-
Ländern erklären, da jene die einzige Ge-
sellschaft ist, in der die neoliberalen Kräfte
die Hemmungen,die früher die extrem un-
gleiche Verteilung in Grenzen hielten, ab-
gebaut haben. Insbesondere haben die
Republikaner wiederholt Steuersätze für
die reichsten Amerikaner herabgesetzt,
was allmählich die soziale Ungleichheit

verschärfte, indem es einen ehemals wirk-
samen Umverteilungsmechanismus fast
zunichte gemacht hat. Darüber hinaus ha-
ben Republikanische Regierungen zusam-
men mit ihren Verbündeten in der Wirt-
schaft die Gewerkschaftsbewegung fatal
geschwächt. Krugman notiert, dass zwi-
schen 1960 und 1999 die Zahl der Gewerk-
schaftsmitglieder in Kanada fast gleich ge-
blieben ist (rund 30 %), während in Ame-
rika in der gleichen Zeitspanne diese Ziffer
von über 30 % auf nur 13,5 % gefallen ist.
Da die USA und Kanada ähnliche, mitei-
nander verflochtene Volkswirtschaften ha-
ben, könne die Divergenz allein durch po-
litische Faktoren erklärt werden.

Eine Umkehr ist möglich

Krugmans Analyse erweckt die Hoffnung,
dass eine erfolgreiche progressive Koa-
lition den anti-egalitären Trend doch noch
umkehren könnte, z.B. – als erster Schritt
– durch Einführung einer universellen
Krankenversicherung. Das alleine könnte
das angeschlagene Image des Sozialstaates
rehabilitieren und den Weg zu weiteren
Reformen ebnen, die irgendwann zu einer
Wiederbelebung des sozial gerechten de-
mokratischen Kapitalismus führen könn-
ten. Wir seien doch nicht Gefangene un-
persönlicher ökonomischer Kräfte. Poli-
tische Reformen können die Spielregeln
dauerhaft verändern. Leider übersieht
Krugman, wie wackelig auch die europä-
ischen Sozialstaaten geworden sind. Die
Politik gibt uns zwar einen gewissen Spiel-
raum, aber der ist nicht unbegrenzt, wie
Reich zweifellos einwenden würde.

Robert Reich: Superkapitalismus. Wie
die Wirtschaft unsere Demokratie unter-
gräbt. Campus, Frankfurt a.M. 2008, 328 S.,
€ 24,90.

Paul Krugman: Nach Bush. Das Ende
der Neokonservativen und die Stunde der
Demokraten. Campus, Frankfurt a.M. 2008,
320 S., € 24,90.
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